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Vorwort
Die Wirtschaftslage in Kärnten stellt sich mit einem Entwicklungsrückstand von 13 Jahren gegenüber Österreich insgesamt alles andere als rosig dar. Während sich die KärntnerInnen um die Arbeitsplätze sorgen, steht der große Rationalisierungsschub in vielen Branchen noch bevor. Nicht alle freigesetzten Arbeitskräfte werden in den „Silicon Alps“, dem Renommierprojekt der Kärntner Landespolitik, Unterschlupf finden. 

Zwischen Mikroelektronikcluster und Olympiabewerbung klafft in der Wirtschaftspolitik der Landesregierung eine gähnende Lücke, die mit bloßen Ankündigungen für neue Initiativen (Entwicklungsleitbild) nicht ausgefüllt werden kann. Die vielen leeren Versprechungen müssen durch konkrete Maßnahmen ersetzt werden. Die Grünen haben dieses Wirtschaftskonzept für Kärnten erarbeiten lassen, um aufzuzeigen, was getan werden muß, um einen wirtschaftlichen Aufschwung in Gang zu setzen. 

Kärnten muß seine überaus guten Entwicklungschancen im Wachstumssektor „Umwelt“ nutzen, lautet das Credo der Grünen. Das vorliegende Wirtschaftskonzept zählt auf, welche konkreten Maßnahmen regionale Ressourcen besser nutzen, die Wertschöpfung verbessern und Arbeitsplätze schaffen können. Ohne Umweltlastungen, in vielen Bereichen wird sich die Umweltbilanz durch die vorgeschlagenen Maßnahmen sogar deutlich verbessern.

Der Schlüsselbereich ist die Umstellung auf erneuerbare Energiequellen und Energieeffizienz. Ein funktionierendes öffentliches Verkehrssystem soll die Mobilität verbessern. Die Förderung von Reparaturbetrieben stabilisiert Arbeitsplätze im lokalen Gewerbe. Die flächendeckende biologische Landwirtschaft bewahrt die Landschaft in ihrer Vielfalt. Kooperationsstrukturen halten die Kärntner Forst- und Holzwirtschaft international wettbewerbsfähig. Die Entwicklung der Umwelttechnik zielt auf Schließung von Stoffkreisläufen. Im Bereich der Ökoforschung besteht ein großer Nachholbedarf. Der Cluster Mikroelektronik hat als Wachstumsbranche gute Chancen. Durch Ökologisches Bauen sollen heimische Ressourcen (Holz) besser genutzt werden. Gute Chancen gibt es für einen angepaßten sanften Tourismus. 

Rund 7100 neue Arbeitsplätze in Kärnten können durch die von den Grünen vorgeschlagenen Maßnahmen geschaffen werden. Die Sockel-Arbeitslosenquote in Kärnten könnte dadurch um immerhin 3 Prozentpunkte gesenkt werden.

Einen besonderen Dank möchte ich dem Studienautor Josef BAUM aussprechen, der in mühevoller Kleinarbeit jene zahlreichen Mosaiksteinchen zusammengetragen, Interviews geführt und Diskussionen initiiert hat, aus denen dieses Konzept letztendlich entstanden ist. Ich möchte auch den vielen engagierten Menschen danken, die durch ihre Beiträge geholfen haben, dieses Projekt zu einem erfolgreichen Ergebnis zu führen.

Das vorliegende Konzept versteht sich nicht als Sternschnuppe, wie die zahlreichen Ankündigungen der Landespolitik, die kommen und vergehen, sondern als Startschuß für eine nachhaltige Entwicklung. Daß die vielen guten Ideen auch in die Tat umgesetzt und Arbeitsplätze im Umweltbereich geschaffen werden, dafür werden sich die Grünen einsetzen.

Klagenfurt, 9. Dezember 1998


DI Michael JOHANN

Landessprecher  der Grünen Kärnten


Zukunftsfähig Wirtschaften

Das Grüne Wirtschaftskonzept für Kärnten

I. Zusammenfassung

Das Wirtschaftskonzept der Kärntner Grünen untersucht den Zusammenhang von längerfristig gesicherter Beschäftigung mit dem Wirtschaften mit der Natur und der Wiederherstellung des ökologischen Gleichgewichts. Umweltschutz ist kein Luxusartikel. In Kärnten stellt die Möglichkeit, durch Umweltschutz Arbeitsplätze zu schaffen und zu sichern, eine zukunftsträchtige und chancenreiche Entwicklungsperspektive dar.

Das Grüne Wirtschaftskonzept für Kärnten soll Impulse geben und zur Verbindung von Umwelt und Arbeit ermutigen. Das Prinzip des Faktor 4 (höherer Wohlstand bei gleichzeitiger Reduzierung des Ressourcenverbrauchs) stellt in diesem Sinne für Kärnten einen sinnvollen Leitfaden dar.

Kärnten ist im Laufe der letzten Jahrzehnte und Jahre vom ökonomischen Niveau her an die vorletzte Stelle unter den österreichischen Bundesländern gerutscht, von der Entwicklung her sogar in vielen Bereichen Schlußlicht in Österreich geworden. Die Prognosen sind nicht rosig, insbesondere für den Arbeitsmarkt.

Die aktuellsten verfügbaren offiziellen Zahlen weisen für Kärnten im Jahr 1992 nur ein wertmäßiges Nettoregionalprodukt von 80% des österreichischen Durchschnitts auf. Bei Zugrundelegung eines weiteren „wirtschaftlichen Wachstums“ mit einer Steigerungsrate, die dem österreichischen Durchschnitt von 1992 bis 1997 entspricht, bedeutet dies einen „Entwicklungsrückstand“ von etwa 13 Jahren zum österreichischen Durchschnitt. 

Die wichtigsten Gründe für den Entwicklungsrückstand:

· Die geographische Lage Kärntens weit weg von den großen Wirtschaftszentren

· Die Nachteile durch die Lage im „Schatten“ der Krise im ehemaligen Jugoslawien

· Eine Landespolitik, die mit populistischen und symbolischen Prestigeprojekten Schwächen verdecken will, aber aufgrund der Proporzregelung nicht in der Lage ist, die anstehenden Probleme wirklich zu lösen

· Politblockaden, die eine grenzübergreifende Kooperation und die sich daraus ergebenden Chancen für die Wirtschaft verhindern

· Die weltweite Tourismuskonkurrenz, weil die fehlende Kostenwahrheit im Verkehr die Marktbedingungen zugunsten von Ferndestinationen verzerrt

· Geringes Problembewußtsein durch die lange Expansionsperiode mit überdurchschnittlich hohen Wachstumsraten in der Nachkriegsperiode bis zu den 70er Jahren.

Die insgesamt eher düsteren Aussichten für Kärnten bei Fortschreibung des herrschenden Entwicklungsmodells können aber auch als Chance gesehen werden: Die regionalpolitische Praxis zeigt, daß grundlegende Neuorientierungen eher dort geschehen, wo es mit herkömmlichen Mitteln nicht mehr geht und wo der Problemdruck zu groß wird.

„Wenn wir frühzeitig anfangen, dann geht der Strukturwandel verlustfrei und mit erheblich Gewinnen einher“ (Weizsäcker, Lovins & Lovins).

Viele Konzepte und Studien beweisen, daß „Arbeit durch Umweltschutz“ konkret für Kärnten eine realistische Entwicklungsvariante darstellt: 

Das österreichische Wirtschaftsforschungsinstitut beschreibt Vorteile für die Vorreiter von neuen Entwicklungen in einer Studie als "Vorteile der first mover". Das Kärntner Entwicklungsleitbild, welches von der Landesregierung in Auftrag gegeben wurde, die Studie „Arbeitsmarkt Kärnten 2005“ der Kärntner Industriellenvereinigung und der Wirtschaftskammer, das Memorandum der Kärntner Arbeiterkammer aus rbändige „Wirtschaftskonzept Kärnten“ des WIFO im Auftrag der Kärntner Landesregierung empfehlen zumindest in Teilbereichen eine nachhaltige Entwicklung als Wirtschaftsstrategie.

Ausgehend von der Entwicklungsanalyse und einer Stärken-Schwächen-Chancen-Risken - Beurteilung, sowie aufbauend auf den genannten Konzepten wird von den Grünen das Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung Kärntens als „Ökoregion“ vorgeschlagen. 

Diese zielführendste Strategie basiert auf dem Prinzip der „Arbeit durch vorbildliche ökologische Lösungen“. Pionierprojekte sollen neue Wege austesten. Die gewonnenen Erfahrungen sollen dann systematisch umgesetzt werden, die Projekte untereinander vernetzt werden.  Das Land soll über entsprechende Informationen, Bildungsmaßnahmen, eine intensive Betreuung, Förderungen und ein ökologisches Beschaffungswesen diese Entwicklung in Richtung Nachhaltigkeit steuern. Die Orientierung auf eine nachhaltige Entwicklung bedeutet nicht die Abkoppelung, sondern die intelligente Einbindung in Weltmarktstrukturen.

Es gibt in Kärnten  viele positive Ansätze, Modelle und Projekte, die es verdienen, verallgemeinert zu werden.

Die Umsetzungsbereiche sind:

· Der Schlüsselbereich ist die Umstellung des regionalen Energiesektors auf erneuerbare Energiequellen und Energieeffizienz: Die Umstellung auf erneuerbare Energieträger bringt beträchtliche Wertschöpfung. Sie schafft und sichert Arbeitsplätze im Bereich der Land- und Forstwirtschaft und der Ökotechnologien. Sie verringert die Importe und verbessert die Klima- und Umweltbilanz.

· Der Ausbau des öffentlichen Verkehrs (Verdichtung des Netzes und der Intervalle, Einführung maßgeschneiderter und bedarfsgesteuerter Verteiler- und Zubringersysteme zu den Hauptlinien wie Sammeltaxis usw.) verbessert die Lebensqualität und schafft Arbeitsplätze.

· Die Förderung und Bewerbung von Reparaturbetrieben: Sie sichern eine längere Lebensdauer der Produkte, einen niedrigeren Rohstoffverbrauch und stabilisieren Arbeitsplätze im lokalen Gewerbe.

· Die Umstellung auf flächendeckende biologische Landwirtschaft, eine darauf aufbauende Nahrungsmittelveredelung sowie Vermarktungsstrukturen sichert die Gesundheit der KärntnerInnen, bewahrt die Landschaft in ihrer Vielfalt und Schönheit und sichert Arbeitsplätze in der Landwirtschaft

· Ein flächendeckende nachhaltige Forstwirtschaft, eng verbunden mit dem Schlüsselbereich erneuerbare Energie, ist die Grundlage für den Ausbau der  Holzwirtschaft auf verschiedenen Ebenen, bei der Kärnten wieder auf traditionellen Stärken aufbaut. Kooperationsstrukturen sollen die Kärntner Forst- und Holzwirtschaft international wettbewerbsfähig halten. Die Vermarktung von Holz aus naturnaher Forstwirtschaft ist wesentlich zu verbessern. Der Ausbau einer innovativen Holzbe und -verarbeitung bringt dezentral mehr Arbeitsplätze. 

· Die Entwicklung der Sparte Umwelttechnik zielt auf Schließung von Stoffkreisläufen, emissionsvermindernden Technologien, eine umweltgerechte Entsorgungstechnik, Industrien im Bereich der nachwachsenden Rohstoffe usw.
· Der Cluster Mikroelektronik hat gute Chancen, weil er zu einer Wachstumsbranche gehört und für diesen Bereich bestqualifizierte Arbeitskräfte in Kärnten ausgebildet werden. Die Anwendung von Sensoren im Umweltbereich, die Vermeidung von Transporten, die Verringerung des Energieeinsatzes und des Ressourcenverbrauchs durch moderne Kommunikationstechnologien sind gute Beispiele dafür, daß Hochtechnologien viel zur Nachhaltigkeit beitragen können. 

· Der Cluster Ökologisches Bauen soll durch eine breite Vernetzung Kärnten als Land, in dem ökologisches und ressourcenschonendes Planen, Bauen und Leben selbstverständlich ist, positionieren. Das Land Kärnten hat über Wohnbauförderung, Bauvorschriften und öffentliche Bauvorhaben wirksame Instrumentarien, um diesen Cluster wirksam zu unterstützen.

· Gute Chancen gibt es für einen angepaßten sanften Tourismus, der die Naturressourcen Kärntens schonend nutzt. Beispielhafte Projekte wie im Lesachtal, am Weißensee oder in der Carnica-Region Rosental sollten zum Leitbild des Tourismus des nächsten Jahrtausends in Kärnten werden.

· Biotopkartierung, Landschaftspflege, Biotopschutz steht auch  in Zusammenhang mit dem angepaßten, sanften Qualitätstourismus. Im Bereich der Ökoforschung besteht ein großer Nachholbedarf, angefangen von den Biotopkartierungen (notwendig beispielsweise für die Natura 2000-Ausweisung) bis zur Erfassung von Altlasten. Die Vernetzung von ökologisch wertvollen Flächen, besondere Pflege- und Gestaltungsmaßnahmen und die Schaffung von Naturwaldgebieten soll die Qualität der Naturlandschaft sichern und verbessern.

Durch die Umsetzung der von den Grünen vorgeschlagenen Maßnahmen werden (netto) zusätzlich ca. 7100 Arbeitsplätze bis zum Jahr 2005 geschaffen (im günstigen Fall sogar 9900, im ungünstigen Fall 3100). Die Sockel-Arbeitslosenquote in Kärnten könnte dadurch um ca. 3 Prozentpunkte gesenkt werden.


II. Arbeit schaffen durch das Prinzip

  „Wirtschaften mit der Natur“

Das Ziel des Grünen Wirtschaftskonzepts für Kärnten

Die Kernfrage, auf die dieser Entwurf eine klare Antwort zu geben versucht, ist der unbedingte Zusammenhang von längerfristig gesicherter Beschäftigung und der Wiederherstellung des ökologischen Gleichgewichts, lokal und  auf unserem Planeten insgesamt. Umweltschutz, ökologische Kreisläufe, vielleicht auch Nachhaltigkeit schön und gut, jetzt gehe es aber einfach um die Sicherung von Beschäftigung, so nicht selten gehörte Meinungen. Umweltschutz ist aber keine zusätzlich Fleißaufgabe und kein Luxusartikel; gerade in Kärnten, so wird nachgewiesen ist die Orientierung „Arbeit durch Umweltschutz“ die realistischste Entwicklungsperspektive.

Die Realität ist immer vielfältiger als selbst das beste Programm. Die Zukunft ist fast immer anders als gedacht. Ein Wirtschaftskonzept kann sinnvollerweise nur einen Rahmenvorschlag abgeben. Wichtig sind die Akteure, die selbständig handeln. Wichtig ist der Prozeß und die Richtung. Es soll daher ein Horizont abgesteckt werden, und zwar der weitere Horizont in der Zukunft. Es soll in diesem Sinn über tagespolitische Notwendigkeiten hinaus richtungsweisend sein. Es soll aber auch erste Schritte angeben - auch lange Reisen beginnen mit den ersten Schritten

Das grüne Wirtschaftskonzept für Kärnten baut auf dem Konzept der „Nachhaltigkeit“ auf. Gleichlautende Begriffe für Nachhaltigkeit sind „Zukunftsfähigkeit“ oder „Dauerhaftigkeit“. (Siehe dazu Kapitel „Zum Konzept der Nachhaltigkeit“) 

Das grüne Wirtschaftskonzept für Kärnten soll ein Handlungsangebot für breitere Schichten sein und unterstreicht die Wirtschaftskompetenz der Grünen. Es soll Impulse geben und Ermutigung für Schritte zur notwendigen Verbindung von Umwelt und Arbeit sein.

III. Analyse 

Wieso Kärnten Schlußlicht wurde

Kärnten ist im Laufe der letzten Jahrzehnte und Jahre vom ökonomischen Niveau her an die vorletzte Stelle von den österreichischen Bundesländern gerutscht, von der Entwicklung her ist es in vielen Bereichen Schlußlicht in Österreich geworden. Vor allem sind die Prognosen nicht rosig, insbesondere für den Arbeitsmarkt. 

Zwar entwickelte sich der Arbeitsmarkt in Kärnten in allerletzter Zeit aufgrund der Konjunktur etwas besser, Kärnten weist aber mit 8,1% etwa Ende Oktober 1998 von allen Bundesländern die höchste Arbeitslosenrate auf. 

Mit 46,8% Frauenanteil liegt Kärnten bei der Arbeitslosigkeit über dem österreichischen Schnitt von 44,9%. Die Ursachen dafür liegen  in

· besonderen Problemen in Niedriglohnbranchen, 

· Mängel im Angebot von Kinderbetreungseinrichtungen und unter den gegebenen Bedingungen geringere Möglichkeiten zum Pendeln, 

· zu wenig Schwerpunkte für (Betriebs)Gründerinnen,

· zu geringe Konzentration der AMS-Qualifikationsmaßnahmen auf Frauen 

Dazu kommt als Kärntner Spezifikum, daß der Arbeitsmarkt durch die hohe Bedeutung von Tourismus und Bauwirtschaft hohe saisonale Schwankungen aufweist. 

Tabelle 1: 

Entwicklung der Arbeitslosigkeit in den 90er Jahren in den Kärntner Arbeitsmarktbezirken.
	Region bzw

Arbeitsmarktbezirke
	Entw. der Arbeitslosenzahl

  1991 – 1997          

   in%           Index 1991
	Arbeitslose in Prozent der Berufstätigen (selbst.+unselbst.)     

          1995              1996            1997           1995/96/97

            in%              in%            in%              in%             Ö=100   

	Kärnten
	25,7
	100
	7,1
	7,8
	7,4
	7,4
	126

	Österreich
	26,1
	100
	5,7
	6,0
	6,0
	5,9
	100

	
	
	
	
	
	
	
	

	Feldkirchen
	-2,1
	78
	6,9
	7,4
	6,9
	7,1
	120

	Hermagor
	-10,2
	71
	4,7
	4,8
	4,5
	4,7
	79

	Klagenfurt
	36,1
	108
	6,5
	7,4
	7,1
	7,0
	118

	St.Veit an der Glan
	28,2
	102
	6,7
	7,2
	6,9
	6,9
	118

	Spittal an der Drau
	20,2
	95
	9,1
	9,5
	9,0
	9,2
	156

	Villach
	50,5
	119
	6,8
	7,5
	7,5
	7,3
	123

	Völkermarkt
	21,2
	96
	7,6
	8,6
	8,2
	8,1
	138

	Wolfsberg
	0,1
	79
	7,3
	8,0
	7,0
	7,4
	126


Kärnten hat einen weit überproportionalen Anteil an den gerichtlichen Insolvenzen an Österreich insgesamt (1996: 11% gegenüber ca. 7% Bevölkerungsanteil. Während in Kärnten 1995 und 1996 Gerichtliche Insolvenzen zu 99% mit dem Konkurs enden, sind es in Österreich insgesamt nur 91%

Kärnten hat von 1988 bis 1994 bei der Zunahme der regionalen Bruttowertschöpfung zu Marktpreisen nominell mit 42,9% (Vergleich Burgenland: 51,4%) die drittgeringste Steigerung  nach Salzburg und Oberösterreich zu verzeichnen.
 Die letzten verfügbaren Statistiken weisen für Kärnten für 1995 eine wertmäßige Bruttowertschöpfung pro Einwohner von 80% des österreichischen Durchschnitts auf. 1990 betrug dieser Wert 81%. 

Tabelle 2: Die Entwicklung des Regionalprodukts 

(Quelle: ÖIR, Die ländlichen Problemgebiete, 1998)

	Region/

Bezirke
	Bruttoregionalpr.*)

pro EinwohnerIn 1991-1992, Ö=100
	Bruttoregionalpr.*)

pro Beschäftigter/m 

1991-1992, Ö=100
	Nettoregionalpr.*)

pro EinwohnerIn 1991-1992, Ö=100
	Nettoregionalpr.*)

pro Beschäftigter/m 

1991-1992, Ö=100

	Klagenfurt-Villach
	96
	90
	100
	93

	Oberkärnten
	70
	91
	63
	81

	Unterkärnten
	58
	79
	62
	84

	Kärnten
	79
	88
	80
	89

	Österreich
	100
	100
	100
	100

	
	
	
	
	

	Feldkirchen
	55
	79
	56
	81

	Hermagor
	62
	86
	58
	80

	Klagenft-Stadt/Land
	106
	91
	115
	98

	St.Veit an der Glan
	57
	78
	59
	81

	Spittal an der Drau
	78
	96
	66
	81

	Villach-Stadt/Land
	83
	89
	82
	87

	Völkermarkt
	22
	35
	24
	37

	Wolfsberg
	35
	48
	38
	51


Der Abstand zu Österreich ist auch auf Grund anderer Wirtschaftsindikatoren sicher nicht geringer worden Bei Zugrundelegung eines „wirtschaftlichen Wachstums“ mit einer Rate die dem österreichischen Durchschnitt von 1992 bis 1997 entspricht, bedeutet dies einen „Entwicklungsrückstand“ von ca.13 Jahren zum österreichischen Durchschnitt. d h. in Fortsetzung durchschnittlicher Jahresraten erreicht Kärnten in 13 Jahren den österreichischen Schnitt.

Die letzte Wanderungstatistik
 weist den Bezirken Spittal, Hermagor und Feldkirchen von allen österreichischen Bezirken mit etwa 7 Promille Wanderungsbilanz (bezogen auf die Gesamtbevölkerung) für das Jahr 1996 absolute Spitzenplätze in der Abwanderung zu.

Tabelle 3: Die demographische Entwicklung in Kärnten 1981 bis 1991 

	
	
	
	
	
	

	Regionen/

Bezirke
	Einwohner

VZ 1991
	%-Anteil der

60jähr. u. älter

VZ 1991
	Entw. d. Einwohnerzahl in Prozent

Volkszählungen 1981 –1991

insgesamt          Natürl. Bew.           Wanderung

	Klagenfurt-Villach
	259.525
	
	
	
	

	Oberkärnten
	129.679
	
	
	
	

	Unterkärnten
	158.594
	
	
	
	

	Kärnten
	547.798
	20,1
	2,2
	1,8
	0,4

	Österreich
	7.795.786
	20,0
	3,2
	0,30
	2,9

	
	
	
	
	
	

	Feldkirchen
	28.637
	18,2
	5,0
	3,00
	2,0

	Hermagor
	20.245
	21,8
	0,8
	1,70
	-0,9

	Klagenfurt-Stadt
	89.415
	21,9
	2,4
	-0,30
	2,7

	Klagenfurt-Land
	52.874
	18,6
	6,7
	1,80
	4,9

	St.Veit an der Glan
	58.850
	20,7
	-0,6
	2,00
	-2,6

	Spittal an der Drau
	80.802
	19,1
	1,4
	3,80
	-2,4

	Villach-Stadt
	54.640
	21,8
	3,7
	-0,70
	4,4

	Villach-Land
	62.596
	20,1
	3,2
	2,00
	1,2

	Völkermarkt
	43.441
	18,9
	0,5
	2,10
	-1,7

	Wolfsberg
	56.303
	19,0
	-0,2
	3,30
	-3,5


Tabelle 4: Altersstruktur-, Bevölkerungs- und Wanderungsprognose

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	Region
	Einwohner 1991
	Anteil der

60jährigen und älter

1991    1996*)   2001*)
	Entwicklung der Einwohnerzahlen in Prozent

1991-1991                                          1991-2001*)

   Insges.  Natürl.Bew.  Wanderung    Insges.  Natürl.Bew.  Wander.
	

	Klgft/Villach
	259.525
	20,8
	20,2
	21,3
	3,7
	0,6
	3,1
	4,5
	-0,1
	4,7
	

	Oberkärnten
	129.679
	19,3
	19,6
	20,9
	2,1
	3,3
	-1,2
	2,2
	1,6
	0,6
	

	Unterkärnten
	158.594
	19,6
	20,3
	21,7
	-0,2
	2,5
	-2,7
	0,3
	1,1
	-0,8
	

	Kärnten
	547.798
	20,1
	20,1
	21,3
	2,2
	1,8
	0,4
	2,8
	0,6
	2,1
	

	Österreich
	7.795.786
	20,1
	19,7
	20,9
	3,2
	0,3
	2,9
	8,6
	1,0
	7,6
	


In der Kaufkraft pro Einwohner liegt Kärnten 1997 bei 91,2% des Österreichwertes knapp vor Steiermark und Burgenland (Letzteres weist einen Wert von 90,8%); allerdings holten die Steiermark und das Burgenland auf  (Burgenland. 88,1% 1992), während Kärnten von 93,7% 1992 abfiel
.

Einige Daten weisen in allerjüngster Zeit auf  wirtschaftliche Entwicklungen über dem österreichischen Schnitt hin. So haben die milde Witterung im Winter und die besser als erwartet verlaufene Tourismussaison  haben zu einer leichten Verbesserung der Arbeitsmarksituation um 0,4% im ersten Halbjahr 1998 geführt. Derzeit ist nicht abschätzbar, ob dies auch von Dauer ist. Einiges spricht jedenfalls dafür, daß es sich auch um die Auswirkungen von nicht beliebig fortsetzbaren klassischen „Vorwahlmaßnahmen“ (z.B. Kanalbau, Autobahnbau; so meldete das Land für 1997 eine Erhöhung der öffentlichen Bauaufträge um 19,3%, während sie im sonstigen Österreich insgesamt rückläufig waren
) und speziellen Maßnahmen des AMS handelt, um offiziell weniger  Arbeitlose aufscheinen zu lassen. Trotzdem allem bleibt Kärnten bei den Arbeitslosenzahlen abgeschlagen an hinterer Stelle im Österreichschnitt. Gleichzeitig nimmt die versteckte Frauenarbeitslosigkeit zu.

Tabelle 5: Problematische Sitiation am Arbeitsmarkt 

(ÖIR, Die ländlichen Problemgebiete,1998)

	
	
	
	
	
	
	

	Region/

Bezirk
	Einwohner/Arbeitsplatz 1991

absolut              Ö=100
	Berufstätige pro Arbeitsplatz 1991

absolut             Ö=100
	Entw. d. unselbst.

Beschäft. in %

1991-1996

	Klagenfurt-Villach
	2,1
	93
	1,0
	98
	-9,6

	Oberkärnten
	3,0
	129
	1,3
	116
	-11,6

	Unterkärnten
	3,1
	136
	1,3
	122
	-4,3

	Kärnten
	2,5
	110
	1,1
	102
	-6,4

	Österreich
	2,3
	100
	1,1
	100
	-2,8

	
	
	
	
	
	

	Feldkirchen
	3,3
	145
	1,5
	135
	-7,5

	Hermagor
	3,2
	139
	1,3
	124
	-8,4

	Klagenfurt-Stadt
	1,5
	63
	0,7
	65
	-6,9

	Klagenfurt-Land
	4,6
	202
	2,1
	193
	-10,2

	St.Veit an der Glan
	3,1
	137
	1,3
	124
	-12,4

	Spittal an der Drau
	2,8
	123
	1,2
	112
	-12,5

	Villach-Stadt
	1,7
	74
	0,8
	72
	-4,6

	Villach-Land
	3,9
	169
	1,6
	151
	-11,1

	Völkermarkt
	3,3
	146
	1,5
	135
	-5,6

	Wolfsberg
	3,0
	129
	1,3
	117
	8,0


Im übrigen holen strukturschwächere Regionen meist in Konjunkturzeiten leicht auf, und verlieren im nächsten Konjunkturabschwung dies und oft noch mehr wieder. Von einem Aufschwung kann jedenfalls nur dann gesprochen werden, wenn sich die Entwicklungsdaten über Jahre hinweg positiv entwickeln.

Hinsichtlich einiger wichtiger  Wirtschaftsindikatoren z. B. Beschäftigungsstand oder Regionalprodukt, weist Kärnten nach dem Burgenland meist das zweitniedrigste Niveau der österreichischen Bundesländer auf, von der Entwicklungsdynamik her ist es in den letzten Jahren sogar immer öfter Schlußlicht geworden. So weist Kärnten mit 54,2% die niedrigste Erwerbsquote von ganz Österreich auf.

Dies hat vor allem neben wirtschaftsstrukturellen Gründen folgende Ursachen: 

1) Die Lage Kärntens relativ weit von starken Zentren, den sogenannten "Wachstumspolen". Kärnten selbst weist nur einen vergleichsweise eher schwachen Zentralraum auf. 

2) Der in der Landespolitik besonders verankerte Populismus, der "symbolische Politik" betreibt und nicht durch entschiedenes Handeln den für Kärnten negativen Grundströmungen gegensteuert.
  Fragwürdige Großprojekte wie der Bau eines überdimensionierten Fußballstadions oder eines Luxushotels im Naturschutzgebiet Walterskirchen sind aber keine geeignete Therapie gegen eine Wirtschaftsflaute. Die Zusammensetzung der Landesregierung nach dem Proporz erfordert oft einen Konsens, der für mühsame Aufbauarbeiten und zukunftsfähige Maßnahmen nur selten zu erzielen ist.

3) Das nur geringe Wahrnehmen von Chancen durch grenzübergreifende Zusammenarbeit auf Grund von Politblockaden. Sogar das grenzenlose „Olympia 2006“ wird derzeit noch wie drei getrennte Projekte angegangen – mit seperaten Organisationsstrukturen, Budgets usw. Ausnahmen – wie die erfolgreiche Expansion der Kärntner Hypo in Slowenien – bestätigen die Regel.

4) Kärnten litt im „Schatten“ der krisenhaften Entwicklungen der letzten Jahre im ehemaligen Jugoslawien. Traditionelle Nord/Süd-Korridore umgehen Kärnten, indem sie vor allem auf den Donaukorridor auswichen.

5) Kärnten hatte die stärksten Rückgänge im Tourismus, die zum Teil auf hausgemachte Ursachen, zum Teil aber auch auf die Konkurrenzierung durch billige Flugdestinationen bedingt sind. Die Kostenvorteile von Ferndestinationen sind auf die mangelnde Kostenwahrheit im Transportwesen zurückzuführen. 

6) Kärnten hat in der Nachkriegszeit bis in die siebziger Jahre hinsichtlich der üblichen Entwicklungsindikatoren stark aufgeholt bzw. befand sich auf der Überholspur: „Das gemütliche Ausruhen auf den Lorbeeren und Erträgen der sechziger und siebziger Jahre hat viele für die Veränderung der Märkte blind gemacht.“ 
 Durch diese Expansionsphase hat es lange gedauert, bis breiteren Schichten der Politik und auch der Gesellschaft das Problem bewußt geworden ist. Aber noch immer herrscht die Meinung vor, mit einem einfachen „Ho-ruck“ oder mit der richtigen Führungsfigur könne man in die „goldenen“ Zeiten der schnellen Expansion wieder zurückkehren. Während in anderen Regionen nach jahrzehntelanger Abwanderung und Auszehrung auf eine Tradition gegensteuernder Regionalpolitik zurückgegriffen werden kann, dürfte in Kärnten das Bewußtsein für die Längerfristigkeit der Probleme und der notwendigen Gegensteuerungen sich erst noch entwickeln.

Die Letzten werden die ersten sein

Kärnten dürfte nach ziemlich einhelliger Meinung der WirtschaftsforscherInnen trotz konjunktureller Schwankungen  noch länger im von der Landespolitik mitverschuldeten „Rückstand“ beharren. Als Hinweis dafür dienen nicht nur die mittelfristigen Wirtschaftsprognosen des WIFO, sondern die längerfristigen Bevölkerungsprognosen  der österreichischen Raumordnungskonferenz.. 

Die düsteren Aussichten bei Fortschreibung  des herrschenden Entwicklungsmodells können aber auch als große Chance gesehen werden: Die regionalpolitische Praxis zeigt, daß grundlegende Neuorientierungen eher dort geschehen, wo es mit herkömmlichen Mitteln einfach nicht mehr geht, wo es einen gewissen Problemdruck gibt. Allerdings nie von alleine. In diesem Sinn können durch überlegte Handlungsangebote sehr wichtig werden.

Im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung können innerhalb Kärntens die Regionen Oberes Mölltal und Lesachtal als vergleichsweise vorbildlich betrachtet werden. Auch dort fand ein gewisses Umdenken durch die Tiefe der auftretenden Probleme statt. (Siehe Kapitel „Vorbildliche Beispiele in Kärnten).

Jedenfalls dürfte auch in anderen Kärntner Regionen eine Situation heranreifen, in der die Bereitschaft zu wirklich Neuem viel größer wird. Die Auswirkungen des anthropogen verursachten Klimawandels und die auf internationaler Ebene diskutierten Gegenmaßnahmen (Klimakonvention) werden den Druck in Richtung Nachhaltigkeit verstärken, wenn Gesellschaft und Wirtschaft an Grenzen stoßen, die (steuerlichen) Rahmenbedingungen geschaffen werden oder der gesellschaftlich Druck entsprechend groß wird. In diesem Sinn werden dann die (jetzt) Letzten die Ersten sein. 

Das österreichische Wirtschaftsforschungsinstitut arbeitete das als "Vorteile der first mover" heraus
. Die „Pioniere“ erreichen in wachsenden Märkten durch Vorsprünge im Know-how bei Produktentwicklung, Arbeitsprozessen und -organisation sowie durch bessere Marktkenntnisse insgesamt im Schnitt günstigere Marktpositionen und Rentabilitätswerte: „Hohe Wachstumsaussichten haben insbesondere Firmen, die innovative saubere Technologien (integrierte Prozeßinnovationen) anwenden: Durch Umweltinnovationen werden Stoffstrom- oder Energieverbrauchsreduktionen bewirkt, die  auch kostensparend wirken...“
  

Auch die Umweltabteilung der Bundesarbeitskammer, die insgesamte zusätzliche Arbeitsplatzeffekte durch eine nachhaltige Entwicklung bestreitet, gesteht dies zu: “Im großen und ganzen kann man sagen, daß für den Bereich des integrierten Umweltschutzes (bzw. in Anwendung sauberer Technologien) eine Bestätigung der First-Mover-These erbracht wurde“ 
 Selbst wenn der Per-Saldo-Arbeitsplatz- Effekt also tatsächlich Null sein sollte (was eher unwahrscheinlich ist), so haben Unternehmen und Regionen, die Richtung Nachhaltigkeit voran gehen, für eine längere Zeit jedenfalls Vorteile.

Nüchtern betrachtet wird das Einschwenken Richtung Nachhaltigkeit in Kärnten nicht von heute auf morgen vor sich gehen. Realistisch scheint die weitere Entwicklung von Pilot- und Musterprojekten sowie Pionierunternehmen. Durch Vorbildcharakter wird eine Ausweitung erfolgen, wobei Vernetzungsstrukturen aufgebaut werden. (Siehe Kapitel „Phasen des Übergangs zur Nachhaltigkeit“)

IV. Die „Nachhaltigkeit“ in Konzepten, Studien und Gesetzen 

„Arbeit durch Umweltschutz“ ist für Kärnten eine realistische Entwicklungsvariante

Das Grüne Konzept für einen zukunftsfähigen Weg der Kärntner Wirtschaft wird nicht komplett neu erfunden. Im Gegenteil, es baut auf offiziellen Deklarationen, Studien, Konzepten und konkreten Erfahrungen von Akteuren und Unternehmen auf, die in diesem Konzept zusammengeführt und weiterentwickelt werden: 
1. Das "Entwicklungsleitbild Zukunft Kärnten" 
 im Auftrag der Kärntner Landesregierung, bezieht sich immer wieder auf eine nachhaltige Entwicklung, wobei in verschiedenen Textstellen aber Widersprüchliches gemeint ist. Immerhin heißt es aber  z. B. unter bezug auf UN-Konferenz über Umwelt und Entwicklung 1992 in Rio und deren Umsetzungs-Agenda 21: „So stellt das Entwicklungsleitbild Zukunft Kärnten einen langfristigen regionalen Aktionsplan mit dem Ziel der zukunftsbeständigen Entwicklung Kärntens unter Beachtung sozialer, ökonomischer und ökologischer Komponenten dar (Seite 35). Schließlich wurde darin auch der Begriff „Ökoland Kärnten“ (Seite 67) verwendet. 

2. Die Studie "Arbeitsmarkt Kärnten 2005" im Auftrag der Kärntner Industriellenvereinigung
 vom November 1997 weist teilweise in Richtung Nachhaltigkeit: „Die De-Materialisierung der Produktion begünstigt schließlich eine Orientierung an Zielen der Umweltverträglichkeit und der Nachhaltigkeit von Wirtschaftsprozessen, die die Wirtschaftspolitik künftig in verstärktem Maße charakterisieren wird.“ Es wird ferner von „Strategien zur Verringerung des Energie- und Ressourcenverbrauches und zur Schaffung geschlossener Kreisläufe, der Reparatur von Umweltbeeinträchtigungen und eines Verzichts auf die Nutzung ökologischer Rückzugsgebiete“ gesprochen.

3. Im vierbändigen „Wirtschaftskonzept Kärnten“, im Auftrag der Kärntner Landesregierung (Bodenhöfer, Hüttner, Palme, Steiner, 1992)
 wird für den Kärntner Zentralraum eine technologieorientierte Entwicklung empfohlen, für die Kärntner „Randgebiete“ wird ausdrücklich eine „nachhaltige Entwicklung“ empfohlen und theoretisch begründet:
: Durch die Globalisierungstendenzen sind die Billiglohnvorteile der Kärntner Randgebiete praktisch weggefallen. Es bleiben die naturräumlichen Vorzüge der Region und die Fähigkeiten der Menschen („menschliche und natürliche Ressourcen“). Dabei soll nicht auf Billigprodukte, sondern auf Qualität gesetzt werden. 

„Wenn also Randgebiete (oder Teile davon) ihre Entwicklungschance darin sehen, daß Faktoren, die nahezu einzigartig sind und in dieser Ausprägung anderswo nicht vorkommen, wie natürliche Ressourcen und traditionelle Fertigkeiten, „sustainable“ genutzt und zu Spezialprodukten des Konsumgüter- und Dienstleistungsbereichs kombiniert werden, dann hängt der Erfolg entscheidend von sozio-kulturellen Komponenten ab. Die Menschen müßten sich mit dieser Leitidee identifizieren. Sie dürften nicht allzu risikoscheu, sondern von dem Bewußtsein getragen sein, daß sie gleichsam wie „Pioniere“ neue Wege beschreiten  und etwas Innovatorisches versuche. Initiative Persönlichkeiten gibt es überall, sie werden vor allem in der jüngeren, gut ausgebildeten Generation zu finden sein.“

„Wenn sich das Land Kärnten diesen Überlegungen zu den kompetitiven Vorteilen und Entwicklungschancen der Randgebiete anschließt (und sie nicht etwa als sozialutopische Träumereien“ großstädtischer Experten abtut) und eine solche „sustainable“ Entwicklung beabsichtigt, dann müßte sie - wie in der „Strategieförderung“ - eine effiziente und flexible wirtschaftspolitische Unterstützung gewähren. Diese spezielle Wirtschafts- und Regionalförderung würde eine „Saatbeet“-Funktion ausüben, indem sie Initiativen für die Gründung von Kooperationen für regionale Produktionskomplexe setzt.“

Soweit das von der Landesregierung bestellte Gutachten des österreichischen Wirtschaftsforschungsinstituts aus dem Jahre 1992. Leider fiel es - jedenfalls in diesem Punkt - der Vergessenheit anheim. Es wird in diesem grünen Wirtschaftskonzept abgewandelt aufgegriffen, als nicht getrennt technologieorientierte Entwicklung für den Kärntner Zentralraum und nachhaltige Entwicklung  für die anderen Regionen empfohlen wird, sondern die Technologieentwicklung  insgesamt ins Konzept der nachhaltigen eingebettet wird (Konkret: Der auch vom „Entwicklungsleitbild“ vorgeschlagene Mikroelektronik- und Umwelttechnikschwerpunkt  wird in ein Gesamtkonzept einer nachhaltigen Entwicklung eingebunden.

4. In den „Leitlinien für das Unternehmen Kärnten“ des Ossiacher Kreises wird in einer Gesamtbewertung der Zukunftsmärkte für Kärnten durch engagierte UnternehmerInnen, PolitikerInnen und ExpertInnen, dem Umweltbereich sowohl von der Marktattraktivität wie von der Wettbewerbsfähigkeit der Spitzenplatz eingeräumt
 An zweiter Stelle wurde bei der Wettbewerbsfähigkeit  der Ernährungsbereich genannt, bei der Marktattraktivität Bildung, und dann Ernährung. Also alles Bereiche , die gut zu integrieren sind: „Wir schlagen vor Umwelt als attraktivsten und für den Wettbewerb am besten geeigneten Kärntner Zukunftsmarkt eine Leitfunktion zuzuweisen.“

5. Im AK-Memorandum 1994
 heißt es: „Ökologische Kreislaufwirtschaft“:Eine ökologisch orientierte Neugestaltung der Industriegesellschaft muß angestrebt werden. Das bedeutet für Kärnten, daß die ökologische Kreislaufwirtschaft verstärkt die Leitbildfunktion übernehmen muß. Dieser Ansatz will bestehende Wirtschaftsstrukturen derart ändern, daß sich diese an natürlichen Kreisläufen orientieren und mit weniger Rohstoffen, weniger Umweltbelastungen und mit Hilfe von intelligenten Technologien Wohlstand und Beschäftigung sichern.

Die Arbeiterkammer Kärnten verlangt unter anderem:

· eine Reduzierung der gesundheitsschädigenden Einflüsse am Arbeitsplatz und die Herstellung humaner Arbeitsbedingungen, die Umweltschutz und Arbeitnehmerschutz verbinden.

· die ökologische Verträglichkeit jedes Produktes und jedes Produktionsvorganges muß Voraussetzung für seine Anwendung werden.

· an die Stelle der Reparatur muß die Prävention treten, an die Stelle der Quantität die Qualität.

· „Es muß eine dauerhafte und umweltgerechte Entwicklung angestrebt werden.“ 

· „Die Kärntner Umweltschule in St. Veit/Glan soll zu einer Fachhochschule ausgebaut werden.“

· „Die Anzahl der Umweltberater in Kärnten ist zu erhöhen.“

· „einen forcierten Ausbau dezentraler Wasserversorgungsanlagen.“

· „die ausreichende Förderung alternativer Engergiequellen, insbesondere aller Formen der Solarenergie und Biomasse.“

 Kärntner Landesgesetze zum Schutze von Umwelt und Natur sollen vollzogen werden:

6. Im „Kärntner Umwelt-Verfassungsgesetz“ heißt es:

“§2 Das Land und die Gemeinden haben im Rahmen ihres Wirkungsbereiches folgende umweltpolitische Ziele einzuhalten:

1. Die natürlichen Lebensgrundlagen Boden, Wasser und Luft sind zu schützen; sie dürfen nur sparsam und pfleglich genutzt werden.

2. Die Leistungsfähigkeit der natürlichen Umwelt ist zu erhalten... Maßnahmen, die eine Beeinträchtigung des Klimas herbeiführen, sind zu vermeiden.

3. Die heimische Tier- und Pflanzenwelt ist in ihrem Artenreichtum und ihrer Vielfalt zu erhalten; ihre natürlichen Lebensräume sind zu schonen und zu bewahren

5. ...Verkehrswege sind umweltgerecht zu planen und herzustellen...“

In den Erläuterungen zu einer Regierungsvorlage zum Kärntner Umwelt-Verfassungsgesetz heißt über die Tätigkeit der Gemeinden.“...durch Schutz und Pflege der Umwelt die Lebensbedingungen für die gegenwärtigen und künftigen Generationen in Kärnten zu sichern.“

7 .Das Kärntner Naturschutzgesetz legt klar fest (§ 1): „Die Natur ist als Lebensgrundlage des Menschen so zu schützen und zu pflegen, daß ihre Vielfalt, Eigenart und Schönheit, der Artenreichtum der heimischen Tier- und Pflanzenwelt und deren natürliche Lebensräume sowie ein ungestörtes Wirkungsgefüge des Lebenshaushaltes der Natur erhalten und nachhaltig gesichert werden.“ Daraus leitet sich eine umfassende Verpflichtung zur Nachhaltigkeit von Wirtschaft und Umwelt ab.

8. Gelegentliche Feststellungen Kärntner Politiker, die den positiven Beschäftigungseffekt der Ökologie betonen:  „Gerade der Bereich Umwelt ist in seiner Vielfältigkeit für die wirtschaftliche Zukunft unseres Bundeslandes von enormer Bedeutung. Wir wissen heute, daß viele Industriezweige mit hochqualifizierten Arbeitsplätzen durch diese Entwicklung geschaffen wurden. Kärntner Unternehmen wurden zu international gefragten Partnern in diesen Bereichen. Gleichzeitig konnte Kärnten auch eine Umweltqualität vorweisen, die Betriebsansiedlungen wesentlich erleichterte. Es fallen immer mehr Entscheidungen für Unternehmensgründungen nach Kriterien der Umwelt und Lebensqualität.“

„Global gesehen muß auch bedacht werden, daß unsere Konsum- und Lebensgewohnheiten zu Leitbildern für die übrigen Weltregionen geworden sind, so daß gerade wir uns verpflichtet fühlen müssen, ökologische Ziele von Anfang an in alle Entscheidungsprozesse zu integrieren. Dabei gilt es zu vermeiden, daß Umweltschutz und Umwelttechnik erst am Ende der Produktions- und Konsumprozesse ansetzen. Umweltschonende Verfahren und Produkte, die unerwünschte Belastungen von vornherein erst gar nicht entstehen lassen, müssen intensiver als bisher in den Vordergrund gestellt werden.“

9. Der nationale Umweltplan, den die österreichische Bundesregierung zur Kenntnis genommen hat, sieht einen „Faktor 10“ vor, d.h. die Produktivität natürlicher Stoffe, von Ressourcen und Energie soll auf das 10-fache gesteigert werden bzw. sollen bisherige Leistungen mit Materialeinsparungen von 90% erzielt werden. 

10. Internationale Verpflichtungen Österreichs: Österreich ist durch internationale Vereinbarungen verpflichtet, seinen Beitrag zum Schutz des Klimas zu leisten und seinen Ausstoß an Treibhausgasen zu verringern. 

· Österreich verpflichtete sich 1988, das „Torontoziel“ zu erreichen, nämlich bis 2005 den CO2-Ausstoß um 20% zu verringern;

· Bei der Klimakonferenz in Kyoto 1997 sagte Österreich bis 2010 eine Verringerung des CO2- Ausstoßes um etwa 25% zu  (Basis 1990), setzte diese Ziffer aber dann herab. 

· Durch den Beitritt zum Klimabündnis verpflichteten sich viele Gemeinden und Länder Österreichs, so auch die Landeshauptstadt Klagenfurt und das Landes Kärnten zur Senkung des CO2-Ausstoßes (Basis 1990) um 50% bis 2010.

Erreicht wird eine Senkung des CO2-Ausstosses über eine Verringerung des Verbrauchs an fossilen Energien, durch Energieeffizienz und den Einsatz erneuerbarer Energieträger.

V. Einschätzung des „Entwicklungsleitbildes Zukunft Kärnten“

Im Auftrag der Kärntner Landesregierung wurde von Bertram, Blechl, Piechl, 1998 in Auswertung diverser Arbeitsgruppen und unter Mitwirkung Dutzender Vertreter von Institutionen und Experten das „Entwicklungsleitbild Zukunft Kärnten“
 erstellt und nach längerem Tauziehen von der Landesregierung bestätigt. Das Neue daran liegt insbesondere darin, daß vor allem auf umsetzungsorientierte Projekte Bezug genommen wird und auf den weitestgehenden Konsens aller Akteure und Institutionen Bedacht genommen wurde: “Getragen wird das  Entwicklungsleitbild Zukunft Kärnten von allen im Bundesland maßgeblichen Entscheidungsträgern der Politik, der Sozialpartner, der Verwaltung und Vertretern wichtiger gesellschaftlicher Gruppierungen“ (Aus dem Vorwort des Landeshauptmanns und der Landeshauptmannstellvertreter)

Aufgrund der Auftraggeber und des offiziellen Status des Prozesses der Leitbilderstellung, ist es nicht verwunderlich, daß im Leitbild die politische Analyse der Ursachen des derzeitige Zustands fehlt. Ein manchmal  hemdsärmeliges „Anpacken“ kann allerdings nicht über die Grundwahrheit hinweghelfen, daß eine gute Therapie in der Regel einer Diagnose bedarf

Obwohl im Leitbild Partizipation und Bürgerbeteiligung (Seite 19 und Seite 21) als wichtig betrachtet werden, wurde das Leitbild selbst zwar unter breiter Expertenbeteiligung erstellt, allerdings war und  ist echte Bürgermitsprache nicht gegeben. Begrüßenswert ist, daß neue politische Strukturen geschaffen werden sollen, die die Umsetzung der als positiv begutachteten Projekte koordinieren soll. Allerdings bleibt die Frage der demokratischen Kontrolle noch offen. 

Als Grundkonzeption steckt im Leitbild (wie schon bei den Ergebnissen des Ossiacher Kreises) das „Unternehmen Kärnten“. Die Gleichsetzung einer Region mit einem Unternehmen ist umstritten und in der regionalpolitischen Diskussion überholt. Denn eine Region beinhaltet eine komplexe Gesellschaftsstruktur mit divergierenden Interessen und Akteuren. Eine Region kann mit Vorstellungen wie „Japan AG“ vielleicht mit den Methoden einer starren Planwirtschaft wie ein Unternehmen gesteuert werden. Die neue Sicht geht allerdings vielmehr von der Bedeutung einer zivilen Konfliktkultur aus und versucht die Konflikte produktiv zu nutzen. 

Wie angeführt, wird im Leitbild das Wort „Nachhaltigkeit“ zwar mehrmals verwendet, aber meist in einem unterschiedlichen, ja sogar entgegengesetzten Sinn: wie etwa im Kapitel „Schaffung nachhaltiger Wirtschaftsstrukturen“ (Seite 14) mit der Bedeutung einer bloßen Standortwettbewerbsfähigkeit und bleibenden Arbeitsplätzen. Der vielversprechende Ausdruck „Ökoland Kärnten“, der im  Begutachtungsentwurf auf Seite 67  enthalten war, wurde in der Endfassung gestrichen. 

Insgesamt kann bei der Gesamtheit der Projekte nicht von einem Nachhaltigkeitskonzept gesprochen werden. Es beginnt bei der sehr vereinfachten Wahrnehmung des Ist-Zustandes: „Die Erhaltung seiner natürlichen Lebensgrundlagen ist für Kärnten selbstverständlich“ (Seite 16)
. Oder: „Im Umwelt- und Ressourcenschutz hat sich Kärnten in den vergangenen Jahren eine in europäischer Dimension hervorragende Position erarbeitet.“ (Seite 36). Diese Feststellung mag zwar hinsichtlich einiger Komponenten tatsächlich stimmen (z. B. hoher Einsatz von erneuerbaren Energien), ist aber in anderen Bereichen objektiv gesehen falsch (z. B. im Verkehrs- und Abfallbereich).Verwunderlich ist die Schlußfolgerung, daß diese vorgeblich fast optimale Situation nun durch Müllverbrennungsanlagen abgerundet werden soll (Seite 68), während das Um und Auf des Nachhaltigkeitsdenkens geschlossene Stoffkreisläufe sind. Der Tourismusteil ist vergleichsweise schwach und kaum vom Nachhaltigkeitsdenken geprägt. 
 

Sehr positiv ist der grundlegend grenzübergreifende Ansatz auf Kooperation. Positiv ist auch die Orientierung auf die Clusterbildung im Bereich Umwelt, Ernährung und Gesundheit sowie auf die „Kernkompetenzen“, Prozeß- und Verfahrenstechnik, Mikroelektronik („Silicon Alps“) und Energie (aufbauend auf den Ergebnissen des Ossiacher Kreises). Cluster-Netzwerk-Manager sollen tätig werden. Festgehalten wird, daß es hinsichtlich Bildung, Gesundheit und Ernährung derzeit de facto keine ernsthafte Clusterentwicklung gibt. 

Besonders positiv wäre die Entwicklung eines Clusters „ökologisches Bauen“ unter Einbeziehung von Baustoffherstellern, Planern, Energietechnikern, Haustechnikern und Bauausführenden. Darüber hinaus könnte eine „strategische Allianz“ Bau, Baustoffe, Holz, Energie, Landwirtschaft gebildet werden. Es gibt dazu zwar ein Konzept (Gasparin, Piechl), die Finanzierung eines Projektkoordinators wurde aber bis dato nicht beschlossen. 

Zur Landwirtschaft: „Die Strategie der Kärntner Landwirtschaft muß es sein, einen steigenden Produktionsanteil vom Weltmarkt abzukoppeln, indem Verarbeitung und Veredelung der landwirtschaftliche Produktion verstärkt im Land selbst durchgeführt, die Vorteile der Marktnähe und exakten Marktkenntnis am Heimatmarkt voll genutzt werden und so der Binnenabsatz weiter erhöht wird.“ (Seite 37)

Eindeutig wird eine Stärkung des Zentralraumes befürwortet und der „Disparitätenabbau nicht als Aufholprozeß peripherer Regionen gesehen“ (Seite 56).

Bei  den angeführten Projekten sind drei Typen zu unterscheiden: Ideen, „entwickelte Projekte“ und laufende Projekte. Positiv sind insbesondere vor allem die Entwicklung einer Umweltkompetenz- und Umwelttransferstelle, laufende sozialmedizinische Projekte, internationales Benchmarking - Vergleiche mit der Entwicklung von Regionen international, zwei(drei)sprachliche Studiengänge und Sommersprachprojekte.

Die Kritikpunkte am Entwicklungsleitbild lassen sich folgendermaßen zusammenfassen:

1. Der Ist-Zustand ist vereinfacht beschrieben

2. Die Zusammensetzung der Lenkungsgruppe erfolgte in alter Sozialpartnermanier (Landesregierung, Landtagsparteien und Kammern); nachdem diese Gruppen aber für den Status Quo verantwortlich zeichnen, sind sie an Kritik nicht sonderlich interessiert und bringen kaum neue Ideen ein. In diesem Sinne „Nichts Neues im Süden“.

3. Aus den oben beschriebenen Gründen sind klare Konturen einer zukünftigen Entwicklung nicht zu erkennen. 

4. Es gibt nur wenige Umsetzungsprojekte, und diese sind meist außerhalb des Leitbild-Prozesses entstanden. Es stellt sich die Frage, warum um teure Steuergelder Studien und Konzepte entwickelt werden, wenn die Ergebnisse nicht umgesetzt werden.

Insgesamt zeigt die Auslagerung der Projekte für die Kärntner Politik ein Politikversagen an, das die spezielle Kärntner Situation verursacht. Die Landesregierung ist in wesentlichen Fragen handlungsunfähig, weil sie nach dem Proporz zusammengesetzt ist, also die Opposition in die Regierung einbindet, obwohl es hier scharfe ideologische Barrieren gibt. Von einem Fortschritt im Rahmen der herrschenden Entwicklung kann dann gesprochen werden, wenn es gelingt, die positiven Projekte auch tatsächlich zu realisieren. 

VI Vorschläge zur EU-Regionalförderpolitik

Zukünftige EU-Fördergebietsabgrenzungen benachteiligen Kärnten

Für das Jahr 2000 werden die EU-Regionalförderungen neu festgelegt (Abgrenzung der Fördergebiete, Verminderung der zur Verfügung stehenden Mittel, Verminderung der Fördersätze, Konzentration der Programme). Damit im Zusammenhang wird die Zulässigkeit nationaler Förderungen aus wettbewerbspolitischer Sicht („Wettbewerbskulisse“) neu geregelt. Ebenfalls zu klären ist, ob an den Grenzen der EU zu ost- und  mitteleuropäischen Ländern im Zuge der geplanten grenzübergreifenden Marktvereinheitlichung  zusätzlich zu den bisherigen Maßnahmen spezielle Fördermöglichkeiten für die zu erwartenden Probleme angeboten werden soll.
Nach dem Rahmenverordnungsentwurf der EU vom 18.3.98 erfüllen in Österreich nur mehr das Burgenland die Kriterien als Ziel-1-Gebiet (Gebiet mit größerem Entwicklungsrückstand), und folgende vier österreichische Regionen die Kriterien eines zukünftigen Ziel-2-Gebietes (Zu diesem sollen in Zukunft insbesondere bisherige Ziel 2 und 5b zusammengefaßt werden - als Gebiete mit industriellem oder touristischem Rückgang und ländliche Problemgebiete): Das Waldviertel, das Weinviertel, die östliche und die westliche Obersteiermark. Wird nicht die Zusammenfassung von Bezirken („NUTS 3“) betrachtet, sondern nur die österreichischen politischen Bezirke, kämen einige Bezirke hinzu, darunter allerdings keine aus Kärnten.

Tabelle 6:   Bisheriges EU-Kriterium Regionalprodukt

(ÖIR: die ländlichen Problemgebiete...,1998)

	
	
	
	
	
	

	Region

Schwellwerte
	EU-Arbeitslosenquote

1995-1996

        in %             Index,Ö=100

     >10.8                          >150
	BRP pro Kopf

1993-1995

Index, Ö=100

           <81,5
	Förderungswürdige Bevölkerung 1995

nach ÖSTAT Bevölkerungsfortschreibung

           absolut                             Anteil in %

	Klagenfurt-Villach
	5,1
	120
	98
	0
	0,0

	Oberkärnten
	7,3
	173
	72
	132.671
	100,0

	Unterkärnten
	5,1
	120
	60
	160.438
	100,0

	Kärnten
	5,6
	117
	81
	293.109
	52,2

	Österreich
	4,2
	100
	100
	3.315.636
	41,2


Nach den neuen Kriterien würden zunächst nur mehr ca. 10% der österreichischen Bevölkerung in Fördergebieten liegen. Gleichzeitig gilt allerdings die Festlegung, daß kein Nationalstaat mehr als ein Drittel seiner bisherigen EU-Fördergebiete verlieren soll.  Danach können ca. 25% der österreichischen Bevölkerung in EU-Fördergebieten liegen. Diese 15% - Differenz wird nun österreichintern verteilt.  Dafür gäbe es verschiedene Möglichkeiten: z.B. jedes Bundesland teilt sich den verbleibenden Anteil entsprechend des bisherigen Anteils an Fördergebieten auf. Danach würde Kärnten überproportional verlieren, da ja Kärnten in der ersten EU-Fördergebietsdefinitionsrunde leer ausgegangen ist. Die Arbeitslosenquote allein würde bei keiner Region in Österreich reichen. 

Tabelle 7:   EU-Förderkriterium Arbeitslosigkeit und Industriebeschäftigung   

(ÖIR: die ländlichen Problemgebiete...,1998)

	Region bzw.

Bezirke*

Schwellwerte
	(EU)- Arbeits-losenquote*   95-96             

>10,8
	Beschäftigungsanteil der Industrie 1991 > EU Durchschnitt

EU-Durchschnitt 1991=33,2
	Rückgang Industriebeschäftigung seit 1991

Entw. der Industriebeschäftigungen in %

1991-1996 lt. Hauptverband der öst. Soz.

	Klagenfurt-Villach
	5,1
	20,2
	-17,7

	Oberkärnten
	7,3
	23,7
	-22,4

	Unterkärnten
	5,1
	29,9
	-21,5

	Kärnten
	5,6
	23,2
	-19,3

	Österreich
	4,2
	25,6
	-25,1

	
	
	
	

	Feldkirchen
	7,1
	29,4
	-26,9

	Hermagor
	4,7
	22,6
	-7,7

	Klagenfurt-Stadt
	7
	17,2
	-20,0

	Klagenfurt-Land
	7
	22,2
	-22,2

	St.Veit an der Glan
	7
	31,4
	-39,4

	Spittal an der Drau
	9,3
	22,2
	-22,1

	Villach-Stadt
	7,1
	21,9
	-11,3

	Villach-Land
	7,1
	26,4
	-15,7

	Völkermarkt
	8,1
	27,4
	-7,5

	Wolfsberg
	7,7
	30,1
	-6,5


Das Kriterium der Abwanderung bzw. des Bevölkerungsrückgangs ist jedoch alternativ dazu möglich. Der Grund, warum die Obersteiermark und Wald- und Weinviertel die neuen Kriterien erfüllen, ist insbesondere der Bevölkerungsrückgang als „hartes“ Kriterium. Bei Unterkärnten beträgt dies Bevölkerungsentwicklung für 1985 bis 1995 1,1%, ist also positiv. Die Prognose (ÖROK) wäre allerdings bis 2006 mit minus 4% negativ. Für Oberkärnten ist die Bevölkerungsprognose bis 2001 ebenfalls negativ. 

Tabelle 8:      EU-Förderkriterium Arbeitslosigkeit und Bevölkerungsrückgang 

(ÖIR: die ländlichen Problemgebiete...,1998)

	Region bzw

Bezirke*

Schwellwerte
	Einwohner-Dichte 1991

<100
	Beschäftigtenanteil der Land- und Forstwirtschaft 1991

>12,8 %
	(EU-)Arbeitslosen-

quote 95-96*

10,8%
	Bevölkerungsentwick.

85-96 in %

negativ

	Klagenfurt-Villach
	128
	3,1
	5,1
	6,0

	Oberkärnten
	31
	8,5
	7,3
	3,9

	Unterkärnten
	47
	12,1
	5,1
	1,1

	Kärnten
	57
	6,3
	5,6
	4,0

	Österreich
	93
	6,2
	4,2
	6,3

	
	
	
	
	

	Feldkirchen
	51
	9,9
	7,1
	7,2

	Hermagor
	25
	11,7
	4,7
	2,4

	Klagenfurt-Stadt
	745
	1,4
	7,0
	4,4

	Klagenfurt-Land
	69
	10,8
	7,0
	9,2

	St.Veit an der Glan
	39
	12,3
	7,0
	0,7

	Spittal an der Drau
	29
	7,4
	9,3
	3,1

	Villach-Stadt
	405
	1,2
	7,1
	5,9

	Villach-Land
	62
	7,7
	7,1
	5,3

	Völkermarkt
	48
	11,8
	8,1
	1,9

	Wolfsberg
	58
	12,0
	7,7
	1,1


Kärnten erfüllt zwar das Kriterium des (starken) Rückgangs der Beschäftigten im Tourismus, dieses wird von der EU allerdings nur im Zusammenhang mit einer über dem EU-Durchschnitt liegenden Arbeitslosenquote als Förderkriterium anerkannt. Dies ist aber nicht der Fall.

Tabelle 9:   EU-Förderkriterium Arbeitslosigkeit und Beschäftigungsrückgang im Tourismus

 (ÖIR: Die ländlichen Problemgebiete...,1998)

	Region bzw

Bezirke*

Schwellwerte
	(EU)- Arbeits-losenquote*  

95-96             

>10,8
	Beschäftigungsanteil im Beher-bergungs- u.Gaststättenwesen 

lt. Volkszählung 91 in %

EU-Durchschn.: 1991=3,8
	Beschäftigungsrückgang im Beherbergungs- u. Gaststättenwesen in % 

zwischen 1991 -1996

lt. Hauptverband d. österr. Sozialvers.

	
	
	
	

	Klagenfurt-Villach
	5,1
	7,0
	-27,1

	Oberkärnten
	7,3
	12,7
	-22,2

	Unterkärnten
	5,1
	6,6
	-8,1

	Kärnten
	5,6
	8,0
	-20,6

	Österreich
	4,2
	5,6
	-3,2

	
	
	
	

	Feldkirchen
	7,1
	11,6
	-21,7

	Hermagor
	4,7
	12,4
	-21,1

	Klagenfurt-Stadt
	7,0
	3,7
	-2,1

	Klagenfurt-Land
	7,0
	17,2
	-40,7

	St.Veit//Glan
	7,0
	6,2
	10,2

	Spittal an der Drau
	9,3
	13,0
	-20,9

	Villach-Stadt
	7,1
	6,3
	-15,9

	Villach-Land
	7,1
	13,8
	-32,5

	Völkermarkt
	8,1
	9,9
	-23,0

	Wolfsberg
	7,7
	4,7
	20,0


Forderungen zur EU-Förderungspolitik:

·  Im Gegensatz zum Burgenland weist Kärnten vom Niveau des wirtschaftlichen Standes einen höheren Wert auf und ist nach den Kriterien des neuen EU-Entwurfes zu den Regionalfördergebieten nicht unter Ziel-1-Gebiete einreihbar. Allerdings weist Kärnten bei Veränderungsraten bzw. der Entwicklung in Vergleich zu Österreich nun schon einige Jahre negativste Werte innerhalb von Österreich auf. Auch nach den Prognosen des Zuwachses des Wirtschaftsproduktes wird Kärnten Schlußlicht bleiben. Dies wird leider im EU-Verordnungstext für die Ziel-1-Region-Abgrenzung nicht berücksichtigt und stellt einen groben Mangel dar. Daher sollte Österreich in Brüssel dafür eintreten, daß die EU-Fördergebietsabgrenzung problemangemessener wird.

· Von der „EU-Osterweiterung“ profitieren jedenfalls viele Betriebe. Durch die Liberalisierungen bei den Dienstleistungen, im Kleingewerbe, in der Landwirtschaft und am Arbeitsmarkt entstehen in Grenzgebieten mit hohem Produktivitäts- und Einkommensgefälle aber auch viele Probleme. Daher soll die EU Verantwortung für Grenzgebiete tragen. Auch der Kärntner Zentralraum ist zum Großteil Grenzgebiet
. Grenzgebiete sollen in Zukunft aufgrund spezieller Herausforderungen nicht weniger,  sondern mehr Unterstützungen erhalten

· Kärnten sollte bei den innerösterreichischen Verhandlungen auf Grund der Entwicklungsdaten die Forderung vertreten, daß Kärnten nicht einen „durchschnittlichen“ Anteil an Fördergebieten erhalten soll, sondern einen Anteil, der den realen Entwicklungsproblemen in Tourismus, Industrie, Gewerbe und der Berglandwirtschaft angemessen ist. Insbesondere auch deshalb, weil der EU-Verordnungstext keine Rücksicht auf die Forderung des Landes Kärnten nimmt, daß alpine Problemlagen speziell berücksichtigt werden sollten. Daher soll Kärnten im Rahmen der innerösterreichischen Abklärung insgesamt EU-Fördergebiet werden, wobei der periphere Raum höhere Gesamt-Fördersätze (EU+Land+Bund) als der Kärntner Zentralraum aufweisen soll.


· Die EU-Regionalförderung soll stärker auf Ökologie und Nachhaltigkeit bzw. deren Verbindung zu Arbeitsplätzen ausgerichtet werden. Eine stärkere Koppelung der Förderungen an ökologische Kriterien und an politische Richtlinien für eine nachhaltige Entwicklung (im Sinne des Entwicklungsleitbildes) wäre sinnvoll. Wesentlich ist die Verbindung von Förderprogrammen mit rechtlichen Rahmenbedingungen für den  Klima- und Umweltschutz. 
· „Ländliche Gebiete ...scheinen die relativ größten Verlierer zu sein, weil alle (sektorübergreifenden) Diversifikationsmaßnahmen  verschwunden zu sein scheinen...“
 „Innerhalb der Landwirte wird den wettbewerbsstarken Betrieben der Vorrang gegeben.“
 Ein für die zukünftige Regionalentwicklung zentraler Umstand ist die Orientierung, die europäische Landwirtschaft so zu strukturieren, daß sie den (völlig verzerrten) „Weltmarktpreisen“ bis 2006 völlig ausgesetzt werden kann. Daraus ergibt sich die Akzentuierung der Förderungen auf landwirtschaftliche weltmarktorienterte Großstrukturen, wodurch für sektorübergreifende, integrierte Förderkonzeptionen weniger Platz bleibt (Also z.B. weniger Landwirtschaft-Tourismus Verbindungen, der Europäische Sozialfonds mit Qualifikationsförderungen wird aus der Regionalförderung herausgenommen). Daher soll Österreich bzw. Kärnten dafür eintreten, daß sektorübergreifende Entwicklungsprogramme (etwa im Sinne der Nachhaltigkeit) nicht erschwert, sondern ausgebaut werden.



· Zur Förderung des ländlichen Raums sollten Strukturen für die Gründung und Förderung von Unternehmern sowie die Vernetzung von Unternehmen zwischen Stadt und Land und über die Grenzen geschaffen werden. 
· Neben der Abgrenzung der Fördergebiete ist die Frage der Höhe der Fördersätze  und die Gesamtsumme des „Förderkuchens“ wichtig, da es sowohl bei den Sätzen wie den Gesamtsummen beträchtliche Streichungspläne gibt

· „Die derzeitige Förderpolitik ist nicht hinreichend zielführend, zu wenig systematisch, kaum anreizkompatibel, nicht kosteneffzient und in zu geringem Maß verteilungseffizient... Kritisiert werden muß schließlich auch der äußerst hohe Koordinations-Verwaltungsaufwand.... Verluste an EU-Fördermitteln aufgrund der Agenda 2000 für Österreich: 4809 Millionen S (für die Periode 2000-2006)“
 Das Fördersystem sollte daher allgemein flexibler im Sinne regionaler Notwendigkeiten gehandhabt werden.

· Die EU-Förderungen sollen im Sinne der gläserner Fördertöpfe für alle nachvollziehbar sein, um eine Kontrolle zu ermöglichen und Mißbrauch auszuschalten.
· Die Mitbestimmungsmöglichkeiten gewählter Vertretungen der regionalen Bevölkerung, von Interessensvertretungen und der Bürger insgesamt  sind auszubauen. 
VII.  Fragebogen

Im Rahmen der Erstellung eines grünen Wirtschaftskonzepts für Kärnten „Zukunftsfähig Wirtschaften“ wurde eine Anzahl von Leuten gebeten, Ihre Erfahrungen, Kenntnisse und Wertungen einzubringen. Dabei stand vor allem das Aufspüren von Stärken und Chancen im Vordergrund. Diese können intelligent gebündelt eine neue Dynamik entfalten. 

1. „Führen Sie (maximal 3) Stärken Kärntens an, auf die eine wirtschaftliche Entwicklung im Sinne der Nachhaltigkeit aufbauen kann.“ 

Praktisch alle Antwortenden hoben die Vorzüge Kärntens im Bereich Natur und Landschaft hervor (vergleichsweise intakte naturnahe Landschaften). Die Besonderheit besteht dabei vor allem in der Vielfalt der Landschaft (hochalpin, Becken, Seen). Weiters wurden genannt: klimatische Begünstigung (innerhalb Österreichs), die bekannte Lage am Schnittpunkt dreier Kulturen und Sprachen sowie die „Mentalität“ (besondere Kommunikationsfähigkeit, Extrovertiertheit und Autonomie - Selbständigkeitsdenken). Erneuerbare Energieträger (Holz und Wasser) durch geografische Struktur besonders begünstigt. Gutqualifizierte Arbeitskräfte, Elektronik. Zusammenfassend: Besonderheiten im „Naturkapital“ und „Humankapital“.

2. „Welche (maximal 3) besonderen Vorzüge Kärntens sind „einzigartig“ bzw. sonst selten (USP: Unique Selling Propositions)“

Landwirtschaftlicher Reiz und Schönheit, „Wörthersee“, Ruhe, Nähe zum adriatischen Raum, 2 Nationalparks. Kärnten hat den Ort mit der höchsten Sonnenenergieeinstrahlung (Diex). Zweisprachigkeit als großer Wert: spezifische Kärntner Produkte (symbolisch: Kasnocken).

3. „In welchen (maximal 3) Sparten bzw. Produktbereichen bestehen Möglichkeiten einer langfristig selbsttragenden  Entwicklung in Kärnten ?“

Erneuerbare Energien (inkl. Solarenergie) und Holzwirtschaft (plus Verarbeitung und Bearbeitung) wurden am häufigsten genannt. Weiters: naturnahe Lebensmittel, Landwirtschaft, Qualitätsnaturtourismus verbunden mit Bildungsurlaub - sanfter Tourismus....

4. „Welche (maximal 3) Gemeinden in Kärnten würden Sie seriöserweise als vergleichsweise vorbildlich bezüglich nachhaltiger Entwicklung einstufen?“

Oberes Mölltal (bergbäuerliche Kulturlandschafterhaltung - Global Village, Computer), Lesachtal (europaweit bekannter sanfter Tourismus, Vermarktung regionaler Lebensmittel), Region Weißensee, Irschen, Villach mit wesentlichen Einschränkungen, Bad Kleinkirchheim (Seminartourismus), Lavanttal (Mostbarkeiten), Albeck (Biomasse, soziales Forum). 

5. „Welche Projekte wurden von Grünen (Grünnahen) in Kärnten bzw. in Kärntner Gemeinden (wesentlich mit)initiiert, die als vorbildlich hinsichtlich nachhaltiger Entwicklung gelten können (nicht nur wirtschaftlich)?“ (maximal 3 Nennungen in Stichworten)

Unterstützung von Bioenergieprojekten in St. Andrä und diversen anderen Gemeinden. Pflanzenkläranlage Feistritz ob Bleiburg, Citybus bzw. Nachttaxi in Wolfsberg und Villach, Biomarkt in Villach. 

6. „Welche konkreten Projekte mit Arbeitsplatzeffekten (wirtschaftlicher Art im weiteren Sinn), die in eine Nachhaltigkeitsperspektive passen, halten Sie in den nächsten Jahren in Kärnten realisierbar?“

Führungsposition bezüglich erneuerbarer Energie, „Ökologisch Bauen“ plus Holz-Solararchitektur (lt. Leitbild Kärnten), Mikroelektronik, Lebensmittelmarke Kärnten, umfassende Contractingprogramme in der Wärmedämmung, ökologische Landwirtschaft, Dezentralisierung von (Pflanzen)-Kläranlagen, Pilotanlage für Fäkalienkompostierung, andere nachwachsende Rohstoffe, z. B. für Wärmedämmung (beispielsweise Hanf; Schafwolle).  

7. „Ich habe folgende weitere Überlegungen und Vorschläge für ein grünes Wirtschaftskonzept für Kärnten:“


Nutzung des traditionellen Know-hows in der Metallbearbeitung. Mustergemeinden, Wettbewerbe, Preise. Bau der Südostspange mit dem Koralmtunnel zur besseren Anbindung an den wichtigen Raum Wien. Verbesserter Zugang zu den Bildungseinrichtungen - „Öffnung“ der Klagenfurter Universität.  

VIII. Leitbild Ökoregion Kärnten

1. Arbeit durch Umweltschutz 

Geschichtlich entwickelte sich Kärnten insbesondere durch seine speziellen Naturreichtümer im Bergbau. Darauf aufbauend entwickelte sich ein verarbeitendes Gewerbe, das jedoch nach der Industrialisierung stark an Bedeutung verlor. Nur einige Standorte überlebten bis ins 20. Jahrhundert. Der spezielle natürliche Waldreichtum prägte und prägt Kärnten ebenfalls. Im 20. Jahrhundert profitierte der neue Wirtschaftszweig Tourismus von Schönheit und Reiz der Natur- und Kulturlandschaften. Reichliche Wasserkräfte machten Kärnten zusammen mit Holz zu einem europäischen Spitzenreiter  bei der Erzeugung erneuerbarer Energien. 

Arbeit und gesellschaftliche Organisation waren und sind somit in Kärnten speziell mit Naturreichtümern verbunden. Kärnten ist daher besonders von der Stabilität ökologischer Systeme abhängig. Alpine Ökosysteme verändern sich im Rahmen des Treibhauseffekts und der menschlich mitbedingten Klimaveränderung wesentlich schneller und bewirken dadurch auf verschiedenen Ebenen Gefahren für die Menschen. Durch seine natürlichen Gegebenheit kann Kärnten leichter als andere Regionen im zentralen Energiebereich ein Musterland werden, allerdings nur dann, wenn es gelingt, im Verkehrsbereich zu einer umweltverträglichen Lösung zu kommen.

Ausgehend von der Entwicklungsanalyse und aufbauend auf bisherigen offiziellen Gutachten wird hier das Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung Kärntens als „Ökoregion“ vorgeschlagen. Der Ausdruck „Ökoregion“ wird hier gleichbedeutend wie „Region mit nachhaltiger Entwicklung“ verstanden und ist gekennzeichnet durch Ressourceneffizienz und Kreislaufwirtschaft.

Das Prinzip ist: Von der Natur und mit der Natur verträglich wirtschaften und leben.. 

Die Strategie lautet „Arbeit durch vorbildliche ökologische Lösungen“ über Pionierprojekte, entsprechende Förderungen und ein ökologisches Beschaffungswesen. Die Orientierung auf eine nachhaltige Entwicklung bedeutet somit nicht die Abkoppelung, sondern die intelligente Einbindung in Weltmarktstrukturen.

So sind etwa erneuerbare Energien definitionsgemäß regionale Energiequellen. Die Förderung dieser Energien ist folglich ein wichtiges Element der Regionalpolitik: 

· sie schaffen Arbeitsplätze

· sie verbessern die Einkommenssituation insbesondere der landwirtschaftlichen Bevölkerung
· sie verringern die Abwanderung
· sie heben durch dezentrale Versorgungsstrukturen die Versorgungssicherheit in Krisenzeiten. 
Ähnlich positive Effekte wie bei erneuerbare Energien sind auch in der Bauwirtschaft bei forciertem Einsatz verbrauchsmindernder Technologien - ökologische Materialien, Wärmedämmung und Energieversorgung im Neubaubereich sowie bei der Altbausanierung - zu erwarten. Darüber hinaus ergeben sich durch verstärkte Beteiligungen heimischer Unternehmen an Forschung  und Entwicklung von Technologien im Dienste des Klimaschutzes bedeutende Exportchancen für Know-how und qualifizierte Arbeitsplätze.

Umweltverträgliches Wirtschaften heißt vor allem standort-, energie- und materialangepaßt. Ökologisch ist langzeitökonomisch. Kreislaufwirtschaft bedeutet vor allem intelligente Mehrfach- und Immerwiedernutzung. 

2. Das Konzept der Nachhaltigkeit (Sustainability)

Im Brundtlandbericht
  1987 wurde Nachhaltigkeit nach dem Prinzip der Gerechtigkeit zwischen den Generationen folgendermaßen definiert: „Dauerhafte Entwicklung, ... die den Bedürfnissen in der heutigen Generation entspricht, ohne die Möglichkeiten künftiger Generationen zu gefährden, ihre eigenen Bedürfnisse zu befriedigen und ihren Lebensstil zu wählen.“ Da derzeit individuell durchaus rationale Handlungsstrategien durch Rahmenbedingungen, die auf immer kurzfristigeren Erfolg orientiert sind, zu oft unvernünftigen Entwicklungen führen, geht es um die Änderungen dieser Rahmenbedingungen für das (wirtschaftliche) Handeln im Sinne langfristiger Sicherung und Verbesserung der Lebensbedingungen. So ist Ökologie gleich (Langzeit)Ökonomie.

Im Kern geht es darum, daß die Wohlstandsvermehrung nicht auf Kosten der längerfristigen Lebensgrundlagen zunimmt, d.h. die Perspektive ist ein grundsätzlich neuer Typus der Entwicklung der Wirtschaft. Dabei geht es vor allem auch darum, einen Entwicklungspfad einzuschlagen, den in Zukunft auch Entwicklungsländer verfolgen können. 

Derzeit würden globale Ökosysteme wahrscheinlich kippen, wenn unsere Wirtschaftsweise mit dem Wohlstandsniveau der  Industrieländer und dem dazugehörigen Energie- und Ressourcenverbrauch bzw. Emissionsniveau auf die ganze Welt ausgedehnt würde. Da  aber jedenfalls ein entsprechender Wohlstand auch moralisch den Entwicklungsländern vorenthalten werden kann, ist unsere Produktionsweise grundlegend zu ändern, die von den Entwicklungsländern in der Regel zum Vorbild genommen wird. Beim Nachhaltigkeitsdenken sind  daher das global vagabundierende Finanzkapital, die Abhängigkeit des Südens von den internationalen Finanzinstitutionen, global unterbezahlte Frauenarbeit, Kinderausbeutung und die Rolle der transnationalen Konzerne wichtige Themen. Globale Gerechtigkeit und globale Verteilung wird konkretisiert. 

Der Begriff „Nachhaltigkeit“ „verbindet etwa die Umweltbewegung mit der Dritte-Welt-Bewegung; er verknüpft die Arbeit von Anti-Atom-Gruppen mit sozialen Initiativen. Er fördert das Wissen um die Zusammenhänge der verschiedenen weltweiten Probleme, er fördert das vernetzte Denken“.
 Das Nachhaltigkeitsdenken verbindet verschiedene Zeithorizonte. Der Begriff „Nachhaltigkeit“ kann also auf sehr umfassende Weise den Grundwert „Gerechtigkeit in Raum und Zeit“ (für alle Menschen und für zukünftige Generationen) transportieren.

3. Charakteristika in einer nachhaltigen Wirtschaft

· Kreislaufwirtschaft möglichst auf Basis regionaler Stoff- und Energiepotentiale

· Vorsorgeprinzip („Clean-technologies“ statt End-of-Pipe-Technologie)

· Rohstoffe aus reichlich vorhandenen, regenerierbaren Quellen

· geringer Energie- und Rohstoff-, Hilfs- und Betriebsmittelverbrauch

· Solare Orientierung

· Selbstorganisation und demokratische Mitbestimmung

· Solidarisches Denken auch für zukünftige Generationen 

· Fehlertoleranz

· Vielfalt als Faktor für Stabilität und Wahlmöglichkeiten für Mensch und Natur bei Krisenanpassungen

· Lokale Such- und Entscheidungsprozesse

Als Indikatoren zur Bewertung nachhaltiger Entwicklung bieten sich an: 

Die Materialintensität pro erstellter Serviceeinheit (MIPS), die Flächenintensität pro erstellter Serviceeinheit (FIPS). Dabei werden sämtliche verbrauchten Massen bzw. gebrauchte Flächen, die notwendig sind, um ein Produkt für eine bestimmte Dienstleistung herzustellen, berechnet. Analysen können Produktlinien oder die stoffliche Gesamtbilanz einer Region untersuchen. Eine Ergänzung des Nettoregionalprodukt um ökologische Faktoren könnten grundsätzliche Aussagen über die nachhaltigkeit der Wirtschaft einer Region getroffen werden.

Modellhafte Techniken einer nachhaltigen Regionalentwicklung
· Kreislauforientierung aller Verfahren

· regional vernetzte industriell-gewerbliche Wiederverwendung (Recycling) - Lange Materialdurchlaufzeiten

· Einsparungstechniken (schlanke Techniken bezüglich des Einsatzes von Rohstoffen und Technologie) - geringe Energiedurchsätze

· regional vernetzte Reparatur- und Instandhaltungssysteme

· regional vernetzte, kombinierte Energieversorgungssysteme (standortangepaßte Energieversorgungsmixes aus Biomasse, Wasserkraft, Solarthermik, Photovoltaik; Kleinfernwärmesysteme mit Kraft-Wärme-Kupplung; gewerbliche-industrielle Kraft-Wärme-Kupplungen) - Rekommunalisierung der Energieversorgungsstrategien

· Mit der Land- und Forstwirtschaft rückkoppelnde Entsorgungssysteme für schadstofffreie organische Abfälle

· Biologische Land- und Forstwirtschaft mit geringem Energie- und Hilfsstoffeinsatz aus fossilen Quellen

· dezentrale Wasserver- und entsorgungssysteme, Verringerung des Wasserverbrauchs

Zu den „Faustregeln“ der Nachhaltigkeit gehören das Wiederverwenden statt Entsorgen; die Vielfalt statt Monokultur; das in die Natur einpassen statt versichern; die Nutzung nachwachsendenr statt fossiler Energien; der netzwerkartige Aufbau (dezentrale Strukturen); das Nutzen und Teilen statt Besitzen; die Bereitstellung von Leistungen (zB. Mobilität oder Wärme) nicht von Waren (wie Autos oder Strom).

Produkteigenschaften in einer nachhaltigen Wirtschaft: Nachhaltige Produkte zeichen sich durch ihre Reparierbarkeit, Langlebigkeit, Zerlegbarkeit, minimale Umweltbelastungen (Emissionen) im Verbrauch und ihre Multifunktionalität aus. Der Hersteller hat für den ganzen Lebenszyklus Verantwortung übernommen.

Risikobeurteilungen: Neben der Verminderung der Stoffströme (von der Naturentnahme bis zum „Abfall“) ist die Risikobeurteilung sämtlicher verwendeten Stoffe, Prozesse und Produkte notwendig:
 Dazu gehören unmittelbare und langfristige Effekte durch die Einwirkung einer Substanz, Wirkungen auf Grund sich im menschlichen Körper anreichender Stoffe, Unfallgefahren, Arbeitsplatzgesundheit, Gefahr für Böden, Wasser, Flora und Fauna, der Beitrag zum Treibhauseffekt und zum Abbau der Ozonschicht, usw. Wegen des hohen Risikopotentials sind die Produktionszweige Atomkraftwerke, Gentechnik in der Landwirtschaft, Chlorchemie und der Militärsektor mit einer nachhaltigen Wirtschaft nicht vereinbar.

4. Nachhaltigkeit ist eng mit Regionalisierung verbunden

Die enge Verbindung von „Nachhaltigkeit“ zur verstärkten Rolle der Regionalisierung des Wirtschaftsgeschehens und der Umstrukturierung wird durch folgende ökologisch orientierte Nachhaltigkeitsdefinition deutlicher (Steinmüller in TU-Graz, 1994):

· „Nachwachsende Rohstoffe dürften nicht schneller verbraucht werden, als es ihrer natürlichen Erneuerungsrate entspricht.

· Die Vielfalt der Spezies und des Landschaftsbildes soll erhalten werden oder auf natürliche Weise verbessert werden

· Anthropogen induzierte Materialströme (vom menschliche Handeln ausgelöste Stoffflüsse) dürfen die globalen Pufferspeicher in den Stoffkreisläufen der Umwelt in ihrer Größe nicht ändern, dürfen die lokale Assimilations(Aufnahme)fähigkeit nicht übersteigen und sollen sich innerhalb der Schwankungsbreite geogener (natürlicher) Flüsse bewegen“ 

Daraus ergibt sich eine klare Vermeidungsstrategie von Emissionen, eine starke Absenkung des Ressourcen- und Energieverbrauches und somit zusammen mit einer drastischen Effizienzerhöhung eine weitgehende Änderung des Preisgefüges und somit eine ökologisch bedingte fundamentale Strukturänderung, die durch gezielte ökologisch orientierte Innovationspolitik gesteuert werden kann. Es entsteht eine neue Arbeitsteilung, die u. a. darauf hinausläuft, daß dort produziert wird, wo die geringste ökologische Gesamtbelastung verursacht wird (betrachtet vom gesamten Lebenszyklus eines Produktes).

Der Idealtypus eines solchen Entwicklungsmodelles ist noch in weiter Ferne, schon bei Schritten in diese Richtung entstehen folgende Phänomene: Wenn eine Region auf dem Weg der Nachhaltigkeit voraus ist, ist es mit einem „verzerrten Preissystem“ konfrontiert, das etwa durch zu niedrige Preise wie für fossile Rohstoffe die wahren Kosten nicht widerspiegelt. Daher sind Ausgleichszahlungen notwendig. 

Diese geänderten Strukturen bringen neue Gegebenheiten für Verkehr und Transportaufwand und daher werden sich Nahversorgung bzw. Handel allgemein verändern. Umgekehrt werden noch nicht nachhaltig hergestellte Produkte in die Region „importiert“, d. h. es wird zwar nachhaltig produziert, aber es werden Güter von außen, die nicht nachhaltig produziert worden sind, konsumiert. Diese Phase wird „nachhaltig produzierende Region“ genannt. Die Stufe davor ist die Region als „Netzwerk-Wirtschaft“. Der Übergang zur Nachhaltigkeit im eigentlichen Sinn, nämlich daß auch auf der Nachfrageseite nur mehr nachhaltig produzierte Produkte konsumiert werden, ist ohne Änderung der Rahmenbedingungen zumindest im europäischen Maßstab nur schwer möglich.

Phasen des Übergangs zur Nachhaltigkeit

1. Netzwerk- Wirtschaft: Sie ist gekennzeichnet durch eine optimale Ausnutzung der bestehenden Infrastruktur, optimale Ausnutzung der lokalen Potentiale; stabile, auf mehreren Füßen stehende, wenig störungsanfällige Wirtschaft. Meinungsbildner haben konkrete Visionen. Es wird eine vernetzende Einrichtung geschaffen. Abgeleitet von der Perspektive ergeben sich Einzelprojekte, deren Wirtschaftlichkeit auch unter derzeitigen Rahmenbedingungen möglich erscheint (insbesondere auch durch Förderungen). Vielfalt und Netzwerke erhöhen die Stabilität gegenüber „Störungen“ von innen und von der nicht nachhaltigen Umgebung.

2. Nachhaltig produzierende Region: Nachhaltige Produktion bzw. Erstellung von Dienstleistungen, aber nicht nachhaltige Leistungen werden importiert. Angeregt durch Einzelprojekte werden immer neue Projekte verwirklichst; die schon in anderen Regionen bewährten Lösungen wirken durch die Kraft es positiven Beispiels; das Meinungsklima bewirkt langsame Umstellung des Konsumverhaltens.

3. Region mit nachhaltiger Entwicklung im eigentlichen Sinn: Nachhaltigkeit existiert auch auf der Nachfrageseite
5. Nachhaltige Regionalentwicklung ist auch unter negativen Rahmenbedingungen möglich
!

Die gefühlsmäßige Betroffenheit von globalen Tendenzen ist in der unmittelbaren Lebenswelt  größer. Die Konsequenzen des positiven und negativen eigenen Handeln sind. Veränderungen durch eigenes Engagement werden direkter erlebt. 

Systemumstellungen sind eher bei großen Problemdruck möglich und nicht dort, wo alles "regelmäßig" dahinläuft.

Zentral ist die Bewußtseinsarbeit: Nur mit entsprechend breitem Bewußtsein sind Systemänderungen bewältigbar, die notwendigerweise fast immer Umstellungs- und Anlaufschwierigkeiten und damit eine gewisse Durststrecke bedingen, daher ist(Gegen)Information und beständige Motivierung unerläßlich 

Schwache werden stark durch Bündelung ihrer (lokalen) Stärken, Strategien sind darauf aufzubauen, dafür ist Organisation unumgänglich. 

SEQ Ebene0 \h \r0 

SEQ Ebene1 \h \r0 

SEQ Ebene2 \h \r0 

SEQ Ebene3 \h \r0 

SEQ Ebene4 \h \r0 

SEQ Ebene5 \h \r0 

SEQ Ebene6 \h \r0 

SEQ Ebene7 \h \r0 Schwache können auch durch Nutzung ihrer Wendigkeit und Schnelligkeit (David/Goliath) stark werden. Durch schnelle Strukturänderungen in die richtige Richtung wird die internationale Wettbewerbsfähigkeit nicht vermindert, sondern erhöht. Höhere Standards regen die richtige Strukturänderung an, die früher oder später auch andere (Regionen) vollziehen müssen, dadurch haben Vorreiter die Nase vorn (Analoges Beispiel: Die österreichische Hartwährungspolitik hat insgesamt durch die Herausforderung auf der Kostenseite zu einem verstärkten Investitionsprozeß, zu höherer Produktivität und damit zu einem Aufholen geführt). 

Schwache werden stark durch Zusammenarbeit: regional und weltweit: Durch weltweite Kooperation und Vernetzung von Randgebieten, regionalpolitischen Initiativen, Arbeitnehmervertretungen, Kleinunternehmerverbänden usw. kann ein Gegengewicht zu den Global Players aufgebaut werden. Denn auch multinationale Konzerne sind so durchaus druckempfindlich: Multinationale Konzerne sind zwecks Produktivität auf ein günstiges globales Betriebsklima und zwecks Absatz auf ein günstiges Image angewiesen. Der Großteil der Multis ist auf ihr Stammland orientiert und dort politisch direkt regulierungssensibel. Gerade die Entwicklung zu neuen Technologien und Organisationsweisen der Arbeit jenseits des Fließbands ("Postfordismus") braucht die Einbeziehung und Mitbestimmung der Beschäftigten. Daher werden tendenziell nicht wenige Kapitalvertreter, sondern letztlich alle Menschen bei Entscheidungen wichtig sein.

Daher ist es durchaus realistisch, durch globale Kooperation die dem Sozial- und Umweltdumping genau  entgegengesetzte Richtung der Orientierung auf die höchsten Standards durch eine "Angleichung an oben" zu verwirklichen. 
Allgemein ist die Strategie der "selektiven Abkopplung" möglich. Dadurch können relative "Inseln der Nachhaltigkeit" entstehen. Diese sind im Prinzip in wesentlichen weltmarktintegriert, aber in gewissen Bereichen von den zerstörenden Wirkungen des derzeitigen Weltmarktes geschützt. Dieses Modell ist nicht etwa an Nordkorea oder an das frühere Albanien orientiert sondern analog den asiatischen Tigerstaaten. Diese holten innerhalb kurzer Zeit eine Entwicklung nach, indem sie gewisse Sektoren vorübergehend vor dem Weltmarkt schützten und sich andererseits in den Weltmarkt integrierten. Voraussetzung für eine solche Strategie sind akzentuierte politische Interpretationen von GATT, WTO und EU. Ein aktuell in Österreich diskutiertes Beispiel ist das Importverbot für gentechnisch manipulierte Organismen im Bereich der Landwirtschaft.

Wesentliche hilfreiche Rahmenbedingungen für eine nachhaltige Regionalentwicklung sind eine ökologisch-soziale Steuerreform, eine Spekulationssteuer und die  Umstellung der Bruttonational- und Bruttoregionalrechnung auf Kostenwahrheit (das Wachstum soll durch ein Öko-BIP berechnet werden).

5.1. Nachhaltige Regionalpolitik im Verhältnis zu bisherigen  Strategien der Regionalpolitik

Die Regionalpolitik mit Orientierung auf eine nachhaltige Entwicklung hat in bezug auf bisherige Modelle der Regionalpolitik eine große Deckungsgleichheit mit der Orientierung der Mobilisierung des „endogenen“ Potentials bzw. der eigenständigen Regionalentwicklung, da die Prinzipien der Nachhaltigkeit unbedingt wesentlich eine „Erneuerung von unten“ beinhalten („Bottom up“); d.h. für regionale Nachhaltigkeit ist zwar möglichst auch einen entsprechenden nationaler und globalen Rahmen wichtig, ohne dezentrale Initiative ist sie aber prinzipiell nicht möglich. Regionale Nachhaltigkeit hat auch einen umfassenderen Neuerungscharakter als die „Innovationsorientierte Regionalpolitik“. Nichts gemeinsam hat sie mit „passiver Sanierung“ oder der ausschließlichen Strategie der „Neuansiedlung von multinationalen Konzernen“.

Ansätze zur Implementierung von regionalen Strategien der Nachhaltigkeit wurden bisher u.a. für folgende Regionen entworfen: Wuppertal, Südschwarzwald, nördliches Erzgebirge, Berner Oberland Ost, Vancouver; Feldbach, Güssing, Graz, Waldviertel (ÖIR 1994). 

Die Prinzipien der nachhaltigen Regionalentwicklung, z. B. geschlossene Kreisläufe, treffen sich mit bekannten Forderungen der eigenständigen Regionalentwicklung, z.B. Erhöhung der regionalen Wertschöpfung zum Ausgleich der sich verschlechternden terms of trade (Verhältnis der Importpreise zu den Exportpreisen) einer Region; d.h. konkret etwa Hackschnitzelanlagen mit sauberer Verbrennung zur Verwertung eigener Ressourcen und zum Aufbau von Arbeitsplätzen.

Für den Weg zur regionalen Nachhaltigkeit gibt es keine Patentrezepte, es ist jeweils der der Region angepaßte Weg zu gehen, und es gibt dabei verschiedene Varianten. Das große Ziel der Nachhaltigkeit ist nur in längerer Frist tatsächlich zu erreichen. Auf Dauer wäre ein großes Gefälle der Nachhaltigkeit zu anderen Regionen nur bei großen Förderungen bzw. bei großem Bewußtseinsgrad der Bevölkerung möglich. Konkret bedeutet die Strategie der regionalen Nachhaltigkeit, daß Kärnten einen oder mehrere Schritte in vielen Bereich voraus ist und insbesondere, daß zunächst Pilotprojekte durchgeführt werden, daß etwa freiwillig Grenzwerte wesentlich übertroffen werden, und daß immer wieder neue Kräfte und Initiativen geweckt werden.

6. Global denken - Lokal handeln

Es spricht sehr viel dafür, daß die Strategie der Nachhaltigkeit zunächst auf regionaler Ebene umgesetzt werden kann, da grundlegende Änderungen in der Produktions- und auch Konsumstruktur nur bei entsprechender Motivation der Bevölkerung politisch möglich erscheinen: Einerseits werden kurz- und längerfristige Probleme im Zusammenhang mit der Erhaltung der Lebensgrundlagen lokal und regional stärker wahrgenommen, dadurch entsteht subjektive Betroffenheit und Handlungsbereitschaft regional. Andererseits werden regional die Möglichkeit eher erkannt, die Entwicklung zu beeinflussen und Verantwortung dafür wahrzunehmen.

Es gilt, die Kräfte des positiv Bewahrenden mit den Kräften der Modernisierung und Veränderung in eine produktive Allianz zu bringen, vorhandene Potentiale neu zu gruppieren und nach „Versuch und Irrtum“ zügig weiter zu entwickeln, um das Leitbild Ökoregion voranzutreiben. Beispielsweise geht es bei der Pflege des Kulturraums nicht um reinen Naturschutz (d.h. die Natur sich selbst zu überlassen), sondern um eine nachhaltige Nutzung: Da die derzeitige ökologische Vielfalt und die bestehenden Gleichgewichtszustände durch menschliche Arbeit herbeigeführt wurden, kann dieses Gleichgewicht nur in der gesellschaftlich-ökologischer Wechselwirkung gesichert werden. Die Fortsetzung der Abwanderung durch den Strukturwandel der Landwirtschaft würde etwa weiter wie bisher zur Verarmung der Kulturlandschaft führen.  Der Schutz der ökologischen Potentiale und der darauf aufbauenden Kenntnisse ist nur durch die Sicherung ausreichender Beschäftigungsmöglichkeiten und entsprechender Lebensqualität (in diesem Fall für die LandwirtInnen) zu erreichen. Der notwendige ökologische Umbau kann nur durch Unterstützung der Bevölkerung partizipativ erfolgen und kann nur erreicht werden, wenn er sozial gerecht, d.h. ohne einseitige Belastungen vor sich geht.

Je nach unterschiedlichen Schichten der Bevölkerung sind auch hinsichtlich einer Öko-Region sehr unterschiedliche Interessenlagen vorhanden. Genauer zu bewerten wäre, welche speziellen Interessenlagen auf der Ebene der Verwaltung, der einzelnen sozialen Schichten, Altersgruppen, Geschlechter usw. konkret welche Verhaltensweisen bewirken und welche Hemmnisse dadurch sichtbar werden. Wahrnehmung und Bewußtsein von langfristigen, negativen Umwelttrends sind beschränkt, kurzfristige positiver Nutzen von Maßnahmen im Sinne der Nachhaltigkeit sollte daher herausgearbeitet werden. Es gilt, diejenigen Bereiche und Maßnahmen zu identifizieren, die in nächster Zeit am erfolgreichsten und ohne größere Widerstände  umzustellen sind, und bei denen der Nutzen für die Region möglichst groß ist.
Nachhaltigkeit als gesellschaftliche Frage

Die Suche nach den Impulsen, Kräften und Trägern für einen ökologisch-sozialen Wandel und die Förderung solcher Antriebe sind entscheidende strategische Fragen beim Einschwenken auf einen nachhaltigen Weg. Nachhaltigkeitsentwicklungen sind vor allem gesellschaftliche Fragen. Das widersprüchliche Verhalten zwischen Erkennen von Trends, langfristigen Interessen und eigenem Handeln durchzieht alle Bevölkerungsschichten. Dafür gibt es zunächst ein  Bündel von Ursachen: Verlustängste, Ohnmachtsgefühle, Unkenntnis, aber auch Bequemlichkeit.
 Am Pfad der Nachhaltigkeit kann der Verteilungsfrage nicht ausgewichen werden. Im Gegenteil: Durch Erschöpfung der bisherigen Entwicklung werden auch die bisherigen Entscheidungs- und Verteilungsverhältnisse problematisiert und verändert werden. Neue Entwicklungen werden nur Platz greifen, wenn schöpferische Kräfte durch Mitbestimmung und Motivation auf breiterer Basis freigesetzt werden. Ein neuer Entwicklungspfad fordert auch neue Entscheidungsverhältnisse, auch über die Ergebnisse der Arbeit: 

Ein erster Schritt ist mehr Transparenz und Machtkontrolle (in Gemeinden und Betrieben, für Vereine, Bürgerversammlungen und -initiativen). Dadurch kann ein Demokratisierungsschub ausgelöst werden: Mehr Mitverantwortungen und Mitbestimmung bei der Arbeit, Ausbau der Wirtschaftsdemokratie,  Mitsprache demokratisch gewählter VertreterInnen jedenfalls bei geförderten Investitionen, regionale Beschäftigungs- und Sozialpakte, Unternehmensneugründungen auch auf Selbstverwaltungs- und Genossenschaftsbasis.

7. Die Rolle der öffentlichen Hand

Die Rolle der öffentlichen Hand bei der Strategie der nachhaltigen Regionalentwicklung ist in zweifacher Hinsicht von großer Bedeutung:

· Ein höherer Grad der Nachhaltigkeit ist auf gewisse Zeit nur durch Förderung von Außen durchzuhalten 

· Die „lokalen öffentlichen Hände“ haben beträchtliche Steuerungsmöglichkeiten: Über das Beschaffungswesen zusammen mit Ausschreibungs- und Vergaberichtlinien können ökologische Kriterien einer ökologischen Strukturpolitik Schubkraft verleihen. Gemeinden, Gemeindeverbände usw. können so Vorbildcharakter für Private haben.

· Bildungseinrichtungen wie die Fachhochschulen in Kärnten, die bei der Berufsausbildung Grundsätze und Kenntnisse der Nachhaltigkeit vermitteln können  

Diejenigen Wirtschaftszweige, die sich v.a. auf regionale Potentiale stützen, sind eher geeignet, sich in die nachhaltige Entwicklung einzuklinken. Die Raumbezogenheit ist bei der Land- und Forstwirtschaft am größten, bei weltmarktbezogenen Exporteuren in der Regel gering. Diese können insgesamt erst in diesen Prozeß einbezogen werden, wenn staatlich und global günstigere Rahmenbedingungen herrschen, die Region ist damit bis auf weiteres überfordert.

In den ersten Phasen des Übergangs zu einem Pfad der nachhaltigen Entwicklung wird es etliche Bereiche geben, die nicht oder nur zum Teil entsprechende Kriterien erfüllen.

IX. Exkurs: Anders steuern – 

Umschichten für uns und unsere Umwelt. 

Die ökosoziale Steuerreform der Grünen

Um eine nachhaltige Regionalentwicklung in Gang zu setzen bedarf es auch eine Verbesserung der Rahmenbedingungen wie des Steuersystems. Die Grünen schlagen eine dynamische ökosoziale Steuerreform vor. In insgesamt fünf Etappen sollen bis zum Jahr 2002 sollen schrittweise Steuern im Umfang von 130 Milliarden öS umgeschichtet werden. Die menschliche Arbeitskraft und Privatpersonen werden um 130 Milliarden öS entlastet; die Steuern auf Energie und Verkehr werden im Gegenzug um denselben Betrag angehoben. Belastung und Entlastung halten sich also die Waage.

Die Wirtschaft erhält einen Arbeitsplatzbonus durch Senkung der Lohnnebenkosten um 10 Prozent (Entlastung im Jahr 2002: 46,2 Mrd. öS). Das schafft und sichert Arbeitsplätze. Auch für die Landwirtschaft werden Entlastungsmaßnahmen in der Höhe von 2,8Mrd. öS vorgeschlagen. Alle Privatpersonen werden - unabhängig von ihrem Alter - für die höheren Abgaben im Energie- und Verkehrsbereich durch einen Umweltbonus von jährlich öS 10.000.- entlastet (insgesamt 80Mrd. Schilling). Zur Vermeidung sozialer und wirtschaftlicher Härten soll zusätzlich ein Härtefonds  mit öS 1Mrd. eingerichtet werden.

Die Gestaltung des Umweltbonus stellt sicher, daß insbesondere sozial schwache und kinderreiche Familien bzw. AlleinerzieherInnen zu den Begünstigten der ökosozialen Steuerreform zählen. Zudem ist diese Direktzahlung ein erster Schritt zur Neubewertung der Arbeit jenseits des klassischen Erwerbsarbeitssystems.

Im Gegenzug soll die Energiesteuer auf Kohle, Öl, Gas und Strom schrittweise angehoben bzw. eingeführt werden. (geplante Steuereinnahmen im Jahr 2002: 70,5Mrd. öS). Auf eine Steuererhöhung für Benzin wird aufgrund des bestehenden Tanktourismus und dem daraus resultierenden Kaufkraftverlust verzichtet. Erneuerbare Energieträger bleiben von der Steuer befreit. Mit Sonderregelungen für die energieintensive Grundstoffindustrie wird die Steuerbelastung auf ein tragbares Maß begrenzt, ohne die ökologische Lenkungswirkung der Energiesteuer zu beeinträchtigen oder Arbeitsplätze zu gefährden. Im Straßenverkehr (geplante Steuereinnahmen im Jahr 2002: 59,5Mrd. öS) sollen künftig Kilometerabgaben für das gesamte Straßennetz eingehoben werden. Die fahrleistungsabhängige Abgabe führt zu mehr Kostenwahrheit und Kostentransparenz: wer weniger fährt zahlt weniger - und umgekehrt!

Als zusätzliche Entlastung für Pendler wird eine Anhebung der Pendlerpauschale vorgeschlagen. Für Schwer-LKW dürfen aufgrund von EU-Bestimmungen Kilometerabgaben nur auf Autobahnen und Schnellstraßen eingehoben werden. Für Klein-PKW soll die KFZ-Steuer gestrichen werden, für PKWs mit hoher Motorleistung soll sie deutlich angehoben werden. Sobald die Kilometerabgabe vollständig eingeführt ist, kann die Autobahnvignette entfallen.

"Anders steuern" hat viele Vorteile

Eine ökosoziale Steuerreform ist kein Ersatz für eine umfassende Umwelt- und Beschäftigungspolitik. Dennoch besitzt sie in beiden Bereichen zentrale Bedeutung. Durch das Umschichten der Steuerlast kommt es zu einer deutlichen Änderung des bisherigen Preisgefüges. In den Rationalisierungsbemühungen der Unternehmen wird der Senkung des Ressourcenverbrauchs höheres Augenmerk geschenkt; Investitionen in die Steigerung der Energie- und Transporteffizienz beginnen sich finanziell auszuzahlen. Der Rationalisierungsdruck im Bereich Arbeit steigt nicht weiter an.

Eine Absenkung der CO2-Emissionen um jährlich 1 bis 2 Prozent kann erreicht werden. Auch im Verkehrsbereich, der derzeit hohe Zuwachsraten verzeichnet, kann die Steuerreform zu einer Stabilisierung des Verkehrsaufkommens und damit zu einer Stabilisierung bzw. geringfügigen Absenkung der CO2-Emissionen führen. Innerhalb von fünf Jahren würde sich die gesamte CO2-Reduktion auf 5 bis 10Prozent belaufen. Das wäre ein wesentlicher Beitrag zur Erreichung des sog. "Torontoziels", also der Senkung der CO2-Emissionen um 20Prozent zwischen den Jahren 1988 und 2005.

Durch die Entlastung der menschlichen Arbeitskraft trägt die ökosoziale Steuerreform "Anders steuern" wesentlich zur Sicherung bestehender Arbeitsplätze bei. Gleichzeitig werden durch die gestiegenen Energie- und Transportkosten erhebliche Investitionen in die Steigerung der Energieeffizienz (Wärmedämmung, etc.), in die forcierte Nutzung erneuerbarer Energieträger (Wind, Biomasse, etc.) und in den Ausbau des öffentlichen Verkehrs - und hier ganz besonders der Bahn - ausgelöst. Die Zahl der damit geschaffenen Arbeitsplätze wird bei weitem jene Zahl überwiegen, die in einzelnen Brachen, etwa im Bereich des Straßengütertransportes (Frächter) verloren gehen. Der Netto-Beschäftigungseffekt kann mit 25.000 bis 70.000 zusätzlichen Arbeitsplätzen abgeschätzt werden.
X. Vorbildliche Beispiele aus Kärnten

Nichts ist wirksamer als das gelebte und sichtbare Beispiel. Auch in Kärnten gibt viele ermutigende konkrete Maßnahmen auf verschiedenen Ebenen, die es verdienen verallgemeinert zu werden

Kärnten hatte mit Klagenfurt das erste Fernheizkraftwerk und die erste Fußgängerzone in Österreich aufzuweisen. Die Seen-Sanierung wurde in Kärnten - auf wirtschaftlichen Druck hin - früher als anderswo durchgeführt

Lesachtal 

1984 gründete sich eine Entwicklungsinitiative: Realisiert wurden vor allem : landwirtschaftliche Vermarktungsinitiatven und Maschinenringe, Energieprojekte, sanfte Tourismusprojekte mit Schwerpunkt Familie und Gesundheit. Insbesondere für den letzeren Bereich erhielt die Region europaweite Auszeichnungen. Im regionalen Entwicklungsprogramm Lesachtal wurde eine klare Absage an touristische Großprojekte und die Festlegung einer Bettenobergrenze im Verhältnis 1:1 von Wohnbevölkerung zu Gästebetten festgelegt. Es sollte die Qualitätsverbesserung und Auslastungserhöhung Vorrang vor Kapazitätszunahmen haben. Die Region ist auch im europäischen Netzwerk nachhaltiger Regionalentwicklung maßgeblich aktiv.

Hydro-Solar Kötschach-Mauthen

Wind-, Wasser- und Sonnenenergie sollen sich gegenseitig ergänzen und bis 2000 eine autarke Versorgung für 2500 Einwohner sowie eine zusätzliche Netzeinspeisung sicherstellen (Bei Schlechtwetterperioden und Flauten wird statt Sonnen- und Windstrom mehr Energie aus Wasser erzeugt). Zusätzlich wird dies mit touristischen Angeboten verbunden, die zukunftsweisende Technologien darstellen.

Oberes Mölltal - Region Großglockner

Auch im Rahmen des Klimabündisses entwickelten die Gemeinden Großkirchheim, Mörtschach, Heiligenblut, Rangersdorf, Stall und Winklern ein umfassendes Energie- und Umweltprogramm mit kleinen Projekten in den Bereichen Holzbewirtschaftung, Landschaftspflege, Energie, Telematik und Tourismus, wobei die Einbindung in den Nationalpark Hohe Tauern ein wesentliche Rolle spielt.

Görtschitztal - Norische Region

Ein (jüngerer) Verein von 8 Gemeinden zur Förderung der Orts- und Regionalentwicklung setzt vernetzte Initiativen für Tourismus, Landwirtschaft, Kultur und Gewerbe. Im regionalen Entwicklungsprogramm Görtschitztal wurde als Leitbild die eigenständige Regionalentwicklung festgelegt. 

Gmünd-Biomassseheizkraftwerk

Ein Pionier motivierte Landwirte und die Gemeinde zur Gründung einer Genossenschaft für ein Biomassseheizkraftwerk mit einem 3 MW-Kessel, bei dem auch über die Rauchgasabführung die Hackschnitzel getrocknet werden.

Bad Eisenkappel-Vellach
 

Im Rahmen der Erstellung eines lokalen Umweltplanes - Zukunftsfähiges Eisenkappel wurde eine Biomasse-Nahwärmeversorgung errichtet. Eine umfassende Öffentlichkeitsarbeit sichert entsprechende Bewußtseinsänderungen ab.

Villach


In der Regel steigt bisher mit der Größe der Städte der Anteil der Maßnahmen, die nur am Papier bleiben (symbolische Politik). Dies gilt abgeschächt auch für Villach, allerdings konnte insbesondere auch durch Druck von unten (OIE, Klimabündnis, ARGE Erneuerbare Energien, Grüne) einige positive Maßnahmen bewirkt werden: Villach hat  als eine von wenigen Städten überhaupt eine erste Treibhausgas-Emissionsbilanz, eine Ernergiebuchhaltung und eine Bewertung mit Energiekennzahlen für städtische Gebäude und detaillierte Berechnungen von Energieeinsparpotentialen. (allerdings keine ernsthafte konkrete Reduktionsziele). Innerhalb der Stadtverwaltung wurde eine Energiekoordinationstelle eingerichtet, die zumindest  im stadteigenen Bereich wirksam ist und drastische Energieeinsparungen erreicht. Ein City-Bus wurde installiert. Leider fällt in letzter Zeit in dieser Hinsicht Villach wieder zurück

Kärnten-Card

„All inclusive“-Urlaubskarte, welche die Inanspruchnahme eines breiten Freizeitangebots des Bundeslandes zusammen mit dem öffentlichen Verkehr ermöglicht. Dadurch erfolgte ein gewisser Umstieg zum bisher im Urlaub wenig genützten öffentlichen Verkehr  

„Faktor 4+“ Messe
Die „Faktor 4+“ Messe, die im Juni 1998 in Klagenfurt zum ersten Mal stattfand und bis auf weiteres mindestens noch zweimal stattfinden wird, ist eine für eine nachhaltige Entwicklung geradezu ideale Chance. Der Name „Faktor 4+“ dieser zukunftsweisenden Fachmesse steht für „Doppelter Wohlstand bei halbiertem Naturverbrauch durch höhere Effizienz)
. Zusammen mit einem hochwertigen Rahmenprogramm und international hochrangigen Konferenzen wurde vom „Verein Faktor 4+ Klagenfurt“  nicht nur für Kärnten, sondern auch für Österreich ein Meilenstein gesetzt. Genauso wichtig wie die Messe selbst, sind laufende Arbeitsgruppen, Schulungen zur umweltgerechten Produktgestaltung (im Auftrag von AMS und ESF) und Unternehmensberatungen, die vom Wuppertaler Institut für Klima, Umwelt und Energie begleitet werden. Diese Messe und ihr Umfeld sollte und kann - trotz einiger Anlaufprobleme - zu einem wichtigen Faktor beim Einschwenken Kärntens auf einen Pfad der umweltverträglichen Entwicklung werden.

XI. Abschätzung der 

 Arbeitsplatzeffekte bis 2005

Im Folgenden werden die Arbeitsplatzeffekte abgeschätzt, die eintreten würden, wenn das Wirtschaftskonzept der Grünen Kärnten umgesetzt wird. Vereinfacht werden nur Nettoarbeitsplatzzuwächse berechnet.

 Branchen, die für umweltgerechtes Wirtschaften wesentlich sind, haben in der Regel einen geringeren Kapitalaufwand und bewirken bei einem Ausbau einen vergleichsweise stärkeren Arbeitseffekt als Branchen wie z.B.
 der Straßenbau. Die Arbeitsplatzeffekte einer Ökologisierung werden in der Literatur sehr unterschiedlich angegeben. 
 Die Schätzungen im folgenden geben realistische Arbeitsplatzpotentiale jeweils für eine mittlere, eine ungünstige und eine günstige Variante der Entwicklung bzw. der Rahmenbedingungen (Szenario) dafür an:

Umstellung auf Ökologische Landwirtschaft



ca.+  900    (500 bis 1200)

Forstwirtschaft + Holzver- und -bearbeitung




ca.+1300    (500 bis 2000)

Bau- + Baunebengewerbe + Baustoffe




ca.+1200    (500 bis 1500)

Mikroelektronik







ca.+2100    (1000 bis 2500)

Reparaturgewerbe i. S.






ca.+  300    (100 bis 500)

Ökotechnologie - Metallsektor





ca.+  400    (200 bis 500)  

Angepaßter Tourismus






ca.+-    0     (-1000 bis 300)

Bildung








ca.+  200    (50 bis 300)

Öffentlicher Verkehr






 ca.+  400   (200 bis 600)

Ökoforschung







ca.+  100    (50 bis  200)

Landschaftspflege







ca.+  200    (100 bis 300)

Summe







ca. +7100   (3100 bis 9900)

Der Bereich Energie ist in den Sektoren Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Holz, Ökotechnologie u. Metall enthalten. Der Bereich Kleinkläranlagen, Deponiensanierung und Grundwasser im Sektor Bau).

Quantitativ werden dadurch also in einer mittleren Variante vorsichtig geschätzt netto zusätzlich ca. 7100 Arbeitsplätze bis zum Jahr 2005 geschaffen. Die Arbeitslosenquote in Kärnten könnte dadurch um ca. 3 Prozentpunkte gesenkt werden, die Sockelarbeitslosigkeit würde fast halbiert. In einer günstigen Entwicklungsvariante wären es ca. 9900, in einer ungünstigen 3100 zusätzliche Arbeitsplätze.

XII. Umsetzungsbereiche
Die im folgenden Kapitel diskutierten Wirtschaftssektoren sind jene Bereiche, in denen mit einer Umsetzung der Grundsätze der Nachhaltigkeit am zweckmäßigsten begonnen wird. Im Kern geht es darum Beschäftigung, die Sicherung unserer Lebensgrundlagen und die technische Entwicklung zu verbinden, es geht nicht um irgendwelche kurzfristig geschaffene und schnell wieder verlorene Arbeitsplätze um jeden Preis, sondern um langfristig zukunftsträchtige Beschäftigungsbereiche.

Für alle Bereiche müssen im nächsten Schritt einzelne Projekte entwickelt werden. Jedes einzelne Projekt bedarf sorgfältiger Vorbereitungen z. B. „Machbarkeitsstudien“. 

Im Folgenden geht es auch oft um den Begriff Cluster: Unter Cluster
  wird im allgemeinen das Zusammenwirken von (meist unterschiedlich großen), räumlich eng beisammen gelegenen Unternehmen einer Branche (horizontal) wie vertikal mit vor- und nachgelagerten Unternehmen sowie mit unternehmensnahen Dienstleistern, Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen und öffentlichen Stellen in der Entwicklung, Produktion und Vermarktung verstanden, wodurch neue Innovations- und Entwicklungsmöglichkeiten, Facharbeitsmärkte und ein entsprechender Ausbau der Infrastruktur bewirkt wird. 

In der Praxis ergeben sich bei der Kooperation in Netzwerken auf Grund von Ressentiments und kurzfristigem Denken Probleme, die durch Beratung, Netzwerk- und Clustermanagement überwunden werden können. Ein heikler, aber zentraler Punkt ist der Wissens- und Know-how - Austausch, der durch ein innovatives, offenes Klima gefördert wird. Moderne Kommunikationsmedien sind dabei eine große Unterstützung.

Seit etlichen Jahren werden Clusterbildungen in Österreich diskutiert und in einigen Bundesländern wie der Steiermark oder in Oberösterrreich aktiv gefördert
. In der Regel kann nicht eine ganz Branche abgedeckt werden. Es sind „Clusterkerne“ meist rund um innovative Unternehmen mindestens mittlerer Größe zu schaffen. Ein Cluster muß sich von unten durch Firmenkooperationen entwickeln, er kann nicht dekretiert werden.
1.Energiesektor

Nettoarbeitsplatzzuwachs bis 2005 bei Realisierung von „Zukunftsfähig Wirtschaften“ in diesem Sektor: 



ca.+900    (500 bis 1200)

Der Schlüsselbereich ist die Umstellung des regionalen Energiesektors auf erneuerbare Energiequellen
: Ein Umstellung auf erneuerbare Energieträger bringt beträchtliche Wertschöpfung und damit Arbeit, deutlich weniger Import und ist klima- und umweltverträglich. Regionale Energiepolitik ist heute beste Regionalpolitik

„Zur Energieaufbringung in Kärnten haben im Jahre 1995 heimische - und damit auch erneuerbare - Energieträger mit 39.203 TJ/Jahr entsprechend einem Anteil von 52,3% am Bruttoinlandsverbrauch beigetragen. Davon entfallen wieder auf Wasserkraft 51,9%, auf Brennholz 26,0%, auf biogene Energieträger (Lauge, Klärgas, Biogas, Stroh, Rinde, Hackgut) 19,9%, auf Umweltenergie (Sonnenwärme und Umweltwärme) 1,1% und auf brennbare Abfälle 1,0%“
.

Wenn auch der Landes-Energiebericht ein übertrieben optimistisches Bild zeichnet (die Statistik im Verkehrsbereich ist durch den Tanktourismus nach Slowenien „geschönt“) ist der  Anteil der erneuerbaren Energieträger durch die naturräumlichen Gegebenheiten (Wasserkraft- und Holzreichtum weit überdurchschnittlich. Der Bau von Groß-Wasserkraftwerken beeinträchtigte allerdings die Landschaft in vielen Bereichen (Kölnbreinsperre, „Kanalisierung“ der Drau), ein Fehler, der bei den verbleibenden Fließstrecken nicht wiederholt werden darf.
Kärnten wies 1995 durch den hohen Anteil an erneuerbarer Energieträger im Österreichvergleich einen mit 5,4t pro Einwohner niedrigeren Kohlendioxidausstoß als der Österreichschnitt mit 6,9t auf.
 Dieser Wert liegt allerdings weit über dem globalen Schnitt von rund 4t pro Einwohner.

Zu Beginn der 90er-Jahre wurde in Kärnten ein Zehn-Jahres-Programm für den Ausbau von Biomasse-Fernwärmeprojekten in der Landesregierung beschlossen: damit sollte ein Gesamtinvestitionsvolumen in der Höhe von 3 Mrd. S. ausgelöst werden. Kärnten hatte Ende 1996 mit 205 MW bei Hackschnitzelheizungen pro Kopf in Österreich einen Spitzenplatz.
 Ende 1996 betrug die gesamte installierte Heizleistung von kommunalen Biomasse-Fernwärmeversorgungsanlagen in Kärnten etwa 69,9 MW.

Trotzdem verloren allein  von 1993 bis 1997 die Holzheizungen 2,6 Prozentpunkte bei der Raumheizung in Kärnten. „Andererseits ist festzustellen, daß Heizöl um 3,7 Prozentpunkte, Gas um 0,9 Prozentpunkte und auch die Stromheizung um 1,3 Prozentpunkte am Heizmarkt zugenommen haben
. Der Verbrauch fossiler Energieträger ist von 1990 bis 1994 überproportional gestiegen
. Im Energiesektor erfolgt in Kärnten also nach wie vor ein hoher Import. 

Bei der Haushaltsheizung hat die ökologisch insgesamt bedenkliche Stromheizung 14% Anteil (lt. Mikrozensus 95 sogar 16,6%), was österreichweit einen sehr hohen Wert darstellt 
 Von 1989 bis 1996 stieg die Erdgasabgabe von 70 Mio. Kubikmeter auf 124 Mio. Kubikmeter 
Diese Zunahme ist kontraproduktiv im Sinne einer ökologisch orientierten Energiewirtschaft, die auf regionaler Wertschöpfung beruht.

Im Kärntner Energiekonzept 1991 sind für verschiedene Sektoren Energiesparpotentiale angeführt. Die Umsetzungsmaßnahmen dafür sind allerdings nur global. Während der energetische Endverbrauch zwischen 1991 u 1994 in Österreich um 3% gesunken ist, stieg er in Kärnten um 2%, d.h. das sich das Wirtschaftswachstum in Kärnten weniger vom Energieverbrauch abgekoppelt hat. 

„Neben den Reserven aus Sägenebenprodukten sowie Industriehölzern könnten auch forstliche Biomassereserven in der Höhe von ca. 610.000 efm (Erntefestmeter) bereitgestellt werden. Die entspricht ca. der Hälfte des gegenwärtigen Holzverbrauches in Kärnten. Diese Reserven unterteilen sich in Pflegerückstände mit einer Gesamtmenge von 250.000 efm sowie einer Mindernutzung von 360.000 efm. Diese Menge könnte jährlich genutzt werden, ohne das Prinzip der forstlichen Nachhaltigkeit zu gefährden“...Es „ist dieses Potential nicht gebietsweise, sondern flächendeckend in ganz Kärnten vorhanden. Unter Zugrundelegung eines Brennstoffbedarfs von 1.000 efm für die Bereitstellung von 1 MW Leistung ergibt sich somit eine zusätzliche verfügbare Leistung von 600 MW für Biomasse-Feuerungsanlagen“,
 was eine sehr vorsichtige Schätzung darstellt.

Doch das Land Kärnten ist dabei, seine natürlichen Ausstattungsvorteile für die Energieversorgung zu vermindern: Der Kärntner Energiereferent und Landesrat Robert Lutschounig stellt im Energiebericht 1997 fest, „daß der Marktanteil der fossilen Energieträger Öl und Gas aber auch von Strom bei der Raumheizung weiter zunimmt. In einem Land mit großem Überschuß an Holz und biogenen Energieträgern sollte diese Entwicklung vermieden werden, um letztlich auch inländische Arbeitsplätze sicherzustellen bzw. neu zu schaffen... Die Öffnung des Strommarktes und damit die höhere Preiskonkurrenz am Strommarkt stellen sicherlich ein Problem für die Realisierung zukunftsorientierter und umweltbezogener Zielvorgaben bei der Energieversorgung dar. Es ist deshalb eine vordringliche Aufgabe der Politik, den erneuerbaren Energieträgern am europäischen Binnenmarkt Schutz zu bieten und damit unserer Energiewirtschaft die Möglichkeit zu geben, weiterhin auf erneuerbare Energieträger zu setzen.“ Der Landesrat meint zurecht, daß sich Kärnten bei der Energieversorgung als „Ökoland“ präsentiert. Der Präsentation sollte auch die inhaltliche Umsetzung folgen. 

Allerdings gibt es schon viele positive Beispiele für einen gegenteiligen Trend, für den Einsatz heimischer, erneuerbarer Energieträger. 

Zusätzliche Biomassepotentiale aus der Forstwirtschaft ergeben sich aus zwei Quellen: Zum einen aus einer nachhaltigen Steigerung des jährlichen Holzeinschlages um bis zu 20%, zum anderen aus der Nutzung vorhandener Durchforstungsreserven.
 Holzheizungen haben in den letzten zehn Jahren einen technologischen Quantensprung gemacht und sind abgasmäßig ebenso gut zu bewerten wie Fernheizwerke. Österreichweit sinkt trotz positiver Projekte die Verwendung der Biomasse zur Wärmeerzeugung
. Insbesondere der Ausbau des Gasnetzes gefährdet die heimischen Energieträger: Der Erdgasverbrauch verdoppelte sich von 1987 bis 1996 in Kärnten
. Da der weitere Ausbau des Gasnetzes die Nahwärmeversorgung auf einer regionalen Energiebasis ernsthaft gefährdet, ist die Erweiterung des Gasnetzes nur mehr in einzelnen Fällen für Industrieanlagen zuzulassen. 

Durch Nahwärmeanlagen kann etwa die Verbrennung wesentlich umweltfreundlicher gestaltet werden. Der Anschluß an Fern- und Nahwärmenetze soll mit Übergangsfristen  verpflichtend werden. Die Wohnbauförderung sollte von Energieverbrauch und der Versorgung durch umweltverträgliche Energieträger (Holz, Sonne, Fernwärme) abhängig gemacht werden. Neben den laufenden Projekten sind unverzüglich lokale Entwicklungspläne für erneuerbare Energieträger und ein Nahwärmeversorgungskataster für Kärnten flächendeckend zu erstellen, der für die Entscheidungen zum weiteren Ausbau der Nahwärmeversorgung wichtig ist.

Die bestehenden Energieunternehmen mit öffentlicher Beteiligung sollen nicht mehr Politikpfründe sein, sondern verbindliche Pläne für eine neue nachhaltige Energiepolitik und Einspeisetarifregelungen für Energie auf Basis erneuerbarer Energieträger  ausarbeiten und umsetzen, die durch Berücksichtigung viel niedrigerer Umweltfolgekosten konkurrenzfähig sind.

Angeknüpft werden soll z.B. an die Erfolge der Firma Solaris und an die Dynamik Selbstbaugruppen. Im Rahmen des Umwelttechnikclusters sollte die Errichtung einer zukunftsorientierten Solarzellenfabrik in Kärnten gefördert werden; bezüglich Windenergie sollten Windkarten erstellt werden.

Vorbildlich ist von der Konzeption her das „Kommunale Energiekonzept Graz, ein Konjunktur- und Umweltbelebungsprogramm“. Es wurde bis 1997 nach ausführlichen Analysen und Bewegungen detailliert erstellt und mündete in die Umsetzung eines umfangreichen Maßnahmenbündels. Wesentlich dabei ist die „Grazer Energieagentur“. Im Rahmen von „Thermoprofit“ werden verschiedene Contracting-Modelle entwickelt, erprobt und verbreitet. Z. B. gibt es auch ein spezielles Wärmedämmungsprogramm. Dabei sind die Energieversorgungsunternehmen und Sozialpartner einbezogen. 

Wärmedämmoffensive: Die Sanierung von Gebäuden (insbesondere öffentlichen Gebäuden), Maßnahmen zur Wärmedämmung und Wärmeregelung sowie die Nutzung alternativer Energiequellen (solarthermische Anlagen) könnten lokale Unternehmen des Bau- und Baunebengewerbes, insbesondere Installateure, Heizungstechniker usw. ihrem Geschäftsbereich stabilisieren. In Villach könnten nach Angaben der Grünen rund 70% der Gebäude energetisch saniert werden. Um die enormen Energiesparpotentiale im Gebäudebereich zu realisieren sollte ein Pool aus Beamten, Bauwirtschaft und gemeinnützigen Bauträgern gegründet werden, und vom Land durch einen Pool-Manager koordiniert werden. 

Im Rahmen einer „Energieraumplanung“ könnte ein Katasters über Angebot und Bedarf an Wärme sowie über regionale Potentiale und Einsparungsmöglichkeiten erstellt werden.

Viele Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz könnten auf kommunaler Ebene umgesetzt werden. Der Kärntner Umweltbericht 1994 (S. 293) führt in einem Katalog für kommunale Energiesofortmaßnahmen an: „vorrangige Nutzung von verfügbaren erneuerbaren Energiequellen (Windkraft, solare Schwimmbadbeheizung und Warmwasserbereitung, Rest-Biomassenutzung), effizienter städtischer Fuhrpark, Bauleitplan für klimaangepaßte Bauweise, bessere Dämmstandards, Maßnahmen zur Verkehrsvermeidung, Anschlußpflicht in Nah- und Fernwärmegebieten, Verbot von Elektroheizungen...

 „Kraftwerk Energiesparen“: Erste Ergebnisse eines Pilotversuchs der Wiener Grünen bei durchschnittlichen Wiener Haushalten zeigen, daß allein durch den Einsatz von Energiesparlampen, von neuen stromeffizienteren Kühlschränken, von Schaltern für Standby-Geräte u. s. w. rund 20% an Haushaltsstrom eingespart und durch zukünftige geringere Stromzahlungen finanziert werden können.

Energiecontracting als Auslagerung von Maßnahmen zur effizienteren Verwendung von Energie und Vorfinanzierung dieser Maßnahmen durch spätere Einsparung von Energiekosten soll verstärkt durchgeführt werden. Beim „Internen Contracting“ (Stuttgarter Modell) können einzelne öffentliche Stellen eingesparte Beträge z. T in eigener Verantwortung für andere Zwecke verwenden, ohne daß externe Kosten anfallen.

Reform der Kärntner Energieagentur, die bisher als Ein-Mann-Betrieb dazu dient, EU-Projekte (ALTENER) abzuwickeln, zu einem Motor im Kärntner Energiesektor:  Unabhängig von Lobbies soll die Energieagentur Beratung- und Projeketierungarbeiten in Sinne einer nachhaltigen Energiepolitik leisten soll.
 

2. Cluster Ökologisches Bauen

Nettoarbeitsplatzzuwachs bis 2005 bei Realisierung von „Zukunftsfähig Wirtschaften“ in diesem Sektor: 



ca.+1200  (500 bis 1500)

„Ziel des Projektes ist es, durch eine breite Vernetzung Kärntens als Land, in dem „ökologisches, nachhaltiges und ressourcenschonendes Planen, Bauen und Leben“ selbstverständlich ist, zu positionieren. Die Vorteile des Projektes werden den Unternehmungen und den Nutzern zugute kommen. Langfristig ist eine Exportorientierung der Produkte und des Know-how anzustreben.“(Gasparin, Piechl)
 Auch in den Vorschlägen des Ossiacher Kreises nimmt das Ökologische Bauen einen  prominenten Stellenwert in Verbindung zu den Bereichen Gesundheit und Energie ein
. 

Das Besondere und clusterspezifische wäre die Einbeziehung und Verbindung insbesondere von Baunebengewerbe, Baustoffherstellern, Planern, Energietechnikern, Haustechnikern bis zu Designer und Bauausführenden. Darüber hinaus könnte eine „strategische Allianz“ Bau und Baustoffe, Holz, Energie, Landwirtschaft gebildet werden. Es gibt dazu ein Konzept im Rahmen des Entwicklungsleitbildes Zukunft Kärnten (Gasparin, Piechl)

Zentral bei einer Umorientierung ist die Verankerung der typisch nachhaltigen Sicht: Nicht nur die einmaligen Baukosten zählen, sondern auch die Folgekosten für Energie, Schadstoffabgabe, Rezyklierbarkeit der Baumaterialien usw.

An existierenden Beispielen kann beispielsweise genannt werden:

· Das Mölltaler Öko-Haus: 6 Betriebe kooperieren bei der Erstellung von schlüsselfertigen Niedrigenergiehäusern

· Das Griffener Haus

· Eine Völkermarkter Tischlerkooperation

· Eine sich entwickelnde Kooeration von 15 einschlägigen Firmen, die sich unter „Planen-Permakultur-Ökologie-Nachhaltigkeit-Bauen“ bei der Faktor 4 - Messe in Form eines Gemeinschaftsstandes präsentierten.

Der energiesparende und bau-biologische Wohnbau soll keine Rand- und Nischenangelegenheit sein. Er soll Standard im geförderten Wohnen werden. Dies kann erreicht werden durch:

· eine andere Akzentuierung der Wohnbauförderung, 

· eine Ökologisierung der Bauvorschriften (z. B. widersprechen die Vorschriften über die Dachneigung derzeit in bestimmten Fällen den Anforderungen einer passiv-solaren Bauweise)

· Erstellung einer Öko-Bilanz und Erlassen von Öko-Standards für öffentliche Gebäude
· Verbesserung der baubiologischen Ausbildung im Rahmen der HTL-Ausbildung „Hoch- und Tiefbau“

· Veranstaltung von Seminaren „ökologisch Bauen“ im Rahmen von Holzmesse und Häuselbauermesse

Kärnten hat ein überdurchschnittlich großen Bausektor, der spezielles Know-how aufweist. Er hat Chancen in dieser Größe sowohl mit seinen Großbetrieben wie mit seiner gewerblichen Struktur zu bleiben, wenn er  im Trend zu ressourcen- und energieeffizienten Bauen richtungsweisend wird und  dadurch langfristig Exportanteile halten kann

3. Öffentlicher Verkehr

Nettoarbeitsplatzzuwachs bis 2005 bei Realisierung von „Zukunftsfähig Wirtschaften“ in diesem Sektor: 



ca.+400    (200 bis 600)

In Kärnten werden Anfang der 90er-Jahre pro Jahr ca. 2, 5 Mrd. Km mit dem PKW und ca. 250 Mio. km mit dem LKW zurückgelegt. Der Trend ist weiter stark steigend. Das Gesamtverkehrskonzept Kärnten gibt für Anfang der 90er-Jahre einen Kohlendioxidausstoß von 1,04 Mio. Tonnen durch den Straßenverkehr an. Der Großteil des Verkehrs in Kärnten ist hausgemacht: Im Güterverkehr entfällt ca. 1/3 der in Kärnten beförderten Tonnen auf den Durchgangsverkehr. 1990 wurden nur 22% der Fahrten im werktäglichen Regionalverkehr mit Bus oder Bahn zurückgelegt.  Den Mängeln im öffentlichen Verkehr steht ein in den letzten Jahrzehnten gut ausgebautes übergeordnetes Landes- und Bundesstraßennetz gegenüber.

1997 kam es auf den Kärntner Straßen zu 2.791 Unfällen mit Personenschäden. 3.528 Menschen wurden verletzt, 78 getötet (1987: 124 Verkehrstote, 1991: 107 Verkehrstote)
 Mit 2,2 durchschnittlich bei im Straßenverkehr Getöteten auf 10.000 Einwohner liegt Kärnten absolut an der Spitze (Österreich-Schnitt. 1,4). Durch die Einführung der Promille-Grenze kam es zwar zu Rückgängen in der Opferbilanz (minus 8,6% im ersten Halbjahr 1988), doch fallen diese geringer aus als im Österreich-Schnitt (minus 22%)
. Die meisten Verletzten je Einwohner gibt es wie sonst in Österreich jeweils in den größeren Städten. An der Spitze liegt Klagenfurt mit 100 Verkehrsverletzten pro10.000 Einwohnern vor Villach mit 79. 

Beim Personenverkehr hat der Transit- und Durchgangsverkehr mit 26.000 Fahrten einen vergleichsweise geringen Anteil (Rest: ca. 330.000 Fahrten). Beim Güterverkehr 1991 hat der grenzüberschreitende Verkehr einen größeren Anteil (9,4 Mio. t im Vergleich zu 21,8 Mio t)
;, d.h. daß der hausgemachte Verkehr mit Abstand eine sehr große Dimension erreicht. 

Bekanntlich werden durch die Mineralölsteuer und andere direkte Zahlungen der Straßenverkehrsteilnehmer nur die Kosten der Erhaltung der Straßen in Österreich gedeckt. Nicht gedeckt werden die von der EU-Kommission für Österreich berechneten Unfallfolgekosten des Straßenverkehrs von 31,3 Mrd. öS (einschließlich Produktionsausfälle durch Arbeitszeitverluste). Umgelegt auf Kärnten sind dies etwa 2,2 Mrd. öS an Kosten durch den Straßenverkehr,  für die die Allgemeinheit aufkommen muß. Werden auch die „Staukosten“ (verlorene Arbeitszeit) einbezogen, so entstehen neben den 49,9 Mrd. öS direkten und durch verkehrsspezifischen Einnahmen gedeckten Kosten des Straßenverkehrs in Österreich 54,7 Mrd. öS weitere Kosten im Straßenverkehr. Nicht einbezogen in diese Kostenschätzungen sind Lärm- und Abgasbelastung, Grundstücksentwertung und die schwer eindeutig festzustellenden Klimafolgekosten, die zumindest sehr wesentlich sind
.

Der öffentliche Verkehr ist unbedingt als Gesamtsystem von Mobilität  zu betrachten. D. h. eine Mobilitätsdienstleistung „von Tür zu Tür“ muß in vertretbaren Zeiten und vertretbaren Reisen angeboten werden. Eine Schwachstelle in diesem System bedingt in der Folge Ausfälle in anderen Teilsystemen und damit einen Abwärtszirkel. Daraus folgt, daß die Anbindung zwischen den einzelnen Systemen von zentraler Bedeutung ist und die Zubringer- und Feinverteilersysteme verstärkt zu entwickeln sind. Der öffentliche Verkehr ist also von der Hochleistungsbahn bis zum Sammeltaxi als einheitliches System zu begreifen. 

Umsetzung des Gesamtverkehrskonzepts Kärnten für Bus und Bahn

Im Jahre 1995 wurde .das Gesamtverkehrskonzept Kärnten als mehrjährige Gemeinschaftsarbeit mehrerer Expertengruppen im Auftrag der Landesregierung fertiggestellt. Den Empfehlungen gingen über 10 Bände an Analysen und Berichten voraus. 

Das Gesamtverkehrskonzept schildert die negativen Auswirkungen der Zunahme des Autoverkehrs auf Mensch und Umwelt: Verkehrslärm, Abgasbelastung, Verkehrsunfälle, Flächenbedarf, Treibhausgaszunahme, verringerte Auslastung im öffentlichen Verkehr. „Das Land Kärnten braucht im Verkehrswesen einen neuen Investitionsschub und eine entscheidenden Innovationssprung. Da ein Großteil des Kärntner Verkehrs „hausgemacht“ ist, müssen auch die Lösungsansätze in erster Linie von Kärnten ausgehen.“ Die Kärntner Landesregierung hat 10 „verkehrspolitische Ziele“ beschlossen. Das Ziel Nr. 2 lautet: “Der Straßenverkehr ist durch Beeinflussung der KFZ-Mobilität zu verringern.“ ... Ziel 6: „Dem nichtmotorisierten Verkehr ist gegenüber dem Nahverkehr Priorität einzuräumen.“ Ziel 7: „Der öffentliche Verkehr ist zu einer attraktiven Alternative für den individuellen motorisierten Verkehr zu entwickeln.“

Im Bereich „Öffentlicher Verkehr“ enthält das Gesamtverkehrskonzept im Detail die wesentlichen Umsetzungsschritte: 

· Ausbau der Bahnhauptverkehrsrouten in Kärnten und zu anderen Zentren, Aufrechterhaltung und Modernisierung der Nebenbahnen, 

· Abstimmung des gesamten öffentlichen Verkehrs einschließlich der Busse durch Taktfahrplän 

· Vorrang für den öffentlichen Verkehr in Ballungsräumen durch Busstreifen, Ampelvorrangschaltungen usw., 

· Bau von Güterverladeeinrichtungen für den kombinierten Verkehr in Bezirkshauptstädten und an wichtigen Knotenpunkten, 

· kooperatives Verkehrssystemmanagement (integriertes Park- und Informationssystem für den öffentlichen Verkehr für Autofahrer). 

· landesweites Radroutennetz (insbesondere auch für den Berufsverkehr)  

· Erhöhung der Sicherheit für Fußgänger empfohlen. 

Einzelplanungsmaßnahmen aus dem Gesamtverkehrskonzept Kärnten: 

· Einführung von Anrufsammeltaxisystemen für dünnbesiedelte Gebiete und im Abendverkehr. 

· Verbesserung des Erscheinungsbildes und der Attraktivität des öffentlichen Verkehrs, z. B. bessere Haltestellen, Fahrzeuge, Behindertenfreundlichkeit, Gestaltung der Umsteigepunkte, Bahnhöfe usw.  Beschleunigungsmaßnahmen im Stadtbereich durch Busfahrstreifen, Bevorrangung bei Lichtsignalanlagen usw. 

· Einführung eines Kärnten-Taktes mit einem 2-Stunden-Intervall als Mindestforderung und einem Stundentakt auf den Hauptlinien von Bahn und Bus.

· Erarbeitung und Umsetzung eines landesweiten Konzeptes für Park-and-Ride und Bike-and-Ride

· Einschränkung des Regionalflugverkehrs und Ersatz durch verbesserten Bahnverkehr.

· Bau des Koralmtunnels

· Lärmschutz entlang der Wörthersee-Trasse der Südbahn

Die Gesamtkosten für dieses Verkehrsprogramm einschließlich einiger Straßenbaumaßnahmen wurden auf 42 Mrd. öS geschätzt. Als Finanzierungssystem wurden verursachergerechte und leistungsabhängige Abgaben für den Straßenverkehr vorgeschlagen. (Zuschlag zur Mineralölsteuer, Roadpricing). 

Das vorliegende Grüne Wirtschaftskonzept für Kärnten fordert die Umsetzung der im Gesamtverkehrskonzept vorgeschlagenen Maßnahmen im Bereiche des öffentlichen Verkehrs, die bisher über erste Ansätze nicht hinausgekommen sind. Insbesondere erscheint die Sicherung eines Grundnetzes öffentlicher Verkehrsmittel notwendig, um nicht die Schwachen (Kinder, Frauen, ältere Personen, armutsgefährdete Personen, Bewohner ländlicher Regionen) aus der Gesellschaft auszugrenzen. Ein erster Schritt sollte die Wiedereinführung der im Sommer 1998 gestrichenen Postbus-Kurse sein. Langfristig soll das Busnetz im ländlichen Raum zeitlich und räumlich verdichtet werden. Das Ziel ist es, daß jede Bezirkshauptstadt von jedem Ort im Bezirk innerhalb einer Stunde erreichbar wird.

Im grenzübergreifenden Verkehr nach Slowenien sind verbesserte Bahnverbindungen nach Maribor und Ljubljana notwendig. Der Bau der Koralmbahn erscheint verkehrspolitisch sinnvoll, solange eine Einbindung in das Regionalnetz und eine umweltverträgliche Trassenführung gewährleistet sind. 

Öffentlicher Verkehr und Tourismus

Positiv zu erwähnen ist die erfolgreiche Einführung der Kärnten-Card. Im benachbarten Lungau gelang es das gesamte öffentliche Verkehrssystem zweckmäßig aufeinander abzustimmen und  gemeinsam in Zusammenhang mit touristischen Einrichtungen zu vermarkten. Seit September 1997 gibt es für Einheimische, Schifahrer, Wanderer, Berufspendler und Schüler ein deutlich verbessertes Busangebot. Die Erfordernis im Schülerverkehr und saisonale Bedürfnisse wurden aufeinander abgestimmt. Leistungsverbesserungen konnten sogar mit Kosteneinssparungen verbunden werden. Alle Schi-, Werk-, Schüler- und Wanderbusse sind in allen Fahrplänen verzeichnet und fahrgastfreundlich veröffentlicht. Schibusse privater Busunternehmen wurden in den Lungautakt fahrplan- und tarifmäßig eingebunden. Die im Winter größte Fahrgastgruppe konnte durch Zusammenarbeit mit Liftunternehmen innerhalb des Verkehrsregionalverband Lungau gut bedient werden. In der Wintersaison 97/98 stiegen die Fahrgastzahlen um 60%, die Fahrgeldzahlen um 20%. Anrufsammeltaxis in Schwachlastzeiten sind in Planung, Ein ähnliches Konzept ist für den benachbarten Bezirk Murau in Vorbereitung
.  In Kärnten gibt es bereits für das Ggebiet um den Nationalpark Nockberge einen sogenannten „Wanderbus“.
Bedarfsorientierte Verkehrsmittel:

Vor allem in Skandinavien wurden schon seit längerem bedarfsorientierte Verkehrsmittel entwickelt, vor allem abends, nachts, am Wochenende sowie auch außerhalb der Ballungsräume. Neue Angebote im öffentlichen Verkehr für geringe Fahrgastzahlen sind insbesondere: 

· Anrufsammeltaxis: Sie fahren nach Bedarf festgelegte Haltestellen ab oder bringen den Fahrgast bis vor die Haustüre. 

· Regionalbus: die Region Aichfeld in der Steiermark hat gezeigt, daß durch die Verknüpfung mehrerer Stadtbussysteme ein attraktives Angebot für den regionalen Nahverkehr entstehen kann (Takt, Übersichtlichkeit )

· Bürgerbus: ehrenamtliche Lenker 

· Rufbus: Busse weichen von Routen nach Bedarf ab. 

· Citybus, Stadtbus: kleiner Busfahrzeuge mit zentralen Umsteigestellen.

· Um Mobilität in einem Gesamtsystem attraktiv anbieten zu können, haben sich Mobilitätszentralen bewährt: sie vermitteln Taxidienste, geben Fahrplanauskünfte, verleihen Fahrräder und Zubehör und bieten allgemeine Beratung. 

· Mobilitätsberater, wie sie in Graz ausgebildet werden, können in Betrieben und bei Verwaltungen und in Verkehrsunternehmen zur Erarbeitung effizienter Mobilitätslösungen eingesetzt werden. 

· Auch in ländlichen Gebieten muß es möglich sein, jederzeit ein Taxi zu vertretbaren Preisen zu rufen. Sie können verstärkt gemeinsam mit Gastronomie- und Beherbergungsbetrieben organisiert werden. 

· Autoteilen: nach dem Motto: Nutzen statt Besitzen“ ist seit Jahren im Ausland und auch in Österreich organisiertes „Autoteilen“ (Carsharing)  bewährt. Nach Zahlung einer Kaution können Autos mit Tarifen für Zeit und Kilometer benutzt werden. Inzwischen sind in Österreich Organisationen wie der ÖAMTC in diesen Bereich eingestiegen und bieten auch in Kärnten „Autoteilen“ an. ... Es wird angenommen, daß kurzfristig bis zu 7% der AutofahrerInnen  und längerfristig bis 15% dafür zu motivieren sind. Es ist dies vor allem eine Einrichtung die für größere Orte über 10.000 Einwohner und in Tourismusorten in nächster Zeit zweckmäßig ist. Es bieten sich Stützpunkte und Kooperationen mit bestehenden Tankstellennetzen an. 
! nach hinten 

· Angelaufen sind in Österreich - auch in Klagenfurt - Mitfahrzentralen die Angebot und Nachfrage insbesondere im täglichen Arbeitsverkehr vermitteln. Diese Dienstleistung könnte auch in vielen anderen Gemeinden einfach angeboten werden. 

· Förderung von Fahrradservicestationen und von Diensträdern.

· Bahnhöfe sollen attraktiv gestaltet werden, unter anderem dadurch, daß sie wieder zu Kleinzentren der Nahversorgung werden.

Die Attraktivierung des öffentlichen Verkehrs würde vor allem auch Frauen zugute kommen, die lt. Studien insgesamt wesentlich stärker auf den öffentlichen Verkehr angewiesen sind als Männer 
. Durch die Forcierung von bedarfsgesteuerten Verkehrsangeboten als Zusatz und Ergänzung zum bestehenden öffentlich Verkehr wird eine Bedienung in die Fläche gesichert, der bestehende öffentliche Verkehr attraktiver gemacht und Arbeitsplätze bei bestehenden privaten und öffentlichen Unternehmen gesichert und zusätzlich geschaffen.

4. Biologische Landwirtschaft - Ernährung 

Nettoarbeitsplatzzuwachs bis 2005 bei Realisierung von „Zukunftsfähig Wirtschaften“ in diesem Sektor:




 ca.+900    (500 bis 1200)

Die Landwirtschaft soll in Kärnten flächendeckend auf eine biologische Produktionsweise umgestellt werden. Kärnten soll in der gesamten Ernährung eine gentechnikfreie Zone werden. Der chemische Krieg gegen die Natur sollte jedenfalls nicht mehr gefördert werden. Der Bauer soll wieder zum „Kreislaufwirt“ werden. Der Landwirtschafts- und Ernährungsbereich in einer nachhaltigen Wirtschaft soll auf kurzen Wegen unter Nutzung der regionalen Stärken möglichst eine regionale Grundversorgung sichern. 
„Die alpine Landwirtschaft befindet sich in der Krise. Die Landwirtschaft im Alpenraum kann trotz Unterstützungen auf dem liberalisierten europäischen Markt mit Massenprodukten immer weniger konkurrenzfähig sein. Die Einkommen der alpinen Agrarproduzenten entwickeln sich schon seit Jahrzehnten im Vergleich zu den Bauern im Alpenvorland im Flachland sehr negativ.“ Sie sind seit 2 Jahrzehnten insgesamt in der Verlustzone.
 

Die billigen Weltmarktpreise in der Landwirtschaft können nur durch eine völlig verzerrte Energiebesteuerung aufrechterhalten werden. Der Effekt der Weltmarktpreise wird in jedem Fall überschätzt
. Im Sinne der internationalen Solidarität sollen nicht denen, die wenig zu essen haben, etwa Futtermittel billig weggekauft werden und für Überproduktion in Europa verwendet werden. Vielmehr geht es weltweit um den Übergang zu einer angepaßten nachhaltigen Landwirtschaft, die die Ernährung möglichst regional sichert.
Die Berufstätigen in der Land- und Forstwirtschaft nahmen in Kärnten zwischen 1961 und 1971 um 6,6% jährlich ab, zwischen 1971 und 1981 um 3,8% jährlich und zwischen 1981 und 1991 um 2,7% jährlich
 1990 waren in Kärnten insgesamt 43397, davon 23.212 Arbeitskräfte hauptberuflich in der Land- und Forstwirtschaft beschäftigt. Der Anteil der Hauptberuflichen betrug damit 53,5%. Der Rückgang 1990 bis 2000 wird bei den Arbeitskräften  in der Land- und Forstwirtschaft insgesamt auf 7%, bei den Hauptberuflichen auf  23% geschätzt. Damit fällt der Anteil der Hauptberuflichen auf 42,5%.Der hohe Anteil der Nebenerwerbsbetriebe ist ein Kärntner Spezifikum (nur 23% sind 1995 Haupterwerbsbetriebe
), das sich durch vergleichsweise sehr niedrig erwarteten Rückgang bei den Nebenerwerbslandwirten noch verstärkt.
 Von 1990 bis 1995 stieg in Kärnten die Zahl der Nebenerwerbsbetriebe sogar durch die Umwandlung von Haupterwerbsbetrieben. 

W. Bätzing, einer der besten Alpenexperten: “Die Landwirtschaft im Alpenraum steckt in einer Existenzkrise, die so stark ausgeprägt ist daß es ohne fundamentale Änderungen innerhalb einer Generation kaum noch Bauern und keine bäuerliche Familienbetriebe mehr geben dürfte. Darüber hinaus führen die marktwirtschaftlichen Zwänge zur Abkehr von den traditionell nachhaltigen Nutzungsformen, sodaß die agrarischen Gunstflächen immer stärker übernutzt, die Grenzertragsstandorte immer stärker unternutzt werden bzw. brachfallen. Mit beiden Extremen sind groß ökologische Probleme verbunden (Rückgang der Artenvielfalt und ökologischen Stabilität“. Nötig sind die “flächenhafte Umstellung aller Betriebe auf umweltverträgliche bzw. nachhaltige Nutzungsformen,...Umstellung der gesamten Produktion von wenig bearbeiteten Masseprodukten auf hochveredelte Qualitätsprodukte“

In der Flächennutzung nimmt die Waldfläche absolut zu, die Ackerfläche und die landwirtschaftliche Fläche insgesamt
 absolut ab, die Berggebiete sind die Hauptverlierer bei der Entwicklung der landwirtschaftlichen Fläche.

In allerletzter Zeit hat sich offenbar durch die ab 95 hohe aber degressiv fallenden Förderungen die Abwanderung aus der Landwirtschaft vorläufig abgebremst
. Es boomen landwirtschaftliche Investitionen, die mit hohen Prozentsätzen gefördert werden. Die Entwicklung scheint sich zu polarisieren. Ein Teil der Betriebe sucht durch Aufstockung und Investitionen „europareif“ zu werden. 1997 übertrafen die Neuzulassungen von Traktoren den Spitzenwert des Vorjahres um 6%. Im Vergleich zu 1995 ergibt sich ein Zuwachs von 70%. „Es ist zu befürchten, daß derzeit über viele agrarische Investitionen ohne ausreichende Prüfung der Zweckmäßigkeit, der bestehenden Risken sowie der voraussichtlichen Rentabilität entschieden wird“. 
 In der Forstwirtschaft gibt es keine Direktzahlungen, die Forstbetriebe sind von den Höhen und Tiefen des Förderungswesens weniger beeinflußt. 

In den nächsten Jahren ist durch planmäßig abnehmende Förderungen (die z. T. einer „Sterbehilfe“ oder „Sterbebegleitung“ gleichkommen) mit einem Fortschreiten der „Strukturbereinigung“ zu rechnen. Von den Änderungen durch die „Agenda 2000“ werden nach aller Erwartung die Landwirte in Gunstlagen profitieren, welche über hohe Produktionsmengen die fallenden Preise kompensieren.  Die Agenda 2000 rückt de facto von der bisherigen Grundannahme einer flächendeckenden Landwirtschaft ab. „In der EU erheben sich immer mehr Stimmen, welche die Grundsätze der Berggebietspolitik in Frage stellen. Mit welcher Begründung lassen sich teure Infrastrukturmaßnahmen wie Güterwegebau, Wildbach- und Lawinenschutz weiter rechtfertigen?“
....“Außerdem wurde der Schutz vor Naturgefahren obsolet, sofern sich in den Gefahrenzonen keine Menschen aufhalten. 

Es gibt offensichtlich keinen Grundkonsens mehr, daß die Besiedlung des Berggebiets alleine schon ein Wert sei. Immer häufiger wird die Position vertreten, daß sich der Mensch aus Räumen zurückziehen soll, die für das menschliche Leben nicht geeignet sind. ...Lange Zeit bestand ein Grundkonsens, daß eine naturnahe,  nachhaltige landwirtschaftliche Bewirtschaftung einen wesentlichen Beitrag für die Stabilität alpine Ökosysteme leistet.....Zugegebenermaßen kommen diese Einwände vor allem von VertreterInnen jener Länder, die selber kaum Berggebiete, dafür aber über eine hochtechnisierte industrielle Agrarstruktur verfügen. Der Einsatz von Pestiziden, Importfuttermitteln und Gentechnologie bereitet ihnen offenbar weniger Probleme als die Mitfinanzierung einer Regional- und Strukturpolitik für Berggebiete.“

Verstärkt werden die negativen Effekte der EU-Agrarpläne zur Anpassung an den Weltmarkt durch die EU-Osterweiterung. Per saldo ist zwar der EU-Agraraußenhandel bisher mit allen Beitrittskandidaten außer mit Ungarn positiv, bei einer Marktöffnung unter den EU-Bedingungen würden die Probleme der österreichischen Landwirtschaft verschärft, insbesondere für Randregionen mit höheren Agrarquoten
.

Im Rahmen des agrarischen Umweltprogramms gelangten 1996 für 394.000 ha insgesamt 525 Mio. öS zur Auszahlung - von Elementarförderung bis zum Verzicht auf bestimmte ertragssteigernde Betriebsmittel und Alpungsprämien. 
 
An positiven (geförderten) Projekten in der Landwirtschaft sind insbesondere zu erwähnen: „Gailtaler Almkäse“ - eine Kooperation von Gailtaler Almen inkl. Vermarktung, „Mostbarkeiten“ im Lavanttal, die Kooperation im „Lavanttaler Geflügelring“, Direktvermarktungsinitiativen, wie z. B. „Spittaler Schloßbauern“, das Maschinenringservice in Klagenfurt, die Irschner Kräuterbauern mit einem neuen Standbein im Rahmen des Leitbildes „Kräuter- und Naturdorf“ und Vermarktung ohne Zwischenhandel, die (Wieder)Ansiedlung alter Pflanzensorten und Tierrassen wie z. B. dem Kärntner Brillenschaf in Zusammenarbeit mit slowenischen ZüchterInnen, die Weiterentwicklung gemeinsamer Vermarktung und Holzbearbeitung durch Waldbauern, z. B. ARGE Drautaler Bauernholz : Landwirte bearbeiten Holz und produzieren Gartenmöbel, Spielplatzgeräte, Unterstände. Dazu kommen verschiedene Projekte im Bereich des landwirtschaftlichen Tourismus. 

Eine beeindruckende Entwicklung nahm der biologische Landbau in Kärnten, aus dem durchaus Erfahrungen bei der Ökologisierung auch anderer Bereiche gewonnen werden können. Dazu liegt eine Publikation vor, auf die im folgenden Bezug genommen wird. 
 

1997 waren in Österreich mit 19.433 Betrieben 7,5% der landwirtschaftlichen  Betriebe Biobetriebe (der Flächenanteil dieser Betriebe beträgt 8,3%). In Kärnten beträgt der Anteil der Biobetriebe nur 5,8%, in Salzburg sind es immerhin 28%, in Tirol 24%.  

Die Anzahl der geförderten Biobetriebe in Kärnten beträgt 1.464. Dem entspricht eine geförderte Fläche von 19.800 ha. Von dieser Fläche sind wiederum 76% Grünland. Grünlandbetriebe lassen sich aufgrund ihrer traditionellen und umweltschonenden Bewirtschaftung vergleichsweise einfacher umstellen. Im Ackerbau ist die Umstellung anspruchsvoller und z. T. mit einer beträchtlichen Erhöhung der Arbeitsintensität verbunden. Damit in Zusammenhang steht, daß die Anteile der Biobauern je nach räumlichen Verhältnissen sehr schwanken. 

Anteil der Biobetriebe 1997 nach Bezirken
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Kärnten insgesamt
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Quelle: Kirchheimer

 

Ein Grund warum die Anzahl der Biobetriebe in Kärnten weit hinter dem möglichen Potential zurückliegt, ist in der hohen Attraktivität alternativer Fördermaßnahmen im Rahmen des ÖPUL begründet. Obwohl die Bioförderung höhere Sätze bietet, bevorzugen viele Landwirte derzeit mit weniger Aufwand und Auflagen verbundene ÖPUL-Maßnahmen. Mit dem zu erwartenden zukünftigen Fördersystem einschließlich einer Umgestaltung des ÖPUL ist zu erwarten, daß die ÖPUL-Gelder insofern sinken als gewisse ökologisch wenig wirksame Maßnahmen im derzeitigen ÖPUL wahrscheinlich zurückgestuft werden und insofern der Abstand zur Bioförderung erhöht werden kann. Bei den Agrar-Förderungen des Landes sollten die Bedingungen „biologisiert“ werden um die Bio-Landwirtschaft stärker zu fördern.

Die Entwicklung des biologischen Landbaus in Kärnten vollzog sich mit deutlichen Abweichungen von der gesamtösterreichischen Entwicklung. Während in den meisten Bundesländern der Bioboom 1992 bzw. 1993 im Zusammenhang mit der Einführung des Biobauernzuschusses einsetzte, fand dieser in Kärnten erst 1995 statt. Auch daß dieser Boom sich praktisch auf das Jahr 1995 reduzierte und seither die Entwicklung wieder stagniert, ist eine Kärntner Besonderheit. 

Entwicklung der Zahl der Biobetriebe in Kärnten (nach Kirchheimer)

Jahr

1991
1992
1993
1994
1995
1996
1997


Anzahl

60
161
352
445
1462
1487
ca. 1550

Die Gründe für diesen vom Österreichtrend abgekoppelten Entwicklungspfad liegen wahrscheinlich in der Zurückhaltung bzw. sogar Bremsung des biologischen Landbaus durch einzelne Berater und Funktionäre in der Kärntner Landwirtschaftskammer. Während in anderen Bundesländern bereits mit der Einführung des Biobauernzuschusses oder noch früher Aktionen zur Motivierung der Landwirte für die Umstellung liefen, wurden die Kärntner Bauern durch ihre Vertretung meist erst mit der Einführung des ÖPUL verstärkt auf diese Initiative aufmerksam gemacht. 

Daß auch in ackerbauorientierten Gemeinden wie Kappel/Krappfeld oder St. Veit/Glan immerhin 10% Biobetriebe sind, in einer Gemeinde  Mallnitz mit ausschließlicher Grünlandnutzung hingegen nur 2%  sowie daß unmittelbar benachbarte Gemeinden ganz unterschiedliche Biobauernanteile (z. B. Weißensee 25%, Gitschtal 1,2%, Feistritz/Gail 27%, Hohenthurn 0%) aufweisen, zeigt  das große Potential in der Entwicklung des Biolandbaus an. 

Den höchsten Biobauernanteil hat die Gemeinde Lesachtal mit 35%. Relativ viele Biobauern weist auch das Obere Mölltal auf (Gde. Mörtschach 33%), das Liesertal , das Obere Gurktal (Gde. Deutsch-Griffen 30%), das Metnitztal, das Obere Görtschitztal (Gde. Klein St. Paul 26%), das Gebiet Weißensee-Stockenboi und das Obere Lavanttal. Die Zahl der Biobauern in einer Gemeinde wird nicht nur von der Naturausstattung oder der Haltung der Bauernkammer beeinflußt, sondern auch  von einer Reihe weiterer Faktoren: die lokale Vermarktungssituation, das Vorhandensein lokaler Musterbetriebe und der Informationsstand über biologische Landwirtschaft.

Selbst die alpinen Bezirke in Kärnten erreichen max. etwa die durchschnittlichen Anteile der Biobauern in Salzburg oder Tirol. Dies zeigt das große Potential der Entwicklung des Biolandbaus in unmittelbar nächster Zeit. 

In einem Biobetrieb müssen Nutztiere überwiegend mit wirtschaftseigenem Futter ernährt werden. Eine wesentliche Aufgabe der Umsteller besteht darin, die einzelnen Betriebszweige wieder miteinander zu verkoppeln. Dadurch wird die Wertschöpfung gesteigert. Im Ackerbau ist die Unkrautregulierung im biologischen Landbau deutlich arbeitsintensiver. Hier gibt es in der Landtechnik ein großes Potential für Neuentwicklungen. 

Gegenüber dem herkömmlichen Landbau verringert die biologische Landwirtschaft die CO2-Emissionen um 60%, insbesondere durch geringeren Zukauf an Dünge- und Futtermittel. Ein auch in vielen Betrieben des biologischen Landbaus trotzdem noch kaum gelöstes Problem ist der nach wie vor hohe Energiefremdeinsatz. Auch hier gibt es für die Landtechnik ein großes Aufgabengebiet in der Energieeffizienzsteigerung bzw. Energieeinsparung. 

Sehr interessant sind repräsentative Befragungsergebnisse bei Biobauern in Kärnten: Als Grund für die Umstellung gaben etwas die Hälfte der Antwortenden wirtschaftliche Motive an (höhere Preise, Förderungen, Einsparung von Betriebsmitteln). 80% der Antwortenden führten allerdings auch wesentliche Motive an, die außerhalb des wirtschaftlichen Bereichs liegen (Einstellung zur Umwelt, Gesundheit u.a.). Dies zeigt sehr deutlich auf, daß die Ökologisierung der Landwirtschaft einerseits durch die Änderung (wirtschaftlichen) Rahmenbedingungen und andererseits durch Bewußtseins- und Erkenntnisprozesse begründet ist. Dies kann durchaus auch auf die Umstellung anderer Wirtschaftszweige übertragen werden und zeigt die Notwendigkeit der Bewußtseinsarbeit einerseits und der Änderung der Rahmenbedingung andererseits auf. 

Das schönste Ergebnis ist wohl, daß sich für alle antwortenden Biolandwirte (189 Rückmeldungen) durch die Umstellung insgesamt Vorteile ergeben haben. Über ¾ geben an, daß dadurch die „Freude am Beruf“ gestiegen sei. Der Rest gibt ein Gleichbleiben an, niemand ein Geringerwerden. Die finanzielle Situation hat sich dadurch für die Hälfte gebessert und nur für 10% verschlechtert. Die Zukunftsaussichten schätzen 60% nun besser ein, nur 10% schlechter. Der Zusammenhalt in der Familie wurde bei 40% besser, beim Rest blieb er gleich. bei einem Großteil wurde Umweltbewußtsein und Weiterbildung verbessert. Nur in einem Punkt, Beispiel Freizeiturlaub, geben etwa 15% eine Verschlechterung und nur 10% eine Verbesserung an. Nur 5, 5% würden aus heutiger Sicht die Umstellung nicht mehr durchführen. Wenn auch die hier äußerst positiven Anteile in der Realität dadurch etwas geringer sind, daß wahrscheinlich die Fragebögen von den eher positiv Orientierten retourniert wurden, ist dieses Ergebnis äußerst zukunftsweisend und zeigt den Weg für andere vor. 

Weitere Maßnahmen im Bereich der Landwirtschaft:

· Entwicklung von Vertriebsschienen von der Landwirtschaft zum Gastgewerbe und Handel (z. B. Versorgung von Kindergärten, Schulen und Großküchen mit Bioprodukten aus der Region; Erleichterungen bei der Direktvermarktung

· Vereinfachung der überbordenden Verwaltungsbürokratie bei den Förderungsansuchen

· Garantie gerechter  Preise für landwirtschaftliche Bio-Produkte

· Förderung der Produktion und Verarbeitung nachwachsender Rohstoffe (Hanf, Raps, Schafwolle, usw.) 

· Kärnten hat den höchsten Bauernwaldanteil aller österreichischen Bundesländer. Mit einer durchschnittlichen Waldausstattung von 18 ha je Betrieb beziehen die bäuerlichen Waldbesitzer im Durchschnitt 50% ihres land- und forstwirtschaftlichen Einkommens aus dem Wald. Zur Existenzsicherung ist es daher notwendig, die Wertschöpfung aus dem Wald zu erhöhen. 

5. Nachhaltige Forst- und Holzwirtschaft: 

Ausbau  von Kooperationstrukturen

Nettoarbeitsplatzzuwachs bis 2005 bei Realisierung von „Zukunftsfähig Wirtschaften“ in diesem Sektor: 



ca.+1300  (500 bis 2000)

Kärnten ist das einzige Bundesland, in dem die Forstwirtschaft zum Gesamteinkommen der bäuerlichen Betriebe einen höheren Beitrag leistet, als die Landwirtschaft. 

Auf jeden Kärntner entfallen 1,02 ha Wald, der Bundesdurchschnitt liegt bei 0,5 ha/Einwohner. In den vergangenen 30 Jahren weist die Forstinventur einen Waldflächenzugang von 8% der Landesfläche (80.000 ha) aus. Etwa die Hälfte des Waldflächenzugangs ist derzeit auf die natürliche Wiederbewaldung („Zuwachsen“), der Rest auf Aufforstungsmaßnahmen im Bereich landwirtschaftlicher Grenzertragsböden zurückzuführen.
 Weltweit ist die Waldflächenzunahme erfreulich. Jedoch erfolgt die Waldflächenzunahme zumeist in entlegeneren Gebieten mit schon großen Waldbeständen. Rodungen betreffen vor allem Ballungsräume und Fremdenverkehrszentren, insbesondere auch für Verkehrseinrichtungen. In den vergangen fünf Jahren wurden in Kärnten jährlich ca. 150 ha gerodet und ca. 300 ha neu aufgeforstet.
 ...

Die Verwaldung in bereits waldreichen Gebieten führt in dieser Art insgesamt zu einer Abnahme der Artenvielfalt. Diese für viele verblüffende Aussage hängt damit zusammen, daß zunehmende menschliche Einflüsse in Waldlandschaften  in früheren Jahrhunderten bis zu einem gewissen Grad durch Schaffung und Erhaltung von Wiesen die Artenvielfalt beträchtlich steigert und erst bei zu starken Eingriffen ins Gegenteil kippt.
 Dies gilt besonders für Berggebiete. Wesentlich ist dabei der Verlust früherer Wiesengebiete.
Der Nettozuwachs (=Zuwachs minus Nutzung) beträgt in Kärnten 2,6 Vorratsmeter je ha und legt damit über dem Österreichwert von 2,3
. Im Kärntner Ertragswald ist  nach der österreichischen Waldinventur 1992/96 ein jährlich Zuwachs von 4,175.000 Vorratsfestmetern und eine jährliche Nutzung von 2,871.000 Vorratsfestmetern zu verzeichnen.
 Die bundesweit durchgeführten Waldschadensinventuren weisen im Vergleich zu den anderen Bundesländern insgesamt günstigere Werte aus.

Da nur mehr rund ein Drittel der Höfe durch Jungbauern übernommen werden, nimmt die Gruppe der Waldbesitzer mit nicht ausreichendem forstfachlichen Wissen zu.
 Das ist ein Hauptgrund dafür, daß die nach der Forstinventur ausgewiesenen Zuwächse im Durchschnitt von 9,9 Vorrats​festmetern pro ha nur zu zwei Dritteln ausgenutzt werden.
 Ein weiterer liegt darin, daß die Preise für Rohholz seit Jahren real im Sinken begriffen sind: Der Preisindex für Holz fiel von 1986 bis 1996 auf 87% im Schnitt (1986 = 100), für Holz- und Holzhalbwaren betrugen die Preise 1996 102% der Preise von 1986, der Möbelpreisindex kletterte dagegen in diesem Zeitraum auf 137%

Im Österreichvergleich weist Kärnten einen weit überproportionalen Forstwegebau auf: 396 km der im Jahre 1996 österreichweit gebauten 1192 km Forststraßen liegen in Kärnten. Damit übertraf Kärnten die Bundesländer Burgenland, NÖ, OÖ, Salzburg, Tirol und Vorarlberg, die zusammen 380 km Forstwege bauten. Auch für die letzten 10 Jahren liegen ähnliche Zahlen vor.
  Es werden vor allem schwierige Forstraßen in steilen Lagen gebaut, mit denen Schutzwälder erschlossen werden.  „Durch das Vordrängen des forstlichen Straßenbaues in immer extremeres Gelände sind zunehmend strengere Maßstäbe bei der Planung, Projektierung und auch bei der Bauausführung notwendig“, heißt es im Kärntner Umweltbericht 1994 ohne daß dies genauer ausgeführt würde. Eine stärkere Koppelung der Förderung des Forststraßenbaus an ökologische Kriterien (etwa an eine kahlschlagfreie Bewirtschaftung) wäre sinnvoll.

Zu erreichen ist eine Verstärkung des Nachhaltigkeitscharakters in der Forstwirtschaft durch folgende Maßnahmen:

· weitgehender Verzicht auf Kahlschlag, 

· standortgerechte Baumartenwahl auch zur Stabilisierung gegenüber Klimaveränderungen, 

· Zertifizierung von ökologisch nachhaltig produziertem Holz und Vermarktung des zertifizierten Holzes,

· umweltverträglichere Bringungsmethoden, verstärkte Benutzung der Bahn für Holztransport, 

· Intensivierung der Kooperationen in Waldwirtschaftsgemeinschaften - auch durch Gemeinschaftsbetreuer, Bauernholzbörsen, 

Beim zu schaffenden Holzcluster geht es zunächst vor allem um die Sparten Säge, Platten, Holzbau, Möbel,  Fertigbau, Biomasse und Papier sowie Dienstleistungs- und Informationsbereich. Ressourcen, Erfahrung und Tradition sind in Kärnten gegeben. Kooperationen der Forstwirtschaft mit der Sägeindustrie können durch langfristige Lieferverträge, die den Forstwirten eine stetige Abnahme des Rohstoffes garantieren, den holzverarbeitenden Betrieben eine regelmäßige Erzeugung und Anlieferung ihres Rohstoffes sichern und insgesamt den Markt stabilisieren, gewährleistet werden. Die Säge- und holzverarbeitenden Betriebe dürfen sich nicht gegenseitig in einem ruinösen Verdrängungswettbewerb schwächen sondern sollen kooperieren und ihre Synergien nutzen: Durch die Entwicklung neuer Produkte, den Aufbau neuer Märkte, ein gemeinsames Marketing am Exportmarkt usw. 

Insbesondere am Sektor der weiterverarbeitenden Holzindustrie gibt es derzeit ein Manko: Die Kärntner produzieren Holz, Platten und Bretter, die Italiener lukrieren aber über Design und Holz-Weiterverarbeitung einen Großteil der Wertschöpfung ein. Insgesamt soll der Absatz von Holz und Holzprodukten angekurbelt werden, vor allem durch Substitution nicht erneuerbarer Rohstoffe (z. B. Förderung von Holz statt Beton im Hausbau, von Papier statt Plastik in Verpackungen). „Pro Holz“ leistet in diesem Sinne wertvolle Imagearbeit. 

In Oberösterrreich wurde beim Holz ein Schwerpunkt „Möbel-Fenster-Türen“ gesetzt. In der Steiermark sind erste konkrete Schritte zum Aufbau eines Holzclusters mit den Unterclustern „Innovativer Holzbau“ und „Energie aus Holz“ gesetzt worden.  Es wäre zweckmäßig für Kärnten, sich an der Steiermark ein Vorbild zu nehmen: Dabei sollen ebenfalls entsprechend den Vorstellungen der Akteure und der konkreten Stärken Schwerpunkte definiert werden, z.B. Ökomöbel zu erschwinglichen Preisen oder ökologische Qualitäts-Fertigteilhäuser mit hohem Holzanteil. Eine enge Kooperation mit Slowenien und Friaul wäre sinnvoll und könnte über das INTEREG-Programm  der EU sogar gefördert werden. Die Einführung eines Fachhochschullehrgangs Holzdesign und –verarbeitung wäre sinnvoll, um geeignete Fachkräfte insbesondere im Gebiet der weiterverarbeitenden Holzindustrie auszubilden.

6. Einstieg in die Reparaturgesellschaft

Nettoarbeitsplatzzuwachs bis 2005 bei Realisierung von „Zukunftsfähig Wirtschaften“ in diesem Sektor: 



ca.+300    (100 bis 500)

In den letzten Jahren hat es durch den Verfall der Produktpreise am globalen Markt einen dramatischen Strukturwandel in vielen Handwerks gegeben, sodaß es schwierig ist, heute noch bestimmte Handwerker für Reparaturen zu finden (z. B Schuster). Ausgehend von der Charakterisierung einer nachhaltigen Produktion bzw. den Produkteigenschaften im Sinne der Nachhaltigkeit ist der umfassende Einstieg in die Reparaturgesellschaft notwendig und auch rasch möglich. Sofort wären Projekte zur verstärkten Reparatur insbesondere von Elektro- und Haushaltsgeräten, Schuhen und Möbeln möglich. Gebrauchtproduktbörsen, Anwendungs-, Pflege- und Instandhaltungsberatung. Im Baubereich geht es um verstärkte Sanierung, Renovierung und Adaptierung. 

· Auf lokaler Ebene sollen Reparaturbetriebe von der öffentlichen Hand beworben und gefördert werden: Sie sichern eine längere Lebensdauer der Produkte, einen niedrigeren Rohstoffverbrauch und stabilisieren Arbeitsplätze im lokalen Gewerbe.

· Die verstärkte Orientierung von Reparieren steht im verstärkten Zusammenhang mit Regionalisierung: lokale Kreisläufe, kurze Wege, Wertschöpfung in der Region. Sie ist auch mit verstärkter Eigeninitiative von unten verbunden und sollte steuerlich begünstigt werden (z. B durch eine Senkung der Umsatzsteuer auf 10%). 

· Die Reparaturgesellschaft beginnt im Kopf: länger und besser nutzen statt wegwerfen! Motivierungskampagnen und Information sind daher wichtig.

· Eine Reparaturgesellschaft verändert auch zum Teil Qualifikationsanforderungen und Berufsbilder. So sollen Designer ihre Produkte reparierbar gestalten. 

· Eine Vorraussetzung für das Funktionieren des Reparatursektors ist die Reparierbarkeit der Produkte bzw. die Verfügbarkeit von Ersatzteilen. Beides soll bei Produktion und Vertrieb bereits mitgeplant werden.

· Auf kommunaler Ebene sollen Reparatur- und Verleihführer sowie telefonische Schnellvermittlungsstellen eingerichtet werden. 

· Die Trennung wiederverwendbarer Waren aus dem Sperrmüll,  deren Reparatur und die Abgabe über Gebrauchtwarenbörsen sichert nicht nur Arbeitsplätze, sondern auch kostengünstige Produkte für von Armut betroffene Personen. In diesem Sinne kann das in Vorbereitung befindliche Projekt für Arbeit & Umwelt (PFAU) in  Villach als Vorbild dienen, in dem es um Sperrmüllrecycling und die Wiedereingliederung Langzeitarbeitsloser geht. Ähnliche Projekte könnten in jedem Abfallwirtschaftsverband eingerichtet werden.

Wesentlich für Wohlstand ist Nutzen, nicht besitzen: leihen, teilen und mitnutzen soll verstärkt werden. Neue Verleihfirmen würden dadurch entstehen. Dadurch würden Güter insgesamt besser genutzt, der Nutzer selbst muß sich aber allerdings um Anschaffung, Wartung und Reparatur weniger kümmern. Insgesamt wird dadurch die Energie- und Rohstoffbilanz verbessert. Gleichzeitig entsteht Druck auf die Produktionsfirmen: sie sollen mehr auf Langlebigkeit, Zerlegbarkeit, Reparierbarkeit und Wiederverwertung orientiert sein. Bessere Reparatur- und Nutzungsanleitungen sollen mitgeliefert werden. 

In einer globalen Reparaturgesellschaft halten sich durch diese Orientierung wahrscheinlich Arbeitsplatzverluste und Gewinne die Waage. Geht eine Region voraus, so sind gewisse Arbeitsplatzverluste bei den Industriewarenherstellerfirmen auf den gesamten Raum des regionalen Imports verstreut, die Gewinne im Gewerbe hat massiv die Region.  

7. Cluster Umwelttechnik

Nettoarbeitsplatzzuwachs bis 2005 bei Realisierung von „Zukunftsfähig Wirtschaften“ in diesem Sektor: 



ca. +400 (200bis 500)  

7.1. Verstärkte Beteiligung an PREPARE und ähnlichen Programmen

Laut Leitbild Zukunft Kärnten sind erste Schritte zum Aufbau eines Clusters Umwelttechnik gesetzt worden. Leider ist nicht alles, was unter diesem Begriff von der Landesregierung einbezogen wird, auch wirklich Umwelttechnik (z.B. Müllverbrennung). Die meisten Projekte zur Umsetzung stehen noch aus und von einer engen räumlichen und inhaltlichen Zusammenarbeit im Sinne eines Clusters kann noch nicht gesprochen werden.

In Kärntner Betrieben laufen auf freiwilliger Basis hinsichtlich verbesserter Ökoeffizienz mehrere Projekte: PREPARE
, Öko-Profit (verbessertes betriebliches Umweltmanagement, von STENUM/Graz ausgehend), Öko-Audit (nach der internationalen Norm ISO 14001 bzw. der EMAS-Verordnung der EU), Responsible Care (für Chemie-Betriebe). Im Rahmen der europäischen Forschungskooperation wird das Projekt PREPARE abgewickelt, in dessen Rahmen umweltfreundliche abfall- und schadstoffemissionsarme Produktionsmethoden ausgewählt und gefördert werden. Dabei sollten in Kärnten besondere Branchen zum Zug kommen: Bauwesen, Metallindustrie, Nahrungs- und Genußmittelindustrie, Getränkeindustrie, Gesundheitswesen, chemische Industrie, Textilwirtschaft, Druckerei, Holz- und Papierindustrie. 

Weitere wichtige EU-Programme im Energiebereich sind vor allem: ALTENER (Biomasse), SAVE (bessere Energieverwertung) und Thermie (Forschung, Entwicklung, Demonstration).

Wie etwa in der Steiermark sollte auch in Kärnten eine landesspezifische Ökologische Betriebsberatung eingerichtet werden: Dabei geht es um fachliche Beratung in Fragen der Wasserver- und Entsorgung, Recycling, ‘Energieanalyse, Energiemanagement, Stoffstromanalysen, Produktentwicklung, -gestaltung, und -design, Finanzierung usw.

Es sind Erhebungen
und kreative Anstrengungen   notwendig, um  Stoffkreisläufe zu schließen und Verwertungsnetze aufzubauen. Dazu sind regionale Stoffbilanzen zu erstellen, eine Perspektive dabei wäre die Vernetzung von Produkten („Abfall“ als Rohstoff für andere). Ein wesentlicher Teil dieser insbesondere betrieblichen Vernetzung wird aber aus der Region hinaus führen, da Kärnten hier nur beschränkte Möglichkeiten aufweist. Besondere Bedeutung hat auch hier die Landwirtschaft, z. B. bei der Kompostierung von Abfällen. Laut Kärntner Abfallwirtschaftskonzept 
ist in Zusammenarbeit von Wirtschaftskammer ein Projekt „Kreislaufwirtschaft in Kärnten“ vorgesehen.

7.2. Mülltrennung, Recycling und Restmüllbehandlung

1995 wurden auf Kärntner Deponien 414000 t als „Abfall“ abgelagert; 106 000 t waren Haus- und Sperrmüll, 186 000 t  Industrie- und Gewerbemüll und 125 000 t mineralische Baurestmasse
. Durch die neue Deponieverordnung entsteht von Seiten der Bundesregierung her die Notwendigkeit, bis zum Jahr 2004 den Hausmüll vorzubehandeln. Vereinfacht gibt es zwei Varianten: Neben der Müllverbrennung sind auch mechanisch-biologische Verfahren zur Vorbehandlung zugelassen. Eine kombinierte Strategie aus Müllvermeidung, Mülltrennung, Recycling und mechanisch-biologischer Restmüllbehandlung würde dem Nachhaltigkeitsgedanken am ehesten entsprechen und eine kostengünstige Alternative zur teuren Müllverbrennung darstellen. Summa summarum würden über diese Variante auch mehr Arbeitsplätze geschaffen, als über eine kapitalintensive und arbeitsextensive Müllverbrennungsanlage.

Mülltrennung und Müllvermeidung

· Bewußtseinsbildung: Verbesserung der Information durch die Einrichtung von Abfallberatungsstellen mit unabhängigen Fachleuten für die Bereiche Haushalte und Gewerbebetriebe; 
· Erstellung eines Gewerbeabfallkatasters und Erarbeitung von Problemstoffvermeidungs- und –trennungskonzepten und   Einführung von Kontrollsystemen

· Motivierend könnten Modellprojekte wie „Restmüllfreie Schule“, „Restmüllfreie Arztpraxis“, „Restmüllfreies Warenhaus“, „Restmüllfreies Hotel“ usw. sein.

· Abholung des Restabfalls aus den Haushalten nach Bedarf mit einem finanziellen Anreizsystem, das Müllvermeidung belohnt; Verbesserung des Altstoffsammelsystems (besonders in Klagenfurt!); Ausweitung der Öffnungszeiten in den Problemstoffsammelstellen

· Verstärkte Förderung und Beratung für die Einzelkompostierung in Haushalten und Wohnhausanlagen; Kooperationsverträge mit landwirtschaftlichen Betrieben zur Abnahme Kompostierung des urbanen Biomülls.

· Forcierung von wiederverwendbaren und wiederverwertbaren Verpackungssystemen über Förderungen, Beschaffungswesen, Wettbewerbe, Besteuerung usw.;

· Einrichtung einer Gebrauchtwarenbörse (Verbindung zum Reparaturcluster): Sortierung des Sperrmülls nach wiederverwendbaren Gebrauchsgütern, die nach einer Reparatur zu günstigen Konditionen an bedürftige BürgerInnen zur Verfügung gestellt werden sollen.

Mechanisch-biologische Behandlung des Restmülls

Die mechanisch-biologischen Verfahren setzen auf die Trennung des Restmülls und die Verrottung der biogenen Materialien. Die Rückstände aus der Rotte sind viel weniger gefährlich als die Filterkuchen aus den Müllverbrennungsanlagen.

Nach einer möglichst sorgfältigen Trennung im Haushalt wird der Restmüll in der mechanisch-biologischen Anlage weiter aufgesplittet. Nach dem Shreddern entfernen Metallsichter Metalle aber auch viele Problemstoffe wie Lackdosen usw. Laut dem Kärntner Umweltbericht 1994 sind 5%  des Kärntner Restmülls Metalle, die über Magnete usw. aus dem zerkleinerten Restmüll herausgetrennt werden können. Über Siebe wird der Müll dann weiter aufgetrennt. Die Leichtfraktion (Kunststoffe: 10% des Restmülls, Verbundstoffe 11%) kann deponiert, recycliert oder in dafür geeigneten industriellen Anlagen verbrannt werden. Da nur ca. ein Drittel des Hausmülls als Leichtfraktion anfallen, ist der Bau einer eigenen Müll​ver​brennungsanlage nicht mehr notwendig.

Die Schwerfraktion (bestehend aus organischen Komponenten wie Küchen- und Gartenabfällen, Papierresten usw.) wird gemischt (eventuell mit Klärschlamm) und in einer Rottehalle unter gezielter Belüftung und Wasserzugabe einige Wochen verrottet. Die Abluft wird über einen Biofilter gereinigt. Rund die Hälfte des Restmülls sind Materialien, die relativ rasch verrotten (31% Vegetabilien, 22% Papier). Durch die Verrottung wird das Volumen um ein Drittel reduziert. Das Rotteprodukt hat ein geringes Gefahrenpotential und kann auf einer Deponie abgelagert werden oder zur Rekultivierung von Massenabfalldeponien verwendet werden.

Eine neue teure Restmüllverbrennungsanlage muß nicht gebaut werden, weil sich für den nicht kompostierbaren Rest genügend industrielle Abnehmer finden. Müllverbrennungen sind auf fixe Kapazitäten ausgerichtet und werden sehr teuer, wenn „zuwenig“ Müll vorhanden ist. Mechanisch-biologische Anlagen rechnen sich aufgrund der geringeren Investitionskosten schon bei kleinen und wechselnd hohen Müllmengen. Durch die Flexibilität der mechanisch-biologischen Anlage gibt es auch in Zukunft finanzielle Anreize zur Müllvermeidung bzw. zum Müllrecycling, während bei großen Verbrennungsanlagen die Kosten für den Müll steigen, je weniger verbrannt wird.

Die Sanierung von Altlasten und die Nutzung von Deponiegas sind ein weiteres Wirtschaftsfeld im Bereich der Umwelttechnik.

7.3. Wasser - Abwasser - Kleinkläranlagen 

Trinkwasser wird immer kostbarer und deshalb vielfach mit der Ressource Erdöl verglichen. Es gibt ein umfangreiches Konzept zum Grundwasserschutz. 1993 hatten 1,3% der Fließgewässer Güteklassen schlechter als II, 1987 waren es noch 12,6%. Wesentliche Verbesserungen ergaben sich allerdings alleine durch Betriebsstillegungen, z. B. in der Zellstoffindustrie.
 

Im Kärntner Umweltbericht 1994 wird unter anderem gefordert, daß „Straßen in sensiblen Gebieten (z. B. Villacher Alpenstraße, Petzen) für den Motorisierten Individualverkehr gesperrt werden sollten“ (S. 203). Weiters wird beispielsweise in sensiblen Gebieten der Bau von Forststraßen danach nicht mehr befürwortet. 

Heute haben diffuse Nährstoffabschwemmungen aus landwirtschaftlichen Betrieben und Nutzflächen einen nicht zu vernachlässigenden Anteil an der Belastung von Seen erreicht. Hier wird der Zusammenhang von zweckmäßiger ökologischer Landwirtschaft und Tourismus klar.      

Im Bereich der Wasserver- und -entsorgung werden in Kärnten in den nächsten Jahren Milliarden an Steuergeldern investiert. Aus dem Blickwinkel der Nachhaltigkeit und der Kosteneinsparung ist es essentiell, daß diese Mittel zur kleinräumigen Schließung natürlicher Kreisläufe statt in Großkläranlagen investiert werden. Folgende Maßnahmen sollen forciert werden:

· Maßnahmen zur quantitativen Verringerung des Wasserverbrauchs, zur Entgiftung und zum Weitereinbringen von Abwasser in natürliche Kreisläufe; getrennte Trink- und Brauchwasserversorgung.
· Prüfung der Entsorgungskonzepte der Gemeinden auf deren ökologische Verträglichkeit: Abkehr von der Zentralkanalisationsphilosophie 

· „Aus geografischen Gründen wird in Kärnten mit einem zukünftigen Kleinkläranlagenanteil von rund 20 Prozent (bevölkerungsbezogen) gerechnet.“ 

· Förderung ökologischer, naturnaher und dezentraler Abwasserentsorgung, welche Kostenersparnisse für die Bevölkerung und die öffentliche Hand zur Folge hat, d.h. Förderung und Beratung bei der Anlage  von Pflanzenkläranlagen

· Sanierung des bestehenden Kanalisationssystems und der Kläranlagen

· Auf und –Ausbau von Umweltinformationssystemen, die Grundlage für Planung, Gestaltung, Umsetzung und Kontrolle einer ökologisch und ökonomisch effizienten Strategie zur Sicherung der Wasserressourcen sind: Qualitativ hochwertig geführte Wasserbücher, Gewässergütekarte für ober- und unterirdische Gewässer, Emissions- und Immissionskataster, Stoffstrombilanzen für wassergefährdende Stoffe, verpflichtende Ökobilanzen für Gewerbe und Industrie, Einsatz von wasserbezogenen Indikatorensystemen; Ausbau des Grundwasser- und des Fließwassermeßstellennetzes.

· der Umstieg auf  wasserschonende Produktionsverfahren (Weiterverarbeitung von wassergefährdenden Rückständen im Betrieb; die Verlängerung der Nutzung von wassergefährdenden Inputs)

· Einführung der Abwasserabgabe für Industrie und Gewerbe zur Forcierung der Mehrfachnutzung, der Kreislaufführung von belastetem Wasser, der Reduktion von wassergefährdendem Output und der Verbesserung der Abwasserbehandlungstechnik

· Beratung der Bauern in Bezug auf den umweltgerechten Einsatz von Düngemitteln und Abgaben auf Pflanzenschutzmittel

8. Cluster Mikroelektronik

Nettoarbeitsplatzzuwachs bis 2005 bei Realisierung von „Zukunftsfähig Wirtschaften“ in diesem Sektor: 



ca.+2100  (1000 bis 2500)

Der vor allem von der Stadt Villach forcierte Mikroelektronik-Cluster gehört insgesamt zu den ernsthaftesten wirtschaftspolitischen Maßnahmen in Kärnten.
In den „Leitlinien für das Unternehmen Kärnten“ des Ossiacher Kreises wird in einer Gesamtbewertung der Kernkompetenzen  Kärntner Unternehmen durch engagierte UnternehmerInnen, PolitikerInnen und ExpertInnen, der Mikroelektronik sowohl von der Marktattraktivität wie von der Wettbewerbsfähigkeit der Spitzenplatz eingeräumt

Die wesentliche Erweiterung des Cluster-Konzeptes im Rahmen des Grünen Wirtschaftskonzepts besteht darin, daß dieser Cluster ins Leitbild „Ökoregion“ eingebunden wird  und überhaupt enge Verbindungen zu den Ökotechnik- und Bildungsclustern und zum Reparatur-Bereich geschaffen werden sollen: Umweltsensorik und -regelung, Rezyklierbarkeit usw. Telekommunikation können Transporte ersetzen. Die Optimierung des Energieeinsatzes kann verbessert werden
Im einzelnen wird weiters vorgeschlagen:
· Genauere Analyse des Markt- und Entwicklungspotentials der Mikroelektronik - Branche 
 
Bloße Hinweise auf Austin Texas sind buchstäblich weit hergeholt: Die optimistischen Pläne auf plus 3700 Arbeitsplätze innerhalb bis 2003 scheinen insgesamt zu wenig fundiert
 und dürften eher zu hoch gegriffen oder nur mit der Dominanz von Zweigbetrieben zu erreichen sein. Ein Entwicklung mit Klein- und Mittelunternehmen dürfte zwar langsamer vor sich gehen, aber mehr Solidität bringen und sollte vorgezogen werden.
· Auf Grund dieser Studie sollen Segmentschwerpunkte gebildet werden. Zu klären ist z.B., ob Software-Entwicklung ein Schwerpunkt ist.
· Der Cluster sollte möglichst grenzübergreifend konzipiert sein. Im Profitieren von  Grenznähe kann man durchaus von Austin lernen.
· Die Verbindung mit anderen Clustern insbesondere dem Ökocluster muß hergestellt werden - etwa über die Sensortechnik oder die Software-Entwicklung für den Optimierung des Ressourceneinsatzes 
· Besondere ökologische Verträglichkeit von Herstellungsprozessen und gesicherte Arbeitsbedingungen - Die Produkte sollen schrittweise Nachhaltigkeitsstandards aufweisen (z.B. zerlegbare, recyclierbare Computergehäuse). Dadurch entstehen längerfristig Konkurrenzvorteile.
· Für die Investionen der Betriebe soll laut Planung der Stadt ‘Villach insgesamt 20% öffentlich Förderungen gewährt werden. Daraus soll sich bei den diversen abzusehenden Betreiber- und Errichtergesellschaften, sowie Netzwerkeinrichtungen Transparenz, demokratische Mitsprache und Kontrollmöglichkeiten für gewählte Mandatare abgeleitet werden.
· Die geplanten hohen Förderungssummen rechtfertigen auch eine über das bisherige Niveau hinausreichende Qualität von Wirtschaftsdemokratie. Gerade in innovativen Branchen ist Beteiligung und Mitsprache besonders wichtig für das positive Neuerungsklima.
Freier Internetzugang (Nur Verbindungsgebühren)
In ländlichen Gebieten bewähren sich Telezentren, wenn sie regionalen Bedürfnissen angepaßt sind und wenn möglich in Verbindung mit konkreten Initiativen, Institutionen(Z. B. Bildungseinrichtungen) oder Projekten stehen. Sie bieten über PC-Grundausstattungen spezielle Zusatzangebote wie Kopiereinrichtungen, Scanner, Digitalkameras, Beamer, Videokonferenzsysteme, Zugang zu speziellen Datenbänken usw. Sie können auch für qualifiziert Heimtelearbeitsplätze Bedeutung erlangen.

.

9. Angepaßter Tourismus
Nettoarbeitsplatzzuwachs bis 2005 bei Realisierung von „Zukunftsfähig Wirtschaften“ in diesem Sektor: 



ca.+-0       (-1000 bis 300)

Der Rückgang der Übernachtungen betrifft vor allem den Sommertourismus. Die höchsten Rückgänge weisen dabei die Privatquartiere auf. Von 2,138 Mio. Nächtigungen 1991 auf 1,128 Mio. Nächtigungen 1996. 1997 war ein weiterer katastrophaler Rückgang zu verzeichnen, die Sommersaison 1998 verlief aufgrund der wirtschaftlichen Situation und des günstigen Wetters relativ besser. Im Wintertourismus  ist eine starke örtliche Konzentration festzustellen. In lediglich 20 Gemeinden massieren sich etwa ¾ der Übernachtungen. Das ökonomische Kernproblem im Kärntner Tourismus ist die Einsaisonalität  in weiten Bereichen. Das Verhältnis Sommer- zu Wintertourismus beträgt in Kärnten etwas 4:1, österreichweit jedoch 3:2. Dadurch ist die ökonomische Rentabilität bei vielen Tourismuseinrichtungen sehr beeinträchtigt. 

Seit 1987 ist die Bettenkapazität um 28.000 oder 13% zurückgegangen. Dies ist vor allem durch die Rückgänge bei den Privatquartieren begründet, die um 56% abbauten. 3.600 Privatvermieter zogen sich seit 1987 überhaupt aus dem Tourismus zurück. Auf Bauernhöfen mit Fremdenzimmern wurde die Zahl der Betten von 5.100 oder 33,5% reduziert. In den Gewerbebetrieben wurden die Betten um 7,7% zurückgenommen, ausschließlich zu Lasten der niedrigsten Qualitätskategorie. 

Besonderheiten im Tourismus sind der hohe Anteil an Campingnächtigungen (40% Österreichanteil) und hoher Kinderanteil unter 6 Jahren. In einzelnen Gemeinden ist die Tourismusintensität sehr hoch. So waren im Sommerhalbjahr 7 der 20 nächtigungsstärksten Gemeinden Österreichs in Kärnten gelegen (an 4. Stelle St. Kanzian am Klopeiner See, an 6. Stelle Villach, an 8. Stelle Finkenstein sowie weiters Velden, Hermagor, Bad Kleinkirchheim und Millstatt).

Der Höhepunkt im Tourismus wurde Anfang der 80er-Jahre erreicht. Es folgte bis zur Mitte der 80er Jahre ein großer Einbruch. In der 2. Hälfte der 80er-Jahre stabilisierte sich der Sommertourismus, während der Wintertourismus weiter expandierte. In den 90er-Jahren ist der Wintertourismus in etwas gleichbleibend, während der Sommertourismus ab 1991 bis 1997 ca. 1/3 an Nächtigungen verliert.

Der Tourismus hat für viele Regionen Wohlstand gebracht, aber auch durch den Zuzug ortsfremder Arbeitskräfte und durch die kulturelle Überlagerung durch die Touristen durch die Prägung der modernen Freizeitgesellschaft zu Verlusten der kulturellen Identität geführt. Vor allem Jugendliche passen sich in Lebensweise und Lebensstil schneller Touristen an und sehen insbesondere in der Berglandwirtschaft keine berufliche und persönliche Zukunft.
 

Im Beherbergungswesen findet ein Kapazitätsabbau und tiefgreifender Strukturwandel statt. Insbesondere in den Seengebieten ist eine spürbare Tendenz zur Umwandlung von Beherbergungsbetrieben in dauerhafte Appartements zu beobachten. 

Gute Chancen gibt es für einen angepaßten sanften Tourismus, der die Naturressourcen Kärntens schonend nutzt. Beispielhafte Projekte wie im Lesachtal, am Weißensee oder in der Carnica-Region Rosental sollten zum Leitbild des Tourismus des nächsten Jahrtausends in Kärnten werden. 

· Naturwochen“ für Schüler(innen) aller Schultypen und Exkursionen, dies würde Tourismuskapazitäten auch in schwachen Jahreszeiten auslasten.
· Eine Verbreiterung der Angebotspalette erschließt neue Märkte (Fischen, Rodeln. Eislaufen, Outdoor-Aktivitäten, Radfahren, familienfreundliches Urlauben usw.)
· Dem Faktum, daß Kärnten vor allem ein Urlaubsland für Familien ist, sollte Rechnung getragen werden z. B. durch eine familienfreundliche Preisgestaltung, durch Kinderbetreuung, durch das Ermöglichen von Naturerlebnissen für Kinder usw.

· Der Winter-Tagestourismus sollte durch entsprechende Kultur- und Gastronomie-Angebote in einen Übernachtungstourismus umgewandelt werden. 

· Angebot in der Zwischensaison z. B durch einen Seminar- und Kulturtourismus

· Verbindungen mit Telekommunikationsprojekten verbessern die Vermarktung

Zentral bei der Umsetzung des Leitbild „Ökoregion“ ist der Begriff „Gesundheit“, der eine beträchtliche Motivationswirkung auslösen kann. Hier bestehen große Synergien zwischen  „Gesundem Kärnten“ und Tourismus. Vom Ossiacher Kreis wurden beispielsweise folgende Eckpunkte für einen Schwerpunkt „Gesundes Kärnten“ genannt
: Rehabilitation, Kräuterfarmen, Consulting für Gesundheitseinrichtungen, Internet-Ferndiagnosezentrum, Natürliche Heilmittel, Kompetenzzentren für Alternativmedizin, Gesundheitsurlaub, Gesundheits- und Ernährungberatungen. Der Bau einer Lymphklinik im Lavanttal würde eine Lücke in der Gesundheitspolitik füllen, aber etwa auch einen wirtschaftlichen Faktor darstellen. Solche Schwerpunkte können sehr gut mit dem kommunalen „Netzwerk gesunder Städte“ verbunden werden, wobei Förderungen für besondere Maßnahmen in der Vorsorgemedizin und vorbeugendem Gesundheitsschutz vergeben werden. Dadurch könne große Teile der Bevölkerung unmittelbar entlang eigenen Interessen einbezogen werden.

Als Begleitmaßnahmen zum angepaßten Tourismus müßte eine Entschuldung der Beherbergungsbetriebe und eine Kooperation der Werbe-Gesellschaften und der Incoming-Betriebe erfolgen.

10. Ökoforschung - Biotopkartierung - Landschaftspflege

Nettoarbeitsplatzzuwachs bis 2005 bei Realisierung von „Zukunftsfähig Wirtschaften“ in diesem Sektor: ca.+300     



(150 bis  500)

In Kärnten gibt es 2 Nationalparks, 37 Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, Naturdenkmäler und Geschützte Grünbestände. Ein wichtiger Schritt in die Richtung der Verbesserung der bestehenden Naturschutzgebiete „ist eine genaue, wissenschaftliche Grundlagenerhebung. Derzeit liegt nur von wenigen Gebieten Detailwissen vor“.
 Kärnten ist gekennzeichnet durch eine geringe Öko-Forschungstätigkeit. Die Naturschutzforschung (Biotopkartierung), das Erstellung eines systematischen Altlastenkataster zur Aufklärung von Grundwassergefährdungen macht den Aufbau von zusätzlichen Kapazitäten notwendig. Aufgrund des beschriebenen besonderen Zustands des ökologischen Potentials in Kärnten wären umfangreichere wissenschaftliche Programme
 sowie eine Kooperation mit Slowenien und Italien beim  Aufbau ökologischer Forschungskapazitäten sinnvoll. 

„Die Erhaltung der vielfältigen Landschaftselemente „als Lebensraum für Tier- und Pflanzenarten ist in untrennbarer Weise mit der Aufrechterhaltung traditioneller Bewirtschaftungsformen verbunden. Mit der Nutzungsintensivierung, -änderung oder -aufgabe von Grenzertragsstandorten verschwinden gerade die seltensten Arten.“

Leider werden die klaren Ziele des Kärntner des Kärntner Umweltverfassungsgesetzes und des Naturschutzgesetzes wie nachhaltige Sicherung des Artenreichtums und der natürlichen Lebensräume insgesamt real wenig beachtet. Der Umstand, daß die Zahl bekannter gefährdeter Arten zwischen 1980 und 1990
 noch gestiegen ist, beunruhigt, wobei dieser Anstieg nur teilweise mit dem erhöhten Wissensstand zu erklären ist. Der Artenschwund der Tier- und Pflanzenwelt ist nur selten mit der direkten Nachstellung durch den Menschen zu erklären. Vielmehr ist die Zerstörung des Lebensraumes die Ursache für diese Entwicklung. Die Sicherung von besonders geschützten Gebieten ist eine Sache, ein modern interpretierter Naturschutz sieht jedoch die ganze Fläche: „Der Flächenanspruch des Naturschutzes im modernen Sinn zielt demnach auf 100% der Fläche ab, wobei die Intensität des Schutzes natürlich unterschiedlich sein muß“. 

„Es soll jedoch auch nicht verschwiegen werden, daß trotz des eher restriktiven Naturschutzgesetzes einige große Naturzerstörungen in unserem Land nicht verhindert werden konnten. Der bedeutendste und für den Naturschutz wohl schmerzlichste Eingriff dieser Art war zweifellos der Beschluß zum Bau des sogenannten Gailtalzubringers.“

1992 wurde von der Kärntner Landesregierung die Einführung eines Landschaftsprogramms beschlossen. Allerdings besteht der „Zwang zur Einhaltung eines engen Finanzrahmens“ .
  Zwar brachte die EU einige positive Momente. Doch insgesamt gilt: “Durch den EU-Beitritt mußten von den ursprünglichen Zielsetzungen erhebliche Abstriche gemacht werden, vor allem beim Anspruch auf flächendeckende Förderung der Landschaftspflege im Rahmen regionaler Projekte“.

In den letzten Jahren ist der „Vertragsnaturschutz“ für die gesamte Kulturlandschaft von zentraler Bedeutung geworden.

Einige positive Beispiele gibt es für „Rückbaumaßnahmen“ an Flüssen und Bächen im Sinne der Verbesserung der ökologische Funktionsfähigkeit: Schaffung von natürlichen Landungsbereichen, Uferbepflanzungen, Fischaufstiegshilfen, allgemein mehr Raum für Flüsse und Bäche. Auch bei der Wildwasserverbauung setzte z. T. ein Umdenken ein. 

Arbeit wird auch geschaffen durch „ökologische Gewässerbewirtschaftung, die in Zukunft die bis heute übliche konventionelle Verbauungstätigkeit in zunehmendem Maß ablösen soll. Vor allem die  vermehrte Inanspruchnahme von bachbegleitenden Grundstücksflächen, die im Gegensatz zu den herkömmlichen Bauweisen lohnintensiveren Arbeitsleistungen und die in Zukunft vermehrt an Bedeutung gewinnende Betreuung und Instandhaltung der Bachökosysteme werden weitere zusätzliche Kosten verursachen.“ 

Landschaftspflege und Biotopschutz und damit in Zusammenhang stehender Qualitätstourismus

· Vernetzung von ökologisch wertvollen Flächen zu einem weiträumigen vernetzten System (Festlegung von Mähterminen, Dünge- und Pflanzenschutzmittelverbot). Einbeziehung des Begleitwuchses längs Autobahnen und Flüssen

· Besondere Pflege- und Gestaltungsmaßnahmen, Pflanzen von Hecken, Äsungsflächen, Wasserrandflächen, Feldgehölze.

· Umweltverträglichkeitsprüfung für weiteren Wegebau, Drainagen und Flurbereinigung.

· Schaffung von Naturwaldgebieten und Naturwaldzellen für verschiedene Waldtypen

· Systematische Kontrolle der Wasserschutzgebiete

· Flußrückbauten und Aufweitungen, durch die einerseits der Hochwasserschutz verbessert wird und andererseits die Flüsse wieder naturnäher und lebendiger werden.

· Verbesserung des lokalen Wasserhaushaltes: Reaktivierung von sauren Wiesen, Verbesserung des Wasserrückhalts in Feuchtsystemen

· Natur- und Landschafts(entwicklungs)konzepte mit Priorität für besondere Biodiversitätszonen (Hot Spots).
· Ein sanfter angepaßter Qualitäts-Tourismus vermag dieses Naturraumpotential geschickt auszunutzen, so durch geführte Wanderungen, die Anlage von Radwegen usw.

10.1. Monitoring und Umweltverträglichkeitsprüfungen

· Derzeit werden für Luft, Grund- und Fließwasser, Boden, Lärm u.a. viele Daten erhoben. Dies ist weiter auszuweiten und im Sinne eines Monitorung laufend auszuwerten und (nach Konsequenzen) zu bewerten.

· Umweltverträglichkeitsprüfungen sollten für alle größere Projekte durchgeführt werden, auf freiwilliger Basis, wenn sie nicht vom Gesetzgeber vorgeschrieben werden; es geht schließlich um eine der wichtigsten Ressourcen, den Unique Selling Propositions Kärntens im Bereich „Umwelt- und Natur“.

10.2. Technologie zur Industriestandortsanierung

 „Während, wie bereits erwähnt, die Emissionen in Wasser und Luft zu einem Großteil als behoben angesehen werden können, ist das Problem der Bodenkontamination im Bereich von Industriestandorten nach wie vor gegeben. Nunmehr sind praktische an allen Industriestandorten Aktivitäten im Gange, um auch in diesem Bereich einen ökologisch vertretbaren Zustand zu erreichen... Die systematische Untersuchung einiger Standorte, beispielsweise Arnoldstein, Treibach und Brückl, führt dazu, daß diese heute zu den bestuntersuchten Industriestandorten zu zählen sind“
. In diesem Bereich könnte Kärnten Kompetenz aufbauen und Ökoforschungsdienstleistungen „exportieren“. 

XIII. Begleitmaßnahmen 

1. Kärntner Ökoregionalprodukt
Nachhaltigkeit soll kein leeres Wort werden und auch nicht Werbefloskel werden. Das allgemein verwendete Bruttonationalprodukt mißt das wirklich wirtschaftliche Niveau bekanntlich unzureichend und falsch (Danach würden z.B. Verkehrsunfallkosten den Wohlstand vergrößern). Voraussetzung für konkrete, überprüfbare, abrechenbare Nachhaltigkeitspläne ist die genaue Bestimmung des Ist-Zustandes (Energie-, Ressourcen und Landverbrauch). Dafür sollen als Pilotprogramm für ganz Kärnten oder eine Region verbindliche Maßstäbe  für ein „Ökoregionalprodukt“, das wirkliche Wirtschaftsprodukt unter Abzug der gleichzeitig angerichteten Schäden, entwickelt werden, um zu einer neuen zukunftsträchtigen Meßlatte eines echten Wohlstandes zu kommen.
2. Öffentlichkeitsarbeit
Die Öffentlichkeitsarbeit bei der Umsetzung einer Ökoregion ist zentral: Nur bei entsprechender Motivierung sind Menschen bereit, die Herausforderungen vom Umstrukturierungen anzunehmen, für ökologisch wertvollere Produkte auch höhere Preise zu zahlen, gewisse Unsicherheiten in Kauf zu nehmen und auch zeitweilig Mißerfolge zu ertragen. In der Literatur wird auch immer auf die Bedeutung des ethischen Norm- und Sanktionsgefüges bei der Umweltpolitik hingewiesen. Eine Aufbruchsstimmung ist mit aktuellen und anschaulichen Informationen zu unterstützen. Eine wichtige Rolle spielen auf längere Sicht Schulen, die zu eigenen Projekten motiviert werden sollen.

Eine zentrale Frage der Regionalentwicklung ist Ermutigung, Ausfindigmachung und Unterstützung der Menschen mit Ideen, die wesentliche Akteure für Kursänderungen sind. Dazu sind Ideen-Konferenzen, Zukunftswerkstätten und dergleichen zweckmäßig. Wichtig ist die Kommunikation seriöser Beispiele; Ideenwettbewerbe und Prämierungen sollen verstärkt werden. Von Ideen werden letztlich nur geringe Bruchteile realisiert. Sie müssen geprüft, in Projekten entwickelt werden und letztlich am „Markt“ bestehen.

Die ökologische Sensibilisierung soll durch ein umfassendes Umwelt- und Energieberatungsnetz gewährleistet werden: „Um eine wirksame Aufklärung der breiten Bevölkerung zu gewährleisten, wäre eine größere Anzahl von Umweltberatern erforderlich, schätzungsweise einer je 10.000 bis 20.000 Einwohner (also insgesamt etwa 40); 
 Das Ziel ist, die Bevölkerung zu informieren und zu animieren, bei der Problemlösung mitzuwirken.

3. Bildung und Qualifikation

Nettoarbeitsplatzzuwachs bis 2005 bei Realisierung von „Zukunftsfähig Wirtschaften“ in diesem Sektor:




 ca.+200     (50 bis 300)
Kärnten soll sich an der Grenze von drei Kulturen und Sprachen als grenzübergreifende Bildungsbörse profilieren. 

· Der Kongress-, Bildungs- und Seminartourismus soll im Zusammenhang mit bestehenden Einrichtungen ausgebaut werden. 

· Pionierprojekte (wie z.B. Hydro-Solar in Kötschach-Mauthen) können spezielle Tourismusbildungssegmente schaffen. Damit in Zusammenhang können durch besonderen Natur- und Landschaftsschutz interessante Objekte von Fauna und Flora sowie Kulturdenkmäler durch geführte Wanderungen und „Erlebnispaketen“ TouristInnen nahegebracht werden.

· In Zeiten steigender struktureller Arbeitslosigkeit und rascher technologischer Entwicklung wird die Weiter- und Umqualifikation immer wichtiger. Innerhalb des AMS, diverser Fonds und Stiftungen sowie für Unternehmen und Einrichtungen wächst der Bedarf an qualifizierten Fachkräften dafür. 

· Besondere Anstrengungen sind notwendig, um das Bildungsmanko in Kärnten aufzuholen (derzeit ist die Zahl der Menschen mit Nur-Pflichtschulabschluß in Kärnten größer als der Österreichschnitt).

· Neue Berufstypen und Berufsbilder entstehen und erfordern neue Bildungswege und Lehrlingsausbildungen. Insbesondere im Umweltbereich könnten neue Ausbildungseinrichtungen nach Kärnten gebracht werden.

· Spezielle Marktchancen bieten interaktive Multimedia und Seminartechnologien-Consulting

· Wichtige Institutionen sind bei der Erwachsenenbildung einzubeziehen: das BFI, das WIFI, das ländliche Fortbildungsinstitut, die Volkshochschulen, das Kärntner Bildungswerk, das katholische und evangelische Bildungswerk und diverse Kulturverbände

· Vorbildlich Initiativen wie z.B. die Kärntner Umweltschule St. Veit/Glan sollen ausgeweitet werden.

4. Unternehmensgründungen und selbständiges Handeln
Ein wichtiges Instrument zur Unterstützung von Unternehmensneugründungen sind Innovations- und Gründerzentren (bzw. etwa anspruchsvollere Technologiezentren), wo eine gewisse Zeit Infrastruktur und Beratung geboten werden. Ein solches Innovations- und Gründerzentrum sollte zumindest in jedem Bezirk errichtet werden (derzeit gibt es solche Zentren in Klagenfurt, Völkermarkt und  Arnoldstein).

Der Wunsch der Menschen, selbständig tätig zu werden, um gewisse Problemstellungen zu lösen, und Verantwortung zu übernehmen sollte gefördert werden: in Schulen, innerhalb der öffentlichen Hand, in Unternehmen als UnternehmerInnen oder unselbständig Beschäftigte oder in neuen Arbeitszusammenhängen wie etwa in selbstverwalteten Betrieben. Ein wichtiger Beitrag dazu kann der Abbau von bestimmten bürokratischen Hemmnissen leisten.

Ein Hauptproblem bei der Umsetzung des Leitbildes Öko-Region besteht darin, daß die dynamischen Akteure dafür aufgrund der Abwanderung qualifizierter junger Menschen nur beschränkt vorhanden sind. Neue Perspektiven und neue Visionen könnten einen Beitrag zur Umkehrung des Trends bewirken. Im speziellen geht es darum, auch im gesamten Bereich eine „Gründeratmosphäre“ im weiteren Sinne zu erreichen, nicht nur auf Unternehmensgründungen allein bezogen.

In Italien und England gibt es „Tele-Villages“. Hier werden kleine Siedlungen mit modernster Kommunikationstechnologie ausgestattet. Etwa können sich dort junge Unternehmen einmieten. 

5.  Frauenförderung

Die überdurchschnittliche Frauenarbeitslosigkeit soll insbesondere durch folgende Maßnahmen überwunden werden:

· Konzentration der AMS-Qualifiaktionsmaßnahmen auf Frauen, um Qualifikationsnachteile auszugleichen

· Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtungen und angepaßtere Öffnungszeiten

· Spezielle Beratungen und Begleitungen für Unternehmensgründerinnen

· Weitere Projekte wie Now-Hermagor
 sollen gestartet werden: Der Verein Telezentrum Karnische Region baut zunächst eine Telearbeitsbörse auf, die Arbeit aus städtischen Zentren in die Region insbesondere für Frauen bringen soll. Weiters werden entsprechend einer Nachfrageerhebung Telekomunikations-Qualifizierungsprogramme durchgeführt. Unternehmen werden unterstützt neue Medien wie das Internet bei der Vermarktung einzusetzen.

6.  Grenzübergreifende Zusammenarbeit 

Eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit Slowenien und Italien brächte Chancen auf die Erweiterung des Absatzmarktes für Kärntner Produkte aber auch Synergieeffekte zwischen den Stärken Kärntens und seiner Nachbarregionen (z. B hinsichtlich Holzverarbeitung, Papierindustrie). 

In Slowenien besteht nach neuen Marktanalysen im Umweltbereich ein Markt bei dem Kärnten durch die Investitionen in den letzten eineinhalb Jahrzehnten beträchtliches Know-how erreicht hat. Insbesondere wird ein zunehmender Markt für die industrielle Abwasserbehandlung und für den Müllsektor prognostiziert. Dem Grundwasserschutz wird auch erhöhte Aufmerksamkeit gewidmet. Interesse besteht auch an alternativen Energiesystemen mit erneuerbarer Energie. Die kommunale Abwasserwirtschaft hat ebenfalls einen wesentlichen Nachrüstungsbedarf wie auch Investitionen zur Verbesserung der Luftemissionen. Für den letzteren Sektor wird Österreich im Technologieniveau von slowenischen Experten ein Höchststand attestiert. Im Wasser- und Abwassersektor gilt österreichische Technologie in Slowenien ebenfalls  als hoch. Der slowenische Umweltmarkt hat die interessante Eigenschaft, daß er nicht monopolisiert ist und Qualität zu Wettbewerbspreisen zählt. 

Die Umstrukturierung der slowenischen Wirtschaft bietet durch großen Investitionsbedarf Marktchancen. Gleichzeitig weist Slowenien gute Wirtschaftswerte insofern auf, daß 1997 ein leichter Handelsüberschuß produziert wurde und nur ein geringes Budgetdefizit ausgewiesen wird. Slowenien weist eine vergleichsweise hohe Wirtschaftsdynamik auf (reale BIP-Zunahmen liegen zwischen 1994 und 1997 zwischen 3, 8 und 5,3%). Die Arbeitslosenrate betrug 1997 15%. Es wird weiter in diesem Sinne eine positive Entwicklung erwartet.

Bei einer Liberalisierung des Arbeitsmarktes wird im Rahmen der Osterweiterung ein Pendlerpotential bei sofortiger Freizügigkeit für Arbeitspendler aus Slowenien von jährlich jeweils zusätzlich 4480 vorhergesagt
, was jedoch im Falle Kärntens durch das vergleichsweise geringe Gefälle, durch die dynamische Entwicklung in Slowenien sowie aus räumlichen und historischen Gründen als hypothetisch und deutlich zu hoch gegriffen erscheint. 

1996 betrugen die Löhne in Slowenien zu Wechselkursen 36% des Österreichwerts, und das BIP pro Kopf, in Kaufkraftparitäten 52%. Für 2005 werden dafür 43 bzw. 61% prognostiziert.
 Für eventuelle Einwanderer werden die erwarteten Abstände in den  Einkommen entsprechend des BIP pro Kopf in Kaufkraftparitäten als ausschlaggebend betrachtet; für Pendler die Abstände in den Nominallöhnen (minus Pendelkosten). Insbesondere die AK fordert darum eine langsamere Liberalisierung des Arbeitsmarktes bzw. das Erreichen verschiedener Wirtschaftsindikatoren  in den Nachbarländern. An einer nur vorsichtigen Öffnung des Arbeitsmarktes in Österreich hat auch Slowenien Interesse, da in der Regel die qualifizierteren Arbeitskräfte ins Ausland gehen und für die eigene Volkswirtschaft so nicht einsetzbar sind. Für Kärnten dürfte dieses Pendlerpotential jedoch und wegen der geringeren Lohnabstände unterdurchschnittlich sein. Derzeit jedenfalls gibt es angeblich mehr Pendler von Kärnten nach Slowenien als umgekehrt, was ein wohl einmalige Situation an einer europäischen „Ostgrenze“ ist.

Die olympischen Winterspiele 2006 können Dynamik in die grenzübergreifende Zusammenarbeit bringen. Genau dies ist auch die Hauptschlußfolgerung und Hauptempfehlung des Wirkungsanalysegutachtens des Landes.
  „Der Vorschlag der Drei-Länder-Winterspiele stellt eine Chance für Kärnten dar, sich innerhalb Österreichs und international neu zu positionieren, vor allem in Richtung einer grenzüberschreitenden Wirtschafts- und Kulturregion im neuen Europa; dieser Aspekt sollte innerösterreichisch und international stark betont werden. Es ist allerdings notwendig, die damit verbundenen Chancen in den Bereichen Regionalwirtschaft, Kultur, Sprachen, Abbau von Grenzbarrieren zu konkretisieren, Projekte zu entwickeln und zum Gegenstand der öffentlichen Diskussion zu machen.“ 

Die Grünen stehen zur Bewerbung um die Olympischen Winterspiele 2006 positiv – wenn bestimmte Bedingungen erfüllt werden. Dazu gehören die Umweltverträglichkeit, die Finanzierbarkeit und Kostenkontrolle sowie die Tatsache, daß die grenzüberschreitende Zusammenarbeit nicht nur auf dem Papier stehen darf, sondern auch tatsächlich stattfinden muß, damit das Projekt nicht zum Fiasko wird. Die Einbindung der Umweltinitiativen, die vom IOC gefordert wird, doch bisher nicht stattgefunden hat, sollte eine Selbstverständlichkeit sein.

Regionale Entwicklung erfordert sektorübergreifende, interdisziplinäre Zusammenarbeit, die auch vor Ländergrenzen nicht haltmachen soll. Auf europäischer Ebene wird von der EU seit Jahren an allen Grenzen zwischen den Nationalstaaten die grenzübergreifende Zusammenarbeit insbesondere durch „INTERREG-Programme“ gefördert. Die europäische Raumordnungsdokumente „Europa 2000+“ und der Entwurf des europäischen Raumordnungskonzeptes widmen dem viel Raum und schlagen eine nachhaltige Entwicklung speziell für grenzübergreifende Regionen vor. 
 Bisher ist das INTERREG-Programm in Kärnten vor allem ein Rahmenentwurf geblieben, weil es zu wenige Projekte zur Umsetzung gibt und die grenzüberschreitende Zusammenarbeit (Sprachkenntnisse!) erst gelernt sein will.

Dabei gibt es vom Weg der kleinen Schritte bis zu den Visionen eine breite Palette an Möglichkeiten, die in diversen Grenzregionen Europas auf einige Jahre praktische Erfahrungen zurückblicken können. Es geht insbesondere auch um die Realisierung dringlicher Handlungsbedarfe mit direktem, berechenbarem Nutzen für die Grenzraumbevölkerung, um die Vereinbarung überschaubarer Aufgaben zur Kontaktpflege und Vertrauensbildung und letztlich auch um  gemeinsame förderbare Projekte.

Auch auf Bildungsebene wäre eine Zusammenarbeit sinnvoll, so ist ein Studentenaustausch zwischen den Universitäten Ljubljana und Klagenfurt ebenso denkbar wie ein grenzüberschreitendes Wirtschaftsstudium.

Auch in Richtung Friaul und Italien bieten sich Chancen für eine gemeinsame wirtschaftliche Weiterentwicklung, etwa im Bereich Design von Möbeln und Innenarchitektur.

7. Vertiefung der Orts- und Regionalententwicklung 

1989 startete die Kärntner Landesregierung die Aktion „Orts- und Regionalentwicklung“ (ORE), dabei geht es vor allem um ländliche Regionalentwicklung und Raumplanung, die eine Stabilisierung der wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse in ländlichen Regionen und die Lösung örtlicher Probleme anstrebt. Es sollen alle Lebens- und Wirtschaftsbereiche in ländlich geprägten Orten berücksichtigt werden, um insbesondere die in den Bereichen Land- und Forstwirtschaft, ökologisch Bauen, Verkehr und Energie aufgezeigten Potentiale zu nutzen.

7.1. Aktion Pro-Nahversorgung

Für die Nahversorgung wichtig ist auch das Erkennen des Werts (gesunder) regionaler Produkte und Lebensmittel. Ökonomische Maßnahmen wie Nahversorgungsprämien sind mit Bewußtseinarbeit zu verbinden, OÖ ist hier ein Vorbild sein
. Förderung von Aktionen wie „Bewußt einkaufen“, die u.a. auf Maßnahmen bei der Verpackung abzielen

8. Aktion „Vorbildlicher Umweltschutz am Arbeitsplatz“
Standards für maximal erlaubte Konzentrationen von Schadstoffen am Arbeitsplatz sollen freiwillig verbessert werden. Arbeitsmedizinische Pilotprojekte und Reihenuntersuchungen sollen gestartet werden. Damit im Zusammenhang stehen bauökologische Fragen und die Problematik von Luftschadstoffen in Innenräumen.

9. Fairteilen und „Globalisierung von unten“

Seit Jahren rollt global, kontinental, national und regional eine gigantische Welle der Konzentration von Unternehmen und Eigentum. Für Regionen bedeutet dies meist eine Verlagerung der strategischen Entscheidungsprozesse aus der Region hin zu den (Finanz-) Zentren. Unmittelbar sichtbar ist z.B. die Fusionierung von Banken auf regionaler Ebene, durch die oft Entscheidungen aus Kleinregionen heraus verlagert werden.

Die insgesamt immer kurzfristiger werdenden Veranlagungshorizonte des Finanzkapitals sind nachhaltigem Wirtschaften direkt entgegen gerichtet. Eine Spekulationssteuer für internationale Finanztransaktionen ist daher wichtig: die Tobin-Steuer

Abgesichert soll ein sozial- und umweltgerechtes Wirtschaften auch durch einen Finanzausgleich, der von „raubbautreibende“ Regionen weg umverteilt. Der informelle Sektor (Haushaltsarbeit und Erziehung, Eigenversorgung), in dem fast die Hälfte der gesamten Arbeit erbracht wird, soll aufgewertet werden
.
Wichtig sind Aktionen wie z.B. die Clean Clothes Kampagne: Menschenrechte, Sozialstandards, Gesundheitsschutz, Gewerkschaftsrechte, gerechtere Löhne und Verantwortung der globalen Kapitaleigner müssen in globalen Produktionsstrukturen immer wieder problematisiert werden.

Grüne Sozial- und Arbeitsmarktpolitik basiert auf einer Um-Fair-Teilung von Arbeit, Zeit und Reichtum. Fairteilen braucht den Ausbau der infrastrukturellen Grundsicherung. Fairteilen fordert zur Existenzsicherung die finanzielle Grundsicherung. Modelle eine Grundsicherung im Alter, Kinder, Jugendliche und Familien, während erwerbsfreier Zeiten und gegen Armut wurden von  den Grünen ausgearbeitet. 

Fairteilen steht für neue Arbeitszeitmodelle. Fairteilen fordert weitreichende Arbeitszeitverkürzungen. Fairteilen baut auf eine sozialstaatliche und arbeitsmarktpolitische Verantwortung.
 

Nachhaltigkeit ohne Fairteilen national und weltweit wird es nicht geben, Machtabbau und Wirtschaftsdemokratie sind wesentliche Elemente einer nachhaltigen Entwicklung. Entscheidungen und Verantwortung soll vor allem möglichst weit unten angesiedelt sein: Regionale und lokale Wirtschaftskreisläufe sind zu stärken. Das heißt nicht Ausstieg aus dem Weltmarkt, sondern intelligente Einbindung und "Globalisierung von unten" durch internationale Vernetzung.
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� Ein methodisches Problem besteht darin, daß  es nicht nur um neue Arbeitsplätze, sondern ganz wesentlich auch um Bestandssicherung geht. Dies wird hier allerdings nicht unterschieden.


� Es wird angenommen, daß in den im folgenden nicht ausdrücklich berücksichtigten Sektoren die Abnahme von Arbeitsplätzen in einzelnen Industriezweigen den Zuwachs im Dienstleistungssektor aufwiegt, der eine allgemeine Entwicklungstendenz ist und nicht oder nur am Rand mit den vorgeschlagenen Maßnahmen zu tun hat
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� Beispielsweise die Berechnungen der Gesamteffekte einer ökologischen Steuerreform, bei denen quasi zur selben Problemstellung ein Top-down-Ansatz gewählt wird, während das vorliegende Grüne Wirtschaftskonzept einen Bottom-up- Ansatz verwendet Die geschätzten Arbeitsplatzeffekte einer ökologischen Steuerreform werden etwa vom WIFO netto mit + 11000 bis 34000 Beschäftigte angegeben. Im Konzept „anders steuern“ - im Ökosozialen Steuerkonzept der Grünen werden die Arbeitsplatzeffekte einer ökologischen Steuerreform netto mit 25000 bis 70000 angegeben. 


Weiters werden hier insbesondere Studien des österreichischen Klimabeirats sowie der Gewerkschaft der Privatangestellten, Klimaschutz im Betrieb, Tagungsband 1996 benutzt.
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� Das EU-Weißbuch zu den erneuerbaren Energien aus 1997 beziffert etwa allein die Nettoarbeitsplatzeffekte der Forcierung erneuerbarer Energien in der EU mit 500 000. Umgelegt auf Kärnten ergeben sich durch das hohe zusätzlich nutzbare Holzpotential Arbeitsplätze in der Größenordnung von 1000, die allerdings teilweise in dieser Berechnung unter „Landwirtschaft“ fallen. Die Ziffer 1300 ergibt sich aus einer Zunahme der Holzproduktion in der Forstwirtschaft mit den vor- und nachgelagerten Bereichen und der Entwicklung einer mittelständischen Holzver- und –bearbeitung. 
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�   Siehe Blau E., Weiß N, Wenisch A.: Die Reparaturgesellschaft - Das Ende der Wegwerfkultur, 1997


�  Siehe Köppl A., Pichl C.: Wachstumsmarkt Umwelttechnologien, WIFO, im Auftrag des BMwA
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� Annahme durch  Projekte wie oben beschrieben


� Siehe ÖÄR: Clusterentwicklung - Stand der Theorie und Praxis, 1997
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